Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 2090 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die Zeit vom 1. bis 31. August 1967 
sowie die dazu erteilten schriftlichen Antworten 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach der neue 
Band des Taschen- und Nachschlagebuches 
über die sowjetische Besatzungszone Deutsch- 
lands „SBZ von A-Z" vom gesamtdeutschen 
Ministerium nur deshalb noch nicht herausge- 
geben wurde, weil der Titel möglicherweise 
aus politischen Gründen geändert werden und 
die Einstellung der Regierung zur Deutsch- 
landpolitik in „Form und Inhalt der Publika- 
tionen" ihre Berücksichtigung finden sollen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Wehner 
vom 5. September 1967 

Von einer Verzögerung der Herausgabe des Taschenbuches^ 
wie sie in den Pressemeldungen behauptet wird, kann nicht die 
Rede sein. Das Lexikon erschien in der letzten 10. Auflage im 
Juni 1966. Die ersten Beiträge für die 11. Auflage, die ohne 
Abweichung von der bisherigen Erscheinungsweise für das Früh- 
jahr nächsten Jahres vorbereitet wird, liegen der Redaktion des 
Taschenbuches vor und werden dort bearbeitet. Es erscheint mir 
im übrigen selbstverständlich, daß Publikationen, die von einem 
Ministerium herausgegeben werden, dort, wo es möglich und 
notwendig ist, die Politik der Bundesregierung verdeutlichen. 


1. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach der fran- 

Ertl zösiche Staatspräsident de Gaulle anläßlich 

seiner letzten Konsultationsgespräche in Bonn 
— vor seinen Staatsbesuchen in Kanada und 
Polen — der Bundesregierung geraten haben 
soll, die Oder-Neiße-Linie als endgültige deut- 
sche Ostgrenze anzuerkennen, was seiner An- 
sicht nach die Bemühungen der Bundesrepu- 
blik um eine Verbesserung des Verhältnisses 
zu den osteuropäischen Staaten außerordent- 
lich erleichtern würde? 


Omdc; Buchdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Aileinvertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Schütz 
vom 25. August 1967 

Die Pressemeldungen treffen in dieser Form nicht zu. Es ist 
richtig, daß die Problematik der Oder-Neiße-Linie zwischen 
Präsidenten de Gaulle und Bundeskanzler Kiesinger bei den 
letzten Konsultationsgesprächen in Bonn erörtert worden ist. 
Bundeskanzler Kiesinger hat den Standpunkt der Bundesregie- 
rung, wie er in der Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 
zum Ausdruck gebracht worden ist, erläutert. Von einem Rat 
des Präsidenten de Gaulle an Bundeskanzler Kiesinger kann 
dabei keine Rede sein. 

3. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach Or- 
Schultz gane der DDR eine Bürgerin der Bundesrepu- 

(Gau- blik auf ungarischem Boden verhaftet haben? 

Bischofsheim) 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 23, August 1967 

Wie das ungarische Außenministerium dem Leiter unserer 
Handelsvertretung Budapest gegenüber erklärte, ist die bis 1960 
in der SBZ wohnhaft gewesene deutsche Staatsangehörige Fräu- 
lein Annemarie Derlig im Juli in Ungarn von ungarischen 
Stellen verhaftet und auf Grund des ungarisch-sowjetzonalen 
Rechtshilfeabkommens an die SBZ ausgeliefert worden. Sie wird 
beschuldigt, gegen die SBZ, Ungarn und andere sozialistische 
Staaten Spionage getrieben zu haben. Ob es, wie die Mutter 
von Fräulein Derlig angibt, sowjetzonale Organe waren, die die 
Verhaftung vorgenommen haben, wird sich angesichts der amt- 
lichen ungarischen Darstellung wohl schv/er nachweisen lasseru 


4. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Welche Schritte diplomatischer oder sonstiger 
Art hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Freilassung der betroffenen deutschen 
Staatsangehörigen zu erreichen und für die 
Zukunft sicherzustellen, daß sich ein solches 
Vorkommnis nicht wiederholt? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 23. August 1967 

Der Leiter unserer Handelsvertretung in Budapest ist auf 
Weisung des Auswärtigen Amts im ungarischen Außenministe- 
rium vorstellig geworden. Er hat um Aufklärung des Sachver- 
halts und eingehende Begründung der gegen Fräulein Derlig 
erhobenen Beschuldigungen ersucht und gleichzeitig auf die 
nachteiligen Auswirkungen des Vorfalls auf das deutsch-unga- 
rische Verhältnis sowie auf den Touristenverkehr hingewiesen. 
Das Gespräch mit der ungarischen Regierung ist noch nicht abge- 
schlossen. 


5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es sich 
Kahn-Ackermann bei den leitenden Beamten des iranischen Kon- 
suiatsdienstes in der Bundesrepublik fast 
durchweg um Offiziere des iranischen Staats- 
sicherheitsdienstes SAVAK handelt, die um 
eine politische Überwachung der persischen 
Staatsbürger in der Bundesrepublik bemüht 
sind? 
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Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn 
vom 6. September 1967 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß es sich „bei den 
leitenden Beamten des iranischen Konsulatsdienstes in der Bun- 
desrepublik fast durchweg um Offiziere des iranischen Staats- 
sicherheitsdienstes SAVAK" handelt. Auch die in Frage kom- 
menden Länder Bayern, Hamburg und Nordrhein-Westfalen 
haben mitgeteilt, daß ihnen dies nicht bekannt sei. 

Im allgemeinen unterhalten diplomatische und konsularische 
Vertretungen fremder Staaten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Kontakte zu den hier lebenden eigenen Staatsangehörigen. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich fremde Ver- 
tretungen für das politische Verhalten der hier lebenden eigenen 
Staatsangehörigen interessieren. 

Solange sich die Beziehungen zwischen einer ausländischen 
Vertretung und den Staatsangehörigen ihres Landes im Rahmen 
der deutschen Gesetze und der diplomatischen Gepflogenheiten 
halten, hat die Bundesregierung keine Möglichkeit, sich hier- 
gegen zu wenden. 


6. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt hat die Bundersegie- 
Kahn-Ackermann rung erstmalig Kenntnis darüber erlangt, daß 

die seiner Zeit an den Iran verkauften SABRE 
Jets angeblich gar nicht im Iran gewartet 
werden können? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 25. August 1967 

Die Bundesregierung hat erstmalig am 6. Juli 1966 davon 
Kenntnis erhalten, daß die Sabre-Jets nicht im Iran gewartet 
werden können. Zu diesem Zeitpunkt waren 62 Maschinen 
bereits geliefert. 

7. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung über die 

Dr. Marx Bedingungen mitteilen, nach denen ausreise- 

(Kaiserslautern) willigen Deutschen oder Deutschstämmigen zu 

früheren Zeitpunkten und gegenwärtig die 
Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutsch- 
land durch Staaten des Ostblocks gestattet 
wurde und wird? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Schütz 
vom 24. August 1967 

Die Regierungen der osteuropäischen Staaten gestatten ihren 
Staatsangehörigen deutscher Volkszugehörigkeit, wenn auch 
nur in sehr beschränktem Umfang, seit geraumer Zeit die Aus- 
reise sowohl zu Besuchsreisen als auch zur Übersiedlung ins 
Bundesgebiet. Die Bedingungen, nach denen diese Anträge an- 
genommen und genehmigt werden, waren und sind in den ein- 
zelnen Ländern recht unterschiedlich. Die Regierungen der ost- 
europäischen Staaten vertreten im allgemeinen die Auffassung, 
daß die Genehmigung der Ausreise von Personen, die sie als ihre 
eigenen Staatsangehörigen ansehen, eine Entscheidung ist, die 
ihre Souveränität berührt und sich daher der Beeinflussung 
durch ausländische Regierungen entzieht. Die Praxis der ein- 
zelnen Länder ist in der Regel abhängig vom Stand ihrer inneren 
Liberalisierung. 
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Aus humanitären Gründen, sowie im Hinblick auf ihre Obhuts- 
pflicht für ihre Staatsbürger versucht die Bundesregierung, den 
durch die Kriegsfolgen getrennten Familien dadurch zu helfen, 
daß sie bei jeder sich bietenden Gelegenheit an die osteuro- 
päischen Regierungen appeliert, die vom Roten Kreuz betriebene 
Familienzusammenführung in stärkerem Maße als bisher zu 
unterstützen. Dies ist z. B. auch anläßlich des kürzlidien Besuchs 
des Herrn Bundesministers des Auswärtigen in Bukarest ge- 
schehen. 


8. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
Dr. Marx nommen, um der unter Mitwirkung offizieller 

(Kaiserslautem) ungarischer Stellen durch Geheimdienstbe- 
amte der SBZ an der ungarischen Grenze 
verhafteten Staatsbürgerin der Bundesrepublik 
Deutschland Annemarie Derlig zur Freiheit 
zu verhelfen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 23. August 1967 

Wie das ungarische Außenministerium dem Leiter unserer 
Handelsvertretung Budapest gegenüber erklärte, ist die bis 1960 
in der SBZ wohnhaft gewesene deutsche Staatsangehörige Fräu- 
lein Annemarie Derlig im Juli in Ungarn von ungarischen 
Stellen verhaftet und auf Grund des ungarisch-sowjetzonalen 
Rechtshilfeabkommens an die SBZ ausgeliefert worden. Sie wird 
beschuldigt, gegen die SBZ, Ungarn und andere sozialistische 
Staaten Spionage getrieben zu haben. Ob es, wie die Mutter von 
Fräulein Derlig angibt, sowjetzonale Organe waren, die die 
Verhaftung vorgenommen haben, wird sich angesichts der amt- 
lichen ungarischen Darstellung wohl schwer nachweisen lassen. 

Der Leiter unserer Handelsvertretung in Budapest ist auf 
Weisung des Auswärtigen Amts im ungarischen Außenministe- 
rium vorstellig geworden. Er hat um Aufklärung des Sachver- 
halts und eingehende Begründung der gegen Fräulein Derlig 
erhobenen Beschuldigungen ersucht und gleichzeitig auf die 
nachteiligen Auswirkungen des Vorfalls auf das deutsch-unga- 
rische Verhältnis sowie auf den Touristenverkehr hingewiesen. 
Das Gespräch mit der ungarischen Regierung ist noch nicht ab- 
geschlossen. 


9. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
die deutsche Öffentlichkeit — vor allem aber 
die in gewisse kommunistisch beherrschte 
Staaten einreisende Touristen — über evtl. 
Verhaftungen durch Organe des Staatssicher- 
heitsdienstes der SBZ und über den mangeln- 
den Rechtsschutz, der den Gefährdeten zuteil 
werden kann, aufklären? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Schütz 
vom 30. August 1967 

Die Bundesregierung kann nicht ohne weiteres davon aus- 
gehen, daß Touristen aus der Bundesrepublik Deutschland bei 
Einreisen in Ostblockstaaten durch Organe des Staatssicher- 
heitsdienstes der SBZ verhaftet worden sind. Sie sieht also zur 
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Zeit keine Veranlassung, Touristen, die nach den Ostblockstaaten 
reisen, vor Verhaftungen gerade durch Organe des Staatssicher- 
heitsdienstes der SBZ zu warnen. 

Wie weit allgemein die Gefahr einer Verhaftung in den Ost- 
blockländern und einer Auslieferung an die SBZ besteht, darüber 
ist die Öffentlichkeit durch Erklärungen der Bundesregierung 
und die Erörterungen der deutschen Presse in der letzten Zeit 
eingehend unterrichtet worden. Dabei ist auch zum Ausdruck 
gekommen, daß die Möglichkeiten einer wirksamen Hilfe in den 
Ländern, in denen keine diplomatischen Vertretungen bestehen, 
beschränkt sind. 


10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, an allen diplo- 
Dr. Jahn matischen Vertretungen in Industrienationen 

(Braunschweig) Wissenschaftsattaches einzusetzen? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn 
vom 7. September 1967 

Die Bundesregierung hat in der Erkenntnis, daß die technisch- 
wissenschaftliche Entwicklung in den hochindustrialisierten 
Staaten in immer stärkerem Maße die Außenpolitik beeinflußt, 
schon 1962 Erwägungen angestellt, technisch-naturwissenschaft- 
liche Referenten an einige Botschaften in den größten und wich- 
tigsten Industrieländern zu entsenden. Die Schaffung von Plan- 
stellen für Wissenschaftsreferenten an den Botschaften in den 
wichtigsten Industrieländern und die Errichtung einer Kopfstelle 
im Auswärtigen Amt konnte indes zunächst nicht erreicht wer- 
den. Erstmals im Haushalt 1962 wurden Mittel in Höhe von 
100 000 DM für die Einstellung eines Wissenschaftsreferenten 
genehmigt. Auf Honorarbasis konnte jedoch kein geeigneter 
Bewerber gefunden werden. Eine im Jahre 1965 schließlich be- 
willigte Steile für einen Wissenschaftsreferenten bei der Botschaft 
in London konnte im Frühjahr 1967 besetzt werden. 

Die für das Haushaltsjahr 1967 von der Bundesregierung 
beantragten beiden Planstellen für Wissenschaftsreferenten in 
Washington und Paris (Bes, Gr. A 16) sind im Zuge des vom 
Deutschen Bundestag beschlossenen allgemeinen Stellenstops 
nicht bewilligt worden. Sie werden — wie auch eine Planstelle 
A 16 für einen Wissenschaftsreferenten bei der Botschaft in 
Moskau — im Haushaltsjahr 1968 beantragt, sofern sie nicht 
über die dem Haushaltsausschuß vorzulegende Nachschiebeliste 
1967 bewilligt werden. 

Für das Haushaltsjahr 1969 ist die Anforderung zunächst 
einer A 16-Stelle für einen Wissenschaftsreferenten bei der 
Botschaft in Tokyo beabsichtigt. 

Unabhängig von der Entsendung von Wissenschaftsreferenten 
nach Paris, Tokyo, Moskau, London und Washington sowie — zu 
einem späteren Zeitpunkt — auch an die deutschen Vertretungen 
in Schweden, der Schweiz, den Niederlanden, Belgien, Kanada, 
Indien, Brasilien und Argentinien werden von den deutschen 
Auslandsvertretungen in zunehmendem Maße Berichte über Fra- 
gen der wissenschaftlich-technischen Entwicklung und der inter- 
nationalen Zusammenarbeit des Gastlandes verlangt. Dies hat 
schon jetzt dazu geführt, daß bestimmte Angehörige der Ver- 
tretungen neben ihren sonstigen Aufgaben sich insbesondere 
mit Fragen der Weltraumerschließung, der Kernenergie und der 
technologischen Entwicklung zu befassen haben. Es ist beabsich- 
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tigt, diesem Aspekt auch bei der Ausbildung des Diplomaten- 
nachwuchses und der Fortbildung der Beamten des Auswärtigen 
Dienstes erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. Die wachsende 
Bedeutung der wissenschaftlich-technischen Fragen für die inter- 
nationalen Beziehungen gestattet es nicht, Berichterstattung und 
Kontaktpflegc auf diesem Gebiet nur von solchen Auslandsver- 
tretungen zu erwarten, die mit Wissenschaftsreferenten ausge- 
stattet sind. Allerdings wird auch die teilweise Beschäftigung 
mit wissenschaftlich-technischen Fragen auf die Dauer nicht ohne 
Auswirkungen auf die Stellenausstattung der Auslandsvertre- 
tungen bleiben. 

Abschließend ist zu bemerken, daß an der Botschaft Washing- 
ton das Sachgebiet des künftigen Wissenschaftsreferenten bereits 
seit Jahren durch einen entsprechend vorgebildeten Angehöri- 
gen der Wirtschaftsabteilung wahrgenommen wird. 


11. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für nötig und an- 

Picard gcsichls erheblicher Einschränkungen der so- 

zialen Leistungen des Bundes für vertretbar, 
daß Kosten für Reitunterricht während der 
Ausbildung angehender Beamter im diploma- 
tischen Dienst vom Bund getragen werden? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn 
vom 12. September 1967 

Das Auswärtige Amt hat seit Wiederaufnahme der Attache- 
ausbildung nach dem Kriege, d. h. seit rund 17 Jahren, die 
Erlernung des Reitens unter dem Nachwuchs für den höheren 
Dienst in beschränktem Umfange durch amtliche Mittel gefördert. 
Diese Maßnahme geht von der Erfahrung aus, daß seine im 
Ausland eingesetzten Beamten u. a. auch über bestimmte Sport- 
arten, zu denen z. B. das Reiten gehört, nützliche Kontakte und 
Verbindungen zu maßgebenden Kreisen des Gastlandes zwang- 
los hersteilen und pflegen können. Ein leistungsfähiger Aus- 
wärtiger Dienst muß aber, um stets gut unterrichtet zu sein, 
über möglichst zahlreiche Kontakte verfügen. 

Diese amtliche Förderung erschien — damals wie heute — 
umso angebrachter, als damit auch solchen Attaches, die vor 
Eintritt in den Vorbereitungsdienst des Auswärtigen Amtes 
diesen Sport aus eigenen Mitteln nicht betreiben konnten, Gele- 
genheit gegeben wurde, ihn zu erlernen. 

Dementsprechend sieht § 13 der Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung für den höheren Auswärtigen Dienst vom 17. März 1961 
u. a. vor, daß die Ausbildung durch sportliche Betätigung ergänzt 
werden soll. Im übrigen findet der Reitunterricht nur während 
der 10 Monate dauernden theoretischen Ausbildung in der Aus- 
bildungsstätte statt. 

Die weitere Frage, ob die Bundesregierung diese Förderung 
angesichts erheblicher Einschränkungen der sozialen Leistungen 
des Bundes noch im Jahre 1967 für vertretbar hält, möchte ich 
auch in Anbetracht des Größenunterschiedes zwischen den Be- 
trägen, weiche hier einander gegenübergestellt werden, bejahen. 
Von den für die Ausbildung der Anwärter des höheren Aus- 
wärtigen Dienstes im Bundeshaushaltsplan bewilligten Mitteln 
(Kap. 05 01 Tit. 260) wird ein ganz geringer Teil (knapp über l®/o, 
d. h. zwischen 3000 DM und 4000 DM p. a.) für Zuschüsse zu den 
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Kosten des Reitunterrichts verbraucht. Zu Beginn des Rech- 
nungsjahres 1967 wurde die Zahlung von Zuschüssen zunächst 
im Hinblick auf die noch nicht abgeschlossenen Haushaltsver- 
handlungen eingestellt. Nach Verabschiedung des Haushaltsplans 
konnte die sportliche Betätigung weiter gefördert werden, zu- 
mal Klarheit über die Höhe der für kulturelle Veranstaltungen, 
Sport und dergl. verfügbaren Miftel bestand. Mit Beginn eines 
weiteren Lehrgangs Anfang August d. J. werden wieder Zu- 
schüsse zum Reitunterricht gezahlt. Die Gesamtkosten werden 
sich im laufenden Rechnungsjahr in einem sehr bescheidenen 
Rahmen halten, da lediglich bis zu vier Reitstunden im Monat 
berücksichtigt und voraussichtlich nur zehn Nachwuchsbeamte 
am Reitunterricht Icilnehmen werden. 


12. Abgeordneter Welche Art von Opfern hafte der Bun- 

Prochazka desaußenminister anläßlich seines Rumänien- 

besuches im Auge, als er erklärte, daß die 
Bundesregierung um der europäischen Sicher- 
heit willen zu Opfern bereit sei? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Brandt 
vom 5. September 1967 

Die von Ihnen zitierte Äußerung habe ich nicht getan. Ich habe 
in meiner Tischrede anläßlich des Abendessens am 4. August 
1967 für den rumänischen Außenminister folgendes gesagt: 

„Ich hoffe, Verständnis auch für die Auffassung meiner Regie- 
rung gefunden zu haben, deren Politik der Entspannung und 
der Sicherung des Friedens in der Welt, insbesondere aber 
in Europa dienen will. Ein wichtiger Bestandteil dieser Politik 
ist die Bereitschaft zur Verständigung und guten Zusammen- 
arbeit mit den Staaten des Ostens und Südostens Europas. 
Unsere Politik wendet sich an alle und gegen niemanden. 
Sie will verbinden und nicht trennen. Sie sucht einen gerech- 
ten Ausgleich in Europa und ist auch zu Opfern bereit. Als 
Mittel bedient sie sich nur der Überzeugungskraft; der 
Gewalt hat sie entsagt." 

Ich habe damit die bekannte Auifassung dieser Bundesregie- 
rung bekräftigt, daß das deutsche Volk bereit ist, für einen 
gerechten und dauerhaften Ausgleich in Europa Opfer zu bringen. 
Diese von allen Parteien des Deutschen Bundestages getragene 
Politik ist auch schon früher öffentlich mehrfach dargelegt wor- 
den. 

Die Bundesregierung hat stets betont, daß über mögliche 
Opfer konkret erst dann gesprochen werden kann, wenn zugleich 
über den europäischen Ausgleich und damit über eine Lösung 
der deutschen Frage gesprochen wird. 


13. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
Biechele rung, um die Sicherheit deutscher Staatsange- 

höriger in vom Bürgerkrieg heimgesuchten 
Nigeria zu gewährleisten? 
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14. Abgeordneter Sind inzwischen deutche Staatsangehörige in 

Biechele den Wirren des Bürgerkrieges in Nigeria an 

Leib und Leben zu Schaden gekommen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Schütz 
vom 1. September 1967 


Am 1. Mai 1967 befanden sich in Nigeria etwa 1500 Deutsche 
(600 Männer, 425 Frauen, 475 Kinder) auf die einzelnen Regionen 
verteilt wie folgt: 


Nordregion 

295 

Lagos 

800 

Westregion 

85 

Ostregion 

200 

Midwestregion 

110 




Nach dem Abfall der Ostregion und der Blockade dieses Gebietes 
durch die Zentralregierung wurden alle ausreisewilligen Frauen 
und Kinder von dort mit einer Chartermaschine, auf dem Land- 
wege bzw. mit einem deutschen Schiff auf amtliche Kosten nach 
Lagos evakuiert. Die zunächst zurückgebliebenen Männer schlos- 
sen sich nach Ausbruch der Feindseligkeiten z. T. der letzten 
offiziellen, von der nigerianischen Zentralregierung und den 
Behörden Biafras genehmigten Evakuierung auf dem italieni- 
schen Schiff „Isonzo" an, z. T. setzten sie sich privat auf dem 
Land- oder Seewege nach Kamerun ab. 


Nach dem Abfall der Midwestregion am 9. August 1967 
wurde die Evakuierung aller Europäer aus diesem Gebiet orga- 
nisiert. Das deutsche Schiff „Steinhöft" brachte fast alle deut- 
schen Staatsangehörigen aus dieser Region auf amtliche Kosten 
nach Lagos. Viele der Evakuierten kehrten nach Deutschland 
zurück. 

Am 30. August 1967 befanden sich noch knapp 1000 deutsche 
Staatsangehörige in Nigeria, nämlich 

Nordregion ca. 260 Lagos ca. 650 

Westregion ca. 75 Ostregion ca. 7 

Midwestregion vermutlich 4 

Sie haben von der Botschaft Verhaltensmaßregeln für den 
Krisenfall und für eine eventuell notwendig werdende Evaku- 
ierung erhalten. 

Die Botschaft geht die nigerianischen Behörden, soweit not- 
wendig, um Unterstützung ihrer Maßnahmen und Gewährung 
von Schutz für die deutschen Staatsangehörigen an. 

Aus den nicht im Kampfgebiet liegenden Teilen Nigerias 
kehrten auf Empfehlung der Botschaft Lagos teilweise Frauen 
und Kinder auf eigene Kosten nach Deutschland zurück. 

Bei einem Angriff eines ostnigerianischen Flugzeugs auf dem 
Flugplatz Kaduna am 10. August 1967 kam ein deutscher 
Staatsangehöriger ums Leben, zwei weitere wurden leicht ver- 
letzt. Die Betroffenen gehörten einer Gruppe der Firma Dornier 
an, die deutsche, an Nigeria verkaufte Zivilflugzeuge wartete. 
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Geschäftsbereich des Biindesministers des Innern 


15. Abgeordneter Entspricht es der Ansicht des Bundesministe- 
Dr. Bechert riums der Verteidigung, daß kein Wehrpflich- 

(Gau-Algesheim) tiger unter 25 Jahren langfristige finanzielle 
Verpflichtungen vor der Einziehung zum 
Grundwehrdienst eingehen darf, die im Rah- 
men seines Einkommens liegen, wie das Kreis- 
wehrersatzamt Kassel grundsätzlich gegen- 
über einem Wehrpflichtigen erklärt hat, der 
wegen eines Hausbaues langfristige finanzielle 
Verpflichtungen eingegangen war, denen er 
wegen der Einziehung nicht mehr voll nach- 
kommen konnte? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 16. August 1967 

Das Unterhaltssicherungsgesetz sieht nach § 7 Abs. 2 Nr. 6 
Buchstabe d als Sonderleistungen den Ersatz für Aufwendungen 
aus dem Bau von Eigenheimen vor, wenn diese Verpflichtungen 
zwölf Monate vor der Einberufung bestanden haben und 15 vom 
Hundert des in den zwölf Monaten vor der Einberufung nach- 
gewiesenen Nettoeinkommens nicht übersteigen. 

Soweit die Aufwendungen des Wehrpflichtigen aus Schuld- 
verpflichtungen überhaupt nicht oder wegen Überschreitung 
der 15 v. H. -Grenze nur z. T. erstattet werden, können die ober- 
sten Landesbehörden, wenn eine besondere Härte vorliegt, nach 
§ 23 USG einen Härteausgleich in Höhe der Zinsen und der 
banküblichen Stundungskosten gewähren. Voraussetzung dafür 
ist, daß die Schuldverpflichtungen vor Zustellung des Einberu- 
fungsbescheides entstanden sind und für die Dauer des Wehr- 
dienstes gestundet werden. 

Tilgungsbeträge können keinesfalls übernommen werden. 

Sofern der Kredit weiterhin zu den ursprünglichen Bedin- 
gungen getilgt wird, können im Höchstfall die Kosten anerkannt 
werden, die als bankübliche Kreditkosten zulässig sind. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es nicht nur gegen die guten Sitten, sondern 
auch gegen die im Grundgesetz garantierte 
Würde des Menschen verstößt, wenn wegen 
Mordes oder Totschlages straffällig Gewor- 
dene ihre Memoiren über den Hergang ihrer 
Tat, wegen der sie einsitzen bzw. bereits ver- 
urteilt sind, gegen beträchtliche Honorare 
publizieren können? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 18. August 1967 

Nach Artikel 1 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes ist die Würde 
des Menschen unantastbar. Durch diese Vorschrift soll vor allem 
sichergestellt werden, daß der Mensch als eine zu eigenverant- 
wortlicher Lebensgestaltung fähige Persönlichkeit geachtet und 
nicht zum bloßen Objekt staatlicher oder sonstiger Maßnahmen 
erniedrigt wird. Verletzungen der Menschenwürde sind bei- 


16. Abgeordneter 

Fritz 

(Wiesbaden) 
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spielsweise: Erniedrigung, Brandmarkung, Verfolgung, Äch- 
tung, gänzliche Vernichtung der beruflichen und menschlichen 
Existenz (Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts Bd. 1 
S. 97 [104]; Bd. 7 S. 198 [221]). 

Von diesen Gesichtspunkten ist auch bei der Beurteilung der 
Frage auszugehen, ob die Veröffentlichung von Memoiren von 
Mördern die Menschenwürde verletzt. So kann der Inhalt der 
Veröffentlichung gegen die Menschenwürde verstoßen, wenn der 
Täter bei seinen Schilderungen keine Rücksicht auf die ureigenste 
Privatsphäre des Opfers oder seiner Angehörigen nimmt, wenn 
er die Tat verherrlicht und dergleichen mehr. Nach meiner Auf- 
fassung dürfte die Veröffentlichung von Memoiren von Mördern 
auch dann nicht mit der Wertordnung des Grundgesetzes ver- 
einbar sein, wenn der Mörder seine Lebens- und Tatschilderun- 
gen lediglich deswegen veröffentlichen will, um die Tat kom- 
merziell auszunutzen. 


17. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bündesre- 

Fritz gierung bei Bejahung der Frage 16 vorzu- 

(Wiesbaden) schlagen, um dieses Gebot des Grundgesetzes 
zu erfüllen und damit gleichzeitig den Bürgern 
das Gefühl zu nehmen, das Verkaufsrecht 
eines Verbrechers, das aufgrund eines Ver- 
brechens zu hohen Einnahmen führt, stehe 
höher als die Würde des Menschen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 18. August 1967 

Verfaßt ein Untersuchungsgefangener für die Presse einen 
Lebens- und Tatbericht, so sind seine Sendungen dem Richter 
zur Kontrolle vorzulegen (§ 119 Abs. 6 der Strafprozeßordnung). 
Dieser kann einen solchen Bericht anhalten, wenn seine Weiter- 
gabe das Strafverfahren beeinträchtigen könnte, sein Inhalt 
strafbar oder die Weitergabe geeignet ist, die Ordnung in der 
Haftanstalt zu gefährden (Nr. 34 Abs. 1 der Untcrsuchungshaft- 
vollzugsordnung). Bei Strafgefangenen obliegt die Kontrolle des 
Schriftverkehrs dem Leiter der Haftanstalt oder dem von ihm 
damit betrauten Beamten. Nach Nr. 155 Abs. 2 der Dienst- und 
Vollzugsordnung kann der Anstaltsleiter Schreiben eines Straf- 
gefangenen anhalten, in denen Straftaten erörtert sind. 

Weitergehende Rechtsgrundlagen für staatliche Maßnahmen 
gegen beabsichtigte Veröffentlichungen bestehen zur Zeit nicht. 
Insbesondere enthalten auf dem Gebiet des Presserechts, auf 
dem der Bund nur eine Rahmenkompetenz für die allgemeinen 
Rechtsverhältnisse der Presse hat (Artikel 75 Nr. 2 des Grund- 
gesetzes), die Gesetze der Länder keine Vorschriften über die 
hier in Frage stehenden Veröffentlichungen. Die Bundesregie- 
rung wird prüfen, ob die vorhandenen Rechtsgrundlagen ausrei- 
chen oder ob sie ergänzt werden sollten. 


18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zu 
Mattlies einer Wehrübung (Reserveübung) einberufe- 

nen Wehrpflichtigen lange Wartezeiten, im 
Verhältnis zur Dauer der Übung, auf die ihnen 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz zustc- 
hende Verdienstausfallentschädigung in Kauf 
nehmen müssen? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 16, August 1967 

Klagen von zu Wehrübungen einberufenen Wehrpflichtigen 
über eine lange Bearbeitungsdauer ihrer Anträge sind bekannt. 
In den meisten Fällen haben meine Feststellungen ergeben, daß 
die Wehrpflichtigen die für die Festsetzung der Unterhaltssiche- 
rungsleistungen erforderlichen Unterlagen nicht rechtzeitig bei- 
gebracht haben. In einigen anderen Fällen hat der bekannte 
Personalmangel in der öffentlichen Verwaltung dazu geführt, 
daß Anträge auf Unterhaltssicherungsleistungen nicht so zügig 
bearbeitet worden sind, wie dies allseitig gewünscht wird. 

Die Unterhaltssicherungsbehörden sind angewiesen worden, 
in allen Fällen, in denen die Festsetzung der Leistungen in an- 
gemessener Zeit nicht möglich ist und eine soziale Notwendig- 
keit besteht, Abschläge zu zahlen. 


19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Matthes durch Änderung des Antragverfahrens die in 

Frage 18 aulgezeigten Mängel beseitigt wer- 
den können? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 16. August 1967 

Die späte Zahlung von Leistungen zur Unterhaltssicherung ist 
zu einem gewissen Teil auf § 10 des Unterhaltssicherungsgeset- 
zes zurückzuführen. 

Da das Nettoeinkommen im letzten Jahr vor der Einberufung 
als Grundlage für die Berechnung der Unterhaltssicherungslei- 
stungen dient, kann — je nach dem Tag der Einberufung - — die 
Lohnbescheinigung oftmals erst während oder nach der Wehr- 
übung vorgelegt werden. 

Um hier abzuhelfen, ist für die in Arbeit befindliche Novellie- 
rung des Unterhaltssicherungesetzes vorgesehen, den letzten 
Monat vor der Einberufung nicht in den Bemessungszeitraum 
einzubeziehen und außerdem den Bemessungszeitraum von zwölf 
auf sechs Monate herabzusetzen. Hierdurch wird der Wehr- 
pflichtige in die Lage versetzt, die für die Berechnung seiner 
Unterhaltssicherungsleistungen notwendigen Unterlagen recht- 
zeitig vor seinem Einberufungstermin einzureichen. 

Außerdem ist beabsichtigt, das bisher von der Truppe gezahlte 
Übungsgeld durch die Unterhaltssicherungsbehörden auszahlen 
zu lassen. Bisher hat sich oftmals eine Verzögerung in der Fest- 
setzung der Unterhaltssicherungsleistungen ergeben, weil die 
Unterhaltssicherungsbehörden erst die Benachrichtigung der 
Truppe über die Höhe des auf die Verdienstausfallentschädi- 
gung anzurechnenden Übungsgeldes abwarten mußten. 

Diese Änderungen werden entscheidend dazu beitragen, Kla- 
gen über schleppende Bearbeitung von Anträgen durch die Un- 
terhaltssicherungsbehörden zu vermeiden. 


20. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Rollmann rung von den künftigen Aufgaben und der 

künftigen Arbeit des Bundesluftschutzverban- 
des? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 18. August 1967 

Die Bundesregierung hat über die künftigen Aufgaben und 
die künftige Arbeit des Bundesluftschutzverbandes noch keine 
Entscheidung getroffen. Die Planungen für die zivile Verteidi- 
gung werden insgesamt zur Zeit überprüft. Diese Umplanung 
ist vor allem durch die außerordentlich einschneidenden Kür- 
zungen der Haushaltsmittel bedingt, die der zivilen Verteidi- 
gung im Rechnungsjahr 1968 und — im Rahmen der mittelfristi- 
gen Finanzplanung des Bundes — bis 1971 zur Verfügung 
stehen sollen. 

Von einer Neuplanung der zivilen Verteidigung kann auch der 
Bundesluftschutzverband nicht ausgenommen werden. Er wird 
voraussichtlidi Einschränkungen in seiner Struktur und seinen 
Aufgaben zur Minderung seiner Verwaltungskosten hinnehmen 
müssen. Hierauf hat schon der Herr Parlamentarische Staats- 
sekretär Benda auf eine Frage des Herrn Kollegen Prochazka 
in der 116. Sitzung des Deutschen Bundestages am 28. Juni 1967 
(Protokoll S. 5768) hingewiesen. Wie sich diese Einschränkungen 
im einzelnen auswirken werden, ist noch nicht entschieden. 
Eine Vorentscheidung wird wahrscheinlich der Bundesverteidi- 
gungsrat im Laufe des Monats September treffen. 

21. Abgeordneter Wie hoch sind die Kosten der Sicherheits- 
Kahn-Ackermann maßnahmen, die während des Staatsbesuches 

des iranischen Kaiserpaares in der Bundes- 
republik durchgeführt werden mußten? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 29. August 1967 

Die Kosten für die Sicherheitsmaßnahmen aus Anlaß des 
Staatsbesuches des iranischen Kaiserpaares belaufen sich beim 
Bundeskriminalamt auf 5334,75 DM. Sie setzen sich aus Reise- 
kosten, Betriebskosten für den Kraftfahrzeugeinsatz und Mate- 
rialkosten zusammen. 

Die Höhe der entsprechenden Kosten in den von den Staats- 
gästen besuchten Bundesländern ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Mann- 

Dr. Kühler heim amerikanische Straftaten sich im Juni und 

Juli gegenüber dem Vorjahr von 35 auf 105 
Zwischenfälle verdreifacht haben? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 7. September 1967 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Straftaten und sonstige 
Übergriffe amerikanischer Soldaten in Mannheim in den Mona- 
ten Juni/Juli 1967 relativ stark zugenommen haben. In diesen 
beiden Monaten wurden 108 Delikte registriert, in den entspre- 
chenden Monaten des Vorjahres 35 Delikte. Die in der Anlage 
beigefügte Übersicht gibt über die Entwicklung näheren Auf- 
schluß. 

Das Ansteigen der Kriminalität in den Sommermonaten 1967 
wird teilweise auf die warme Witterung und den dadurch ge- 
steigerten Alkoholgenuß, teilweise aber auch auf schlechte 
Truppendisziplin zurückgeführt. 
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Anlage 



Juni 

1966 

Juli 

1966 

Juni 

1967 

Juli 

1967 

Mord/Mordversuch 




1 

Raub 

2 

— 

9 

3 

Versuchte/vollendete 

Notzucht 

2 


3 

2 

Körperverletzung 

4 

2 

11 

11 

Sachbeschädigung 

2 

1 

5 

7 

Ruhestörung 

2 

1 

3 

8 

Bedrohung/Belästigung 

— 

— 

1 

— 

Schlägerei 

— 

— 

— 

2 

Hausfriedensbruch 

1 

— 

— 

1 

Widerstand 

— 

— 

— 

4 

Trunkenheit 

4 

— 

— 

4 

Grober Unfug 

2 

3 

5 

8 

Verunreinigung des 
Gehweges 



1 

3 

1 

Erregung öffentlichen 
Ärgernisses 



1 





Diebstahl 

4 

1 

7 

7 

Unterschlagung 

— 

1 

— 

— 

Betrug 

— 

— 

2 

— 

Unzucht zwischen 

Männern 

1 

_ 

1 



Sonstige Zwischenfälle 
(Nächtigen auf einer 

Bank, Namensfeststel- 
lung, Jagdwilderei) 



1 

2 


24 

11 

51 

61 


23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese Entwick- 
Dr. Kübler lung dadurch einzudämmen, daß sie auf die 

Verbündeten einwirkt, 1. das Rotationsprin- 
zip der US-Armee für Chefs der Militärpolizei 
zu ändern und diesen durch eine längere 
Amtszeit die Zusammenarbeit mit der deut- 
schen Polizei zu ermöglichen, 2. durch sonstige 
innerdienstliche Maßnahmen wie Ausgangs- 
sperren für besonders anfällige Einheiten die 
Sicherheit auf Mannheims Straßen wieder her- 
zustellen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 7. September 1967 

Wegen der starken Zunahme der Kriminalität hat bereits der 
Polizeipräsident in Mannheim bei dem Hauptquartier der ame- 
rikanischen Militärpolizei und bei dem zuständigen amerikani- 
schen Truppenkommandeur interveniert. Auf Grund dieser In- 
terventionen werden zur Eindämmung der Kriminalität folgende 
Sofortmaßnahmen durchgeführt: 

a) Die Zahl der amerikanischen Militärpolizeistreifen wird min- 
destens verdoppelt. Außer den gemischten Funkstreifen deut- 
scher Polizei und amerikanischer Militärpolizei werden künf- 
tig auch gemischte Fußstreifen in der Innenstadt eingesetzt. 

b) Am Monatsende (Zahltag) und an den Wochenenden werden 
Omnibusse der US-Armee an mehreren Stellen der Innen- 
stadt (Marktplatz, Wasserturm, Alter Meßplatz) eingesetzt, 
um die amerikanischen Soldaten nach Eintritt der Polizei- 
stunde in die Kasernen zurückzufahren. Es soll auf diese 
Weise erreicht werden, daß die Soldaten die Innenstadt be- 
schleunigt und ohne Möglichkeit zu irgendwelchen Über- 
griffen verlassen. 

c) Bei der Anforderung von Nachturlaubsscheinen werden die 
Antragsteller insbesondere auf ihr. bisheriges Verhalten in 
der deutschen Öffentlichkeit überprüft. 

d) Die US-Armee wird im Kasernenbereich attraktivere Unter- 
haltungsprogramme sowie mehr SportmÖglichkeiten und 
sonstige Freizeitveranstaltungen bieten, um die Soldaten zu 
veranlassen, auch während ihrer Freizeit häufiger im Kaser- 
nenbereich zu verweilen. 

e) Alle Mannheimer Truppenkommandeure werden auf die 
ihnen unterstellten Einheiten besonders einwirken, damit die 
Soldaten ständig auf ihre Pflichten und Rechte im Gastland 
hingewiesen werden. Übergriffe werden, sofern nicht eine 
Aburteilung durch das zuständige Truppengericht erfolgt, 
durch die Truppenkommandeure streng bestraft. 

Zur Verlängerung von Ausgangssperren für besonders an- 
fällige Einheiten, die das Polizeipräsidium Mannheim zusätzlich 
gefordert hatte, können sich die amerikanischen Stellen „als zur 
Zeit nicht akzeptabeP' nicht entschließen. 

Uber die örtlich bereits veranlaßten oder getroffenen Maß- 
nahmen hinaus wird das Innenministerium Baden-Württemberg 
die Kriminalitätssteigerung bei der nächsten Besprechung mit 
den Führungsdienststellen der amerikanischen Stationierungs- 
streitkräfte in Baden-Württemberg erörtern und darauf drängen, 
daß die Streitkräfte alle erforderlichen Maßnahmen zum Schutze 
der deutschen Bevölkerung und zur Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung treffen. 

Die Bundesregierung sieht daher gegenwärtig keine Ver- 
anlassung, in dem von Ihnen gewünschten Sinne auf die ameri- 
kanischen Streitkräfte einzuwirken. 


24. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
der Artikel 18 des Grundgesetzes auf die 
„Deutsche National-Zeitung und Soldaten-Zei- 
tung" angewandt werden kann? 
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25. Abgeordneter Was sieht die Bundesregierung anderenfalls 
Dr, Schulz für Möglichkeiten, endlich gegen ein Organ 

(Berlin) einzuschreiten, dessen bloße Existenz der Bun- 

desrepublik nach innen und außen erheblichen 
Schaden zufügt und besonders in letzter Zeit 
eine immer eindeutigere völkerverhetzende 
Tendenz aufweist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 8. September 1967 

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die 
Pressefreiheit zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung mißbraucht, verwirkt nach Artikel 18 des Grund- 
gesetzes diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß 
werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen. Der 
Feststellungsantrag kann vom Bundestag, von der Bundesre- 
gierung oder von einer Landesregierung gestellt werden. 

Die Bundesregierung prüft, ob ein entsprechender Feststel- 
lungsantrag gegen die „Deutsche National-Zeitung und Soida- 
tcn-Zeitung" mit Aussicht auf Erfolg gestellt werden kann. 

Bei der Prüfung muß berücksichtigt werden, daß eine Grund- 
rechtsverwirkung einen besonders schweren Eingriff in die 
Persönlichkeitsphäre darstellt. Nach dem verbindlichen Grund- 
satz, daß bei Maßnahmen dieser Art Mittel und Zweck in einem 
angemessenen Verhältnis zueinander stehen müssen, ist zu er- 
wägen, ob ein Mißbrauch der Pressefreiheit nicht auch in anderer 
Weise unterbunden werden kann. Diese anderweitige Möglich- 
keit des Einschreitens, nach der Sie ebenfalls gefragt haben, 
erblicke ich insbesondere darin, daß das Verhalten des Fleraus- 
gebers dieser Zeitung strafrechtlich nachgeprüft wird. Die Staats- 
anwaltschaft bei dem Landgericht München I hat am 14. Au- 
gust 1967 gegen den Herausgeber und Chefredakteur dieser 
Zeitung Anklage wegen eines fortgesetzten Vergehens der 
Volksverhetzung, der Herstellung einer verfassungsfeindlichen 
Schrift und der Beleidigung erhoben. 


26. Abgeordneter Ist der Bundesinnenminister bereit, im Rah- 
Hirsch men seiner eigenen Zuständigkeiten unmit- 

telbar und mittelbar durch geeignete Beein- 
flussung der Einbürgerungsbehörden der Län- 
der dafür zu sorgen, daß der durch § 8 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes für 
die Entscheidung über Einbürgerungsanträge 
gewährte Ermessensspielraum künftig dahin 
ausgefüllt wird, daß entsprechend dem Gleich- 
heitssatz des Artikels 3 Abs. 2 GG männlichen 
Ausländern, die mit einer Deutschen verhei- 
ratet sind, beim Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen die Einbürgerung gewährt 
werden muß? 

Schriilliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 6. September 1967 

Die Frage, ob entsprechend dem Einbürgerungsanspruch einer 
Ausländerin, die einen Deutschen heiratet {§ 6 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes — RuStAG — n. F.) auch dem 
ausländischen Ehemann einer deutschen Frau auf Grund von 
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Artikel 3 Abs. 2 GG ein Anspruch auf Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit gewährt werden muß, ist im Rahmen der 
Beratungen des Dritten Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 19. August 1957, durch das § 6 RuStAG 
neu gefaßt wurde, von Regierung und Parlament sorgfältig ge- 
prüft worden. Im schriftlichen Bericht des Ausschusses der Inne- 
ren Verwaltung (Drucksache 3572 der 2. Wahlperiode unter II 
zu Artikel I) ist dazu folgendes ausgeführt: 

„Nach der Überzeugung des Ausschusses erfordert der Grund- 
satz gleichen Rechts für Mann und Frau nicht, daß dem Aus- 
länder, der eine deutsche Staatsangehörige heiratet, die 
gleichen Möglichkeiten erleichterten Erwerbs der deutschen 
Staatsangehörigkeit eröffnet werden, weil es sich um zwei 
wesensverschiedene Tatbestände handelt." 

Dieser Auffassung hat sich der Deutsche Bundestag durch 
einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs (am 29. Juni 1957) 
angeschlossen. 

Auch später ist die Frage der Vereinbarkeit des § 6 RuStAG 
n. F. mit Artikel 3 Abs. 2 GG anläßlich einzelner Einbürgerungs- 
anträge ausländischer Ehemänner des öfteren gestellt und sowohl 
in meinem Hause als auch im Rahmen von Verwaltungsstreit- 
verfahren überprüft worden. Auch das Bundesverwaltungsge- 
richt ist mit diesem Problem befaßt worden und hat in zwei 
Urteilen aus dem Jahre 1965 bestätigt, daß Artikel 3 GG es 
nicht erforderlich macht, die die ausländische Ehefrau begün- 
stigende Regelung auch auf den ausländischen Ehemann einer 
deutschen Staatsangehörigen auszudehnen. 

Eine rechtsvergleichende Betrachtung des ausländischen 
Staatsangehörigkeitsrechts ergibt, daß kein Staat einen Ein- 
bürgerungsanspruch für den ausländischen Ehemann einer In- 
länderin kennt, und dürfte somit bestätigen, daß die Gewäh- 
rung eines solchen Anspruches allen Anschauungen über das 
Staatsangehörigkeitsrecht widersprechen würde. 

Ich sehe daher keinen Anlaß, die gegenwärtige Regelung in 
dem von Ihnen vorgeschlagencn Sinne zu ergänzen. 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
Sänger entwurf erarbeiten zu lassen, der Ausländern 

beiderlei Geschlechtes bei Heirat mit einem 
deutschen Staatsangehörigen den Rechtsan- 
spruch auf Einbürgerung in die Bundesrepublik 
Deutschland verschafft? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 6. September 1967 

Das deutsche Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 
22. Juli 1913 gewährt in § 6 n. F. der ausländischen Ehefrau bei 
Heirat mit einem Deutschen einen Einbürgerungsanspruch. Einen 
entsprechenden Anspruch des ausländischen Ehemannes, der eine 
deutsche Frau heiratet, kennt das deutsche Staatsangehörigkeits- 
recht ebensowenig wie die Staatsangehörigkeitsgesetze anderer 
Staaten. Es ist auch nicht beabsichtigt, einen solchen Gesetzent- 
wurf zu erarbeiten. 

Die Frage, ob die gegenwärtige gesetzliche Regelung mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist, wurde bei der Beratung des Dritten 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
19. August 1957 von Parlament und Regierung sorgfältig geprüft. 
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Im schriftlichen Bericht des Ausschusses der Inneren Verwal- 
tung (Drucksache 3572 der 2. Wahlperiode unter II zu Artikel I) 
ist dazu folgendes ausgeführt: 

„Nach der Überzeugung des Ausschusses erfordert der Grund- 
satz gleichen Rechts für Mann und Frau nicht, daß dem Aus- 
länder, der eine deutsche Staatsangehörige heiratet, die glei- 
chen Möglichkeiten erleichterten Erwerbs der deutschen 
Staatsangehörigkeit eröffnet werden, weil es sich um zwei 
wesensverschiedene Tatbestände handelt." 

Dieser Auffassung hat sich der Deutsche Bundestag durch ein- 
stimmige Annahme des Gesetzentwurfs (am 29. Juni 1967) ange- 
schlossen. Auch das Bundesverwaltungsgericht ist mit diesem 
Problem befaßt worden und hat in zwei Urteilen aus dem Jahre 
1965 bestätigt, daß es zulässig und gerechtfertigt ist, der aus- 
ländischen Ehefrau eines Deutschen einen Anspruch auf dieselbe 
Staatsangehörigkeit zu gewähren, wie sie ihr Ehemann besitzt, 
jedoch den ausländischen Ehemann einer deutschen Frau auf das 
übliche Einbürgerungsvertahren zu verweisen. 


28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Prochazka Bundes der Steuerzahler, wonach die Alters- 

grenze im gesamten öffentlichen Dienst von 
65 Jahre auf 68 Jahre erhöht werden sollte, 
weil dies dem medizinischen Fortschritt und 
der höheren Lebenserwartung entsprechen 
würde? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 8. September 1967 


Die Bundesregierung teilt diese Meinung nicht. Aus der all- 
gemein gestiegenen Lebenserwartung der Bevölkerung können, 
wie die Erfahrung zeigt, keine Rückschlüsse auf eine verlängerte 
Leistungsfähigkeit des Einzelnen gezogen werden. Die Bundes- 
regierung beobachtet vielmehr mit Sorge, daß heute bei einzel- 
nen Verwaltungen, insbesondere bei den Betriebsverwaltungen 
der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost, ein 
hoher Prozentsatz — teilweise bis zu 80Vo — der Beamten vor 
Erreichen des 65. Lebensjahres wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand versetzt werden muß. 

Angesichts dieser Erfahrungstatsache befürwortet die Bundes- 
regierung nicht die Erhöhung der allgemeinen Altersgrenze 
über das 65. Lebensjahr hinaus. Sie würde auch Auswirkungen 
auf das Rentenalter in der gesetzlichen Rentenversicherung und 
damit auf das Tarifrecht im allgemeinen nach sich ziehen. 

Ich bin aber der Meinung, daß ein Beamter vor Vollendung des 
65. Lebensjahres in der Regel nur dann in den Ruhestand ver- 
setzt werden sollte, wenn seine Dienstunfähigkeit festgestelit 
worden ist. Darüber hinaus sollte die bisher schon vorhandene 
Möglichkeit erleichtert werden, den noch dienstfähigen Beamten 
weiter und längstens bis zum 70. Lebensjahr zu beschäftigen, 
wenn dies im dienstlichen Interesse liegt und der Beamte ein- 
verstanden ist. 


Drucksache V/2090 
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29. Abgeordneter Ist die Urlaubsregelung für Beamte nach der 

Dr. Miessner Dienststellung anstatt nach dem Lebensalter 

noch zeitgemäß? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 6. September 1967 

Ein Amt einer höheren Besoldungsgruppe ist mit größerer 
Verantwortung und stärkerer Arbeitsbelastung verbunden. Je 
höher das Amt, desto ungeregelter ist erfahrungsgemäß die 
Arbeitszeit, ohne daß in der Regel für Mehrarbeit ein Ausgleich 
nach § 72 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes in Anspruch ge- 
nommen werden kann. 

Da mit wachsender Verantwortung die psychische Arbeits- 
belastung zunimmt und diese zum vorzeitigen Verbrauch der 
seelisch-körperlichen Kraftreserven führt, ist aus allgemein- 
und arbeitsmedizinischer Sicht die derzeit geltende Staffelung 
des Erholungsurlaubs nach Urlaubsklassen gerechtfertigt. 


Beabsichtigt die Bundesregierung entsprechend 
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau eine 
Gesetzesinitiative dahin gehend, daß § 6 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 
22. Juli 1913 in der Weise geändert wird, daß 
ein Ausländer, der mit einer deutschen Frau 
die Ehe schließt, einen Anspruch auf Einbür- 
gerung hat, so wie dies bei einer Ausländerin, 
die einen deutschen Mann heiratet, der Fall 
ist? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Ernst 
vom 14. September 1967 

Die Frage, ob entsprechend dem Einbürgerungsanspruch einer 
Ausländerin, die einen Deutschen heiratet (§ 6 RuStAG n. F.) 
auch dem ausländischen Ehemann einer deutschen Frau auf 
Grund von Artikel 3 Abs. 2 GG ein Anspruch auf Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit gewährt werden muß, ist im Rah- 
men der Beratungen des Dritten Gesetzes zur Regelung von Fra- 
gen der Staatsangehörigkeit vom 19. August 1957, durch das 
§ 6 RuStAG neu gefaßt wurde, von Regierung und Parlament 
sorgfältig geprüft worden. Im schriftlichen Bericht des Ausschus- 
ses der Inneren Verwaltung (Drucksache 3572 der 2. Wahlpe- 
riode unter II zu Artikel I) ist dazu folgendes ausgeführt: 

„Nach der Überzeugung des Ausschusses erfordert der Grund- 
satz gleichen Rechts für Mann und Frau nicht, daß dem Aus- 
länder, der eine deutsche Staatsangehörige heiratet, die glei- 
chen Möglichkeiten erleichterten Erwerbs der deutschen 
Staatsangehörigkeit eröffnet werden, weil es sich um zwei 
wesensverschiedene Tatbestände handelt." 

Dieser Auffassung hat sich der Deutsche Bundestag durch ein- 
stimmige Annahme des Gesetzentwurfs (am 29. Juni 1957) an- 
geschlossen. 

Auch später ist die Frage der Vereinbarkeit des § 6 RuStAG 
n. F. mit Artikel 3 Abs. 2 GG anläßlich einzelner Einbürgerungs- 
anträge ausländischer Ehemänner des öfteren gestellt und so- 
wohl in meinem Hause als auch im Rahmen von Verwaltungs- 
streitverfahren überprüft worden. Auch das Bundesverwaltungs- 


30. Abgeordneter 

Dr* Müller- 
Emmert 
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gericht ist mit diesem Problem befaßt worden und hat in zwei 
Urteilen aus dem Jahre 1965 bestätigt, daß Artikel 3 GG es nicht 
erforderlich macht, die die ausländische Ehefrau begünstigende 
Regelung auch auf den ausländischen Ehemann einer deutschen 
Staatsangehörigen auszudelmen. 

Eine rechtsvergleichende Betrachtung des ausländischen Staats- 
angehörigkeitsrechts ergibt, daß kein Staat einen Einbürgerungs- 
anspruch für den ausländischen Ehemann einer Inländerin kennt. 

Ich sehe daher keinen Anlaß, die gegenwärtige Regelung in 
dem von Ihnen vorgeschlagenen Sinne zu ergänzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Rock im Rahmen des sowjetzonalen Schießbefehls 

an Mauer und Stacheldraht verübte Verbre- 
chen völlig legale Handlungen der Zonenre- 
gierung sind? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann 
vom 28. August 1967 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Schüsse an 
Mauer oder Stacheldraht, die eine Tötung von Zonenflüchtlingen 
zum Ziel haben oder diese bewußt in Kauf nehmen, rechtswidrig 
sind. Solche Tötungshandlungen verstoßen offenkundig gegen 
den überpositiven Rechtssatz der Verhältnismäßigkeit von Poli- 
zeimaßnahmen, der sich aus dem Wesensgehalt der — auch in 
der SBZ anerkannten — Menschen- und Grundrechte ableiten 
läßt. Dabei ist davon auszugehen, daß § 8 des sowjetzonalen 
Paßgesetzes in seiner praktischen Handhabung durch die Behör- 
den der SBZ zu einem fast lückenlosen Ausreiseverbot führt, 
dessen Einhaltung gegenwärtig durch die sowjetzonalen Schuß- 
waffengebrauchsvorschriften DV 10/4 und DV 30/10 für die 
Grenztruppen gesichert werden soll. Die SBZ macht jeden 
Bürger, der sich der fast totalen Ausreisesperre entziehen will, 
zum kriminellen „Grenzverletzer". Wer von der SBZ her die 
Zonengrenze unerlaubt überschreitet, ist jedoch in aller Regel 
ein unbescholtener Bürger, der der Sperre in der Überzeugung 
von seinem Recht auf Freizügigkeit entgehen will. 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den § 112 Abs. 
Rock 3 der Strafprozeßordnung dahin gehend zu än- 

dern, daß Kinderschänder vor der Aburteilung 
in Untersuchungshaft unter keinen Umständen 
auf freien Fuß gesetzt werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann 
vom 8. September 1967 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, dem Deutschen Bun- 
destag eine Änderung des § 112 Abs. 3 der Strafprozeßordnung 
dahin gehend vorzuschlagen, daß „Kinderschänder" vor der Ab- 
urteilung stets in Untersuchungshaft genommen und unter kei- 
nen Umständen auf freien Fuß gesetzt werden. 
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Das am 1. April 1965 in Kraft getretene Gesetz zur Änderung 
der Strafprozeßordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(StPAG) vom 19. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067) hat 
in § 112 Abs. 3 der Strafprozeßordnung den Haftgrund der 
Wiedarholungsgefahr bei bestimmten Sittlichkeitsverbrechen 
neu eingeführt. Der Deutsche Bundestag hat seinerzeit diese 
Regelung für das Äußerste des Vertretbaren gehalten und einen 
in der dritten Beratung des Gesetzes gestellten weitergehenden 
Antrag auf Einführung einer Präventivhaft abgelehnt (Steno- 
graphisches Protokoll der 132. Sitzung der 4. Wahlperiode 
S. 6437 ff.). Ich halte es für höchst unwahrscheinlich, daß der 
Deutsche Bundestag jetzt, nachdem das Strafprozeßänderungs- 
gesetz erst knapp zweieinhalb Jahre in Kraft ist, in dieser 
Frage anders entscheiden würde als seinerzeit. 

Gegen eine gesetzliche Vorschrift, welche zwingend vor- 
schreibt, „Kinderschänder'' vor der Aburteilung in Untersu- 
chungshaft zu halten und unter keinen Umständen auf freien 
Fuß zu setzen, bestünden m. E. unüberwindbare rechtsstaatliche 
Bedenken: Die Untersuchungshaft kann stets nur nach Prüfung 
der Umstände des Einzelfalles, der Persönlichkeit und der Le- 
bensverhältnisse des Beschuldigten (der bis zum gesetzlichen 
Nachweis seiner Schuld als unschuldig gilt, Artikel 6 Abs. 2 
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte) und bei Be- 
jahung der Notwendigkeit einer Inhaftierung verhängt werden. 

Ein von der 34. Justizministerkonferenz eingesetzter Referen- 
tenausschuß überprüft im übrigen zur Zeit die der Bekämpfung 
von Triebverbrechen dienenden Vorsdiriften. Ein Unterausschuß, 
der sich in erster Linie mit § 112 Abs. 3 der Strafprozeßordnung 
befaßt hat, ist nach eingehender Beratung zu dem Ergebnis 
gelangt, daß ein kriminalpolitisches Bedürfnis für eine Änderung 
des Haftrechts gegenwärtig nicht gegeben sei. Vielmehr sollten 
zunächst weitere Erfahrungen mit dem Strafprozeßänderungs- 
gesetz gesammelt werden. Die Mehrheit des Ausschusses war 
übrigens bei den Beratungen, die noch fortgesetzt werden, der 
Auffassung, daß mit der in § 112 Abs. 3 StPO enthaltenen Rege- 
lung bei sachgerechter Anwendung dem Sicherheitsbedürfnis 
der Öffentlichkeit in ausreichendem Maße Rechnung getragen 
werden kann. 


33. Abgeordneter 

Rock 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
tag eine Änderung der §§ 42 e und 42 f des 
Strafgesetzbuches dahin gehend vorzuschlagen, 
daß für überführte Sittlichkeitsverbrecher nach 
Strafverbüßung in jedem Falle lebenslänglich 
Sicherungsverwahrung eintritt? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann 
vom 8. September 1967 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, dem Deutschen Bun- 
destag eine Änderung der §§ 42 e und 42 f des Strafgesetzbuches 
dahin gehend vorzuschlagen, daß für überführte Sittlichkeits- 
verbrecher nach Strafverbüßung in jedem Fall lebenslängliche 
Sicherungsverwahrung eintritt. 

Zunächst weise ich darauf hin, daß entgegen einer in der 
Öffentlichkeit weit verbreiteten Meinung die Zahl der Sittlich- 
keitsdelikte an Kindern in den letzten Jahren insgesamt keines- 
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Wegs zugenommen hat. Die außerordentlich weite Publizität, 
die aber jeder einzelne Fall dieser Art findet, insbesondere 
wenn es zum Tode des Kindes gekommen ist, trägt verständ- 
licherweise zu dieser irrigen Ansicht bei. Sowohl die Zahlen der 
polizeilichen Kriminalstatistik als auch diejenigen der Strafver- 
folgungsstatistik sind erfreulicherweise rückläufig. Die Häufig- 
keitsziffer der polizeilichen Kriminalstatistik (Zahl der auf 
100 000 Einwohner errechneten Straftaten) ging von 1953 bis 
1966 von 33,36 aut 29 zurück. Noch auffälliger ist der Rückgang 
der Verurteiltenziffer (Zahl der Verurteilten auf je 100 000 der 
strafmündigen Bevölkerung). Sie betrug 1953 noch 11,7; 1964 
dagegen nur noch 7,8, wobei die absolute Zahl der Verurtei- 
lungen von 4500 auf rund 3500 zurückging. 1965 ist diese Zahl 
erneut auf 2,799 gesunken, was einer Verurteiltenziffer von 6,6 
entspricht. Wenn auch diese Zahlen immer noch sehr hoch sind, 
so ist doch darauf hinzuweisen, daß sie auch und ganz über- 
wiegend leichte Fälle enthalten. Das ergibt sich beispielsweise 
auch schon aus der Höhe der verhängten Strafen. § 176 Abs. 1 
Nr. 3 des Strafgesetzbuches bedroht unzüchtige Handlungen mit 
Personen unter 14 Jahren im Regelfall mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren. Die Zuchthausstrafe wurde aber 1963 bei insge- 
samt 2296 verurteilten erwachsenen Tätern nur 152 mal, 1964 
bei 2348 verurteilten Erwachsenen nur 165 mal und 1965 bei 
1954 Erwachsenen nur 111 mal verhängt. 

Die Rechtsprechung hat den Bereich der unzüchtigen Handlun- 
gen mit Kindern im Sinne des § 176 Abs. 1 Nr. 3 des Straf- 
gesetzbuches sehr weit gezogen. Als Beispiele seien genannt: 
Das Entblößen vor Kindern, die Verleitung zu Turnübungen, bei 
denen der Schlüpfer zu sehen ist, das Verleiten zum Hochheben 
des Röckchens, das Verleiten dazu, einen Stecken zwischen die 
Beine zu stecken und darauf als Steckenpferd zu reiten, die 
Verleitung zum geflissentlichen Anhören unzüchtiger Reden 
oder zum geflissentlichen Betrachten unzüchtiger BiJder und 
vieles mehr. Ferner sind bereits als Versuch bestraft worden 
die Verabredung mit dem Kinde zu einem späteren Zeitpunkt 
oder die Aufforderung, an einen versteckten Ort zu gehen. 

Zum Täterkreis ist zu bemerken, daß rund ein Drittel aller 
Verurteilten aus Jugendlichen und Heranwachsenden besteht 
und daß ein nicht unerheblicher Teil sich aus Männern an der 
Grenze der Altersdebilität rekrutiert. Bei all diesen unter- 
schiedlichen Taten und bei dem in Betracht kommenden Täter- 
kreise unterschiedslos Sicherungsverwahrung vorzusehen, würde 
viel zu weit gehen und kann aus rechtsstaatlichen Gründen nicht 
erwogen werden. 

Allerdings geben gerade die Triebverbrechen an Kindern An- 
laß dazu, eine wirkungsvollere Ausgestaltung der Maßregeln 
bessernder und sichernder Art anzustreben. Ich darf darauf 
hinweisen, daß die Bundesregierung bereits im Entwurf eines 
neuen Strafgesetzbuches (E 1962) vorgeschlagen hatte, die Ver- 
hängung von Sicherungsverwahrung allgemein zu erleichtern, 
was allerdings bisher nicht die volle Billigung des zuständigen 
Ausschusses des Deutschen Bundestages gefunden hat. Wegen 
der Überlegungen zu einer gesetzlichen Regelung der freiwilli- 
gen Kastration von Triebtätern beziehe ich mich auf meine 
Antwort vom 28. Juli 1967. Ferner wird die Bundesregierung 
bemüht sein, gemeinsam mit dem von der 34. Justizminister- 
konferenz eingesetzten Ausschuß die Bestimmungen über die 
Bekämpfung von Triebverbrechen zu überprüfen und nach weite- 
ren Wegen zu einer nachhaltigen Bekämpfung der Sittlichkeits- 
delikte zu suchen. 
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Abschließend möchte ich nochmals wiederholen, daß mit den 
Mitteln des Strafrechts allein diese Problematik nicht gelöst 
werden kann. Auch insoweit verweise ich auf Absatz 2 meiner 
Antwort vom 28. Juli 1967 (Drucksache V/2072 S. 24). 

Der „Schießbefehl“ DV 30/10 ist auch deshalb als rechtswidrig 
anzusehen, weil er geheimgehalten und damit gerade den Be- 
troffenen vorenthalten wird. 

Eine andere Frage ist es, ob dem einzelnen sowjetzonalen 
Grenzsoldaten, der den Schießbefehl ausführt, ein strafrechtli- 
cher Vorwurf gemacht werden kann. Hier kann je nach den 
Umständen des Einzelfalles trotz der Rechtswidrigkeit der Tö- 
tungshandlung ein Entschuldigungsgrund in Betracht kommen, 
etwa weil der Schütze im entschuldbaren Verbotsirrtum oder 
auch im Nötigungsstand handelte oder glaubte, ihm gegebene 
Befehle ausführen zu müssen. 


34. Abgeordneter In welchem Umfange sind in den Strafanstal- 
Rollmann ten in der Bundesrepublik Deutschland Ein- 

mann-Zellen mit zwei oder drei Gefangenen 
überbelegt? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann 
vom 7. September 1967 

Der bundeseinheitlichen Strafvollzugsstatistik können genaue 
Zahlen über die Belegung der Einzelzellen in den Strafanstalten 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht entnommen werden. 
Aus den von mir erbetenen Mitteilungen der Landesjustizver- 
waltungen ergibt sich für den Zeitpunkt 29, August 1967 fol- 
gendes: 

In Baden-Württemberg dürften nach einer vorläufigen Schät- 
zung etwa 8‘Vo der für Männer bestimmten Einzelzellen über- 
belegt sein. Die für Frauen bestimmten Einzelzellen sind nicht 
überbelegt. 

In Bayern waren in Augsburg von 44 Einzelzellen 20, in 
München von 655 Einzelzellen 132 und in Nürnberg von 550 
Einzelzellen 31 mit jeweils drei männlichen Gefangenen belegt, 
also mit zwei überbelegt. In München waren außerdem von 
61 Einzelzellen 31 mit jeweils drei weiblichen Gefangenen belegt. 
Weitere Feststellungen waren wegen der Kürze der zur Verfü- 
gung stehenden Zeit nicht möglich. Die Uberbelegungen in 
Augsburg und München sind im wesentlichen durch größere 
Baumaßnahmen bedingt. 

In Berlin waren in der Strafanstalt Tegel von etwa 1100 Ein- 
zelzellen 231 mit drei Gefangenen belegt. 

In Bremen waren 71 Einzelzellen mit drei Gefangenen belegt. 

In Hamburg sind keine Einmannzellen überbelegt. 

In Hessen sind nur in einer Untersuchungshaftanstalt 12 Ein- 
zelzellen mit je drei Untersuchungsgefangenen belegt. 

In Niedersachsen waren 27 Einzelzellen mit zwei Gefangenen 
und 69 Einzelzellen mit drei Gefangenen belegt. 

In Nordrhein-Westfalen waren am 14. August 1967 rund 
1100 Einzelzellen mit drei Gefangenen belegt. 
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In Rheinland-Pfalz waren von insgesamt 2226 Einzelzellen 
46 mit je drei Gefangenen belegt. Inzwischen ist die Überbele- 
gung von 5 dieser Zellen beseitig worden. 

Im Saarland sind von insgesamt 408 Einzelzellen 165 mit drei 
Gefangenen belegt. 

In Schleswig-Holstein waren 172 Einzelzellcn mit je drei männ- 
lichen Gefangenen belegt. 


35. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung auch unter 
Rollmann dem Gesichtspunkt des Gleichheitsgrundsatzes 

zu dem Erlaß des Justizministers von Nord- 
rhein-Westfalen, in Nordrhein-Westfalen für 
Männer die Vollstreckung von kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen solange auszusetzen, wie kein 
ausreichender Haftraum vorhanden ist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann 
vom 7. September 1967 

Entscheidungen der Strafgerichte, durch die Strafen verhängt 
werden, sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, zu vollstrecken, 
sobald sie rechtskräftig geworden sind. Voraussetzung der Voll- 
streckung von Freiheitsstrafen ist aber das Vorhandensein aus- 
reichenden Haftraums. In gewissen Grenzen kann vorübergehend 
eine Überbelegung des Haftraumes in Kauf genommen werden 
Sie darf jedoch nicht so weit gehen, daß durch die Art der 
Unterbringung der Anspruch des Gefangenen auf Achtung 
seiner Persönlichkeit und seiner Würde und damit das Grund- 
recht aus Artikel 1 GG verletzt wird. Wie das Oberlandesgericht 
Hamm in seinem Beschluß vom 23. Juni 1967 — 1 VAs 12/67 — 
ausgesprochen hat, ist dies der Fall, wenn in einer für einen 
Gefangenen bestimmten Zelle zwei weitere Gefangene unter- 
gebracht werden. 

Der Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen verfolgt 
mit seiner Rundverfügung vom 11. August 1967 — 4300 — III 
A. 35 — die Absicht, die Einweisungen in die Strafanstalten auf 
deren BcIcgungsfähigkeit zu beschränken. Dies kann in ver- 
tretbarer Weise nur dadurch erreicht werden, daß die Voll- 
streckungsbehörden Aufforderungen zum Strafantritt bei kurz- 
fristigen Freiheitsstrafen vorübergehend zurückstellen. Die Bun- 
desregierung hält dies für gerechtfertigt, sofern gleichzeitig alle 
erforderlichen Schritte unternommen werden, die Haftraumnot 
sobald als möglich zu beseitigen. 

Zur Beurteilung der Rundverfügung aus dem Gesichtspunkt 
des Gleichheitsgrundsatzes muß darauf hingewiesen werden, 
daß der Aufschub der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe nicht 
schlechthin als ein Vorteil angesehen werden kann. Der Verur- 
teilte kann ein Interesse daran haben, die Strafverbüßung so 
rasch als möglich hinter sich zu bringen. Daher kann ein Straf- 
aufschub ohne Zustimmung des Verurteilten nur aus zwingenden 
Gründen der Verwaltung als vertretbar angesehen werden. Aus 
der Rundverfügung ergibt sich nicht, daß jene Verurteilten, die 
unter sie fallen, daraus einen endgültigen Vorteil haben sollen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung verstößt die Rundver- 
fügung nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 Abs. 1 
GG). Die Rundverfügung beruht auf sachgerechten Erwägungen. 
Der beabsichtigte Erfolg war auch auf andere Weise nicht zu 
erreichen. 
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So war erwogen worden, allen zu Freiheitsstrafe ohne Straf- 
aussetzung zur Bewährung Verurteilten bedingte Aussetzung 
der Vollstreckung eines Bruchteils der erkannten Strafe im 
Gnadenwege zu gewähren oder eine solche Maßnahme wenig- 
stens für den Regelfall anzuordnen. Dies hätte jedoch eine 
Aushöhlung des § 26 des Strafgesetzbuches bedeutet, der die 
Entscheidung über die bedingte Entlassung in die Hand des 
Gerichts legt, und wäre im praktischen Ergebnis einer Amnestie 
gleichgekommen, die dem Gesetzgeber Vorbehalten ist. Bei einer 
solchen Lösung wären zudem auch die zu hohen Freiheitsstrafen 
Verurteilten in den Genuß von Gnadenerweisen gekommen. Es 
erschien aber eher erträglich, daß zu kurzen Freiheitsstrafen 
Verurteilte ihre Strafe erst nach Ablauf einer gewissen Zeit 
— in der zusätzlicher Haftraum frei wird bzw. beschleunigt 
geschaffen werden soll — verbüßen, als daß sie ebenso wie zu 
längerer Strafe Verurteilte einen Teil ihrer Strafe sofort ver- 
büßen und später generell oder doch in großer Zahl die bedingte 
Aussetzung eines bestimmten Bruchteils der Strafe bewilligt 
bekommen. 

Die naheliegende Möglichkeit, einen Teil des für weibliche 
Gefangene bestimmten Haftraums zur Unterbringung männ- 
licher Gefangener heranzuziehen, schied wegen der Notwendig- 
keit der Trennung der Geschlechter in den Vollzugsanstalten 
aus. Ebensov/enig kam die Möglichkeit in Betracht, Strafgefan- 
gene aus Nordrhein-Westfalen in Vollzugsanstalten anderer 
Bundesländer zu verlegen, da es auch dort an einer entspre- 
chenden Aufnahmefähigkeit fehlt. 

Da die Gründe, die zu einem Aufschub der Vollstreckung 
zwingen, bei den Frauen nicht gegeben sind, dürfte auch der 
Gleichheitsgrundsatz nach Artikel 3 Abs. 2 GG durch die Rund- 
verfügung nicht verletzt werden, wenn mit dem Aufschub der 
Vollstreckung für die betroffenen Männer keine endgültigen 
Vorteile verbunden sind, die über einen Ausgleich etwaiger 
mit dem Aufschub im Einzelfall verbundener Nachteile hinaus- 
gehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

36. Abgeordneter Welche Überlegungen bezüglich der erforder- 
Geldner liehen Verbesserung der Kapitalausstattung 

der Deutschen Bundespost hat die Bundesre- 
gierung für die nächsten Jahre angestelltV 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. h. c. Strauß 
vom 29. August 1967 

Die Bundesregierung hält ebenso wie die Sachverständigen- 
Kommission für die Deutsche Bundespost eine Verbesserung der 
Kapitalausstattung der Bundespost für notwendig. Sie hat darum 
in ihrer Sitzung am 9. März 1966 einer schrittweisen Erhöhung 
des Eigenkapitals bis zu einem Drittel des Gesamtkapitals durch 
Leistungen des Bundes zugestimmt. Die Kapitalaufstockung wird 
wie folgt vorgenommen; 

a) Durch Verzicht auf einen Teil der gesetzlichen Abliefe- 
rung an den Bund (§ 21 des Postverwaltungsgesetzes 
vom 23. Juli 1953 — BGBL I S. 676) 

b) durch Übernahme des Zins- und Tilgungsdienstes für 
langfristige Schulden der Post auf den Bund. 
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Vom Bundeshaushalt wurden folgende Leistungen erbracht; 
Zu a): Verzicht auf Ablieferung: 

1965 325,4 Millionen DM 

1966 402,9 Millionen DM 

1967 550,0 Millionen DM (Voranschlag) 

1 278,3 Millionen DM 

Zunächst war daran gedacht, den vollen, 7 v. H. des je- 
weiligen Eigenkapitals übersteigenden Betrag der Ab- 
lieferung dem Eigenkapital zuzuführen. Die Entwicklung 
der Haushaltslage des Bundes hat es jedoch erforder- 
lich gemacht, diesen Aufstockungsbetrag ab 1968 um 
300 Millionen DM zu kürzen. 


Zu b): Übernahme des Kapital- und Zinsendienstes für folgende 
Fremdmittel: 

1958 200 Millionen DM 

1965 210 Millionen DM 

1966 390 Millionen DM 

800 Millionen DM 

Für das Rechnungsjahr 1967 ist die Übernahme des 
Schuldendienstes für jährlich 500 Millionen DM in Aus- 
sicht genommen. 

Bisher sind 1967 

übernommen 110 Millionen DM. 


Insgesamt sind der Deutschen Bundespost bisher somit über 
2 Milliarden DM zur Verstärkung des Eigenkapitals zugeflos- 
scn. Zum 31. Dezember 1967 wird voraussichtlich ein Eigenka- 
pitalanteil von 24Vo (gegenüber 1964 = 12,lVo) erreicht sein. 
Trotz der Verminderung des Aufstockungsbetrages aus belas- 
sener Ablieferung wird der von der Bundesregierung angestrebte 
Eigenkapitalanteil von einem Drittel des Gesamtkapitals in ab- 
sehbarer Zeit erreicht sein. 


37. Abgeordneter In weichem Umfang kann durch den Abzug 

Dr* Müller von 35 000 verbündeten Soldaten aus dem 

(München) Raume München — Augsburg freiwerdender 

Wohnungsraum zur Lösung brennender Woh- 
nungsfälle vor allem für kinderreiche Familien 
zur Verfügung gestellt werden? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht 
vom 24. August 1967 

Das Hauptquartier der amerikanischen Armee in Europa in 
Heidelberg hat die Bundesregierung davon unterrichtet, daß vom 
Jahre 1968 ab im Zuge des sog. Rotationsplanes in Aussicht 
genommen sei, bestimmte militärische Liegenschaften und Wohn- 
siedlungen im süddeutschen Raum freizugeben. Eine endgültige 
Entscheidung sei noch nicht ergangen. Das HQ USAREUR werde 
die zuständigen Bundesministerien jedoch unverzüglich unter- 
richten, sobald die Liegenschaften bestimmt seien, die von den 
amerikanischen Streitkräften freigegeben werden. 
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Unabhängig davon wird die Bundesregierung ihrerseits daraut 
hinwirken, daß die amerikanischen Streitkräfte zu gegebener 
Zeit die von ihnen nicht mehr benötigten Wohnungen entspre- 
chend den Bestimmungen in Artikel 48 Abs. 5 (a) des Zusatz- 
abkommens zum NATO-Truppenstatut freigeben. 

Die Frage der Bereitstellung von freiwerdenden Wohnungen 
im Raum München — Augsburg vor allem für kinderreiche Fami- 
lien müßte alsdann unter besonderer Berücksichtigung des Be- 
darfs für Bundesbedienstete auf örtlicher Ebene geregelt werden. 

38. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für veranwortlich, 

Dr. Müller seit Monaten 47 Neubauwohnungen in Mün- 

(München) chen-Fürstenried, Kemptener Straße, die nach 

dem Auszug von Familien von Angehörigen 
verbündeter französischer Streitkräfte frei ge- 
worden sind, bei Fortzahlung der Miete ange- 
sichts der gravierenden Wohnungsnot in Mün- 
chen leer stehen zu lassen? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht 
vom 24. August 1967 

Die Bundesregierung ist für das Leerstehen der 47 Wohnungen 
in München-Fürstenried, Kemptener Straße, nicht verantwortlich. 

Diese Wohnungen wurden auf Ersuchen der französischen 
Streitkräfte durch Mietvertrag vom 22. September 1965 zwischen 
dem Eigentümer, Firma Georg Hubmann, München 9, Grünwal- 
der Straße 14 b, und der Bundesregierung gemäß den Bestim- 
mungen der Vereinbarung über die Anmietung und Anpachtung 
von Liegenschaften für Zwecke der französischen Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder vom 6./7. Mai 1957 (MinBlFin 1957 S. 530) 
für die Zeit bis zum 31. März 1968 angemietet. Die Miete wird 
durch das Amt für Verteidigungslasten München aus Heimat- 
mitteln der französischen Streitkräfte bezahlt. 

Nach dem Ausscheiden Frankreichs aus der NATO-Integration 
haben die französischen Streitkräfte gebeten, das Mietverhält- 
nis gegen Zahlung einer Dreimonatsmiete vorzeitig zu lösen. 
Auf diesen Vorschlag ist der Eigentümer aber nicht eingegangen. 
Dennoch haben die Franzosen die Wohnungen am 1. Juli 1967 
geräumt. Gegenwärtig werden die nötigen Instandsetzungsar- 
beiten durchgeführt, um die Wohnungen an den Eigentümer 
zurückgeben zu können. Die Verhandlungen über eine vorzeitige 
Beendigung des Mietverhältnisses werden von der Bundesver- 
mögensstelle München fortgesetzt. 

39. Abgeordneter Von welchen Gesichtspunkten hat sich der 

Moersch Herr Bundesminister der Finanzen leiten las- 

sen, als er verfügt hat, daß durch eine Ver- 
ordnung zur Änderung der Gebührenordnung 
für das Zoll-, Verbrauchsteuer- und Brannt- 
weinmonopolverfahren vom 26. Juni 1967 
(BGBl. I S. 677) die Gebühren im Durchschnitt 
um 50 Prozent angehoben worden sind? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Grund 
vom 25. August 1967 

Der durch die Verordnung vom 26. Juni 1967 aufgehobene 
Gebührentarif für Untersuchungen stammte aus dem Jahre 1960. 
Die Sätze dieses Tarifs deckten infolge Erhöhung aller Faktoren, 
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die ihre Höhe beeinflussen — insbesondere der Gehälter und 
Löhne der Chemiker, Chemieingenieure, Chemotechniker und 
Laboranten sowie der Preise für Geräte und Chemikalien — , 
die Kosten der Zollverwaltung nicht mehr. Durch die Verord- 
nung mußten deshalb die Gebühren für Untersuchungen an die 
höheren Selbstkosten der Verwaltung angepaßt werden. 

Ein gewisser Zwang, die Gebühren bis zu 50^/o zu erhöhen, 
ergab sich daraus, daß nach § 227 der Reichsabgabenordnung die 
zu erhebenden Kosten nach dem Verwaltungsaufwand zu bestim- 
men sind. Zum Vergleich sei erwähnt, daß die nach der Gebüh- 
renordnung erhobenen Stundengebühren (§ 12) und Verwaltungs- 
kostenbeiträge (§ 16), die sich infolge ihrer rechtlichen Kon- 
struktion allen Erhöhungen der Beamtenbesoldung automatisch 
anpassen, seit 1960 in der Besoldungsgruppe A3 um 65^/o, in 
der Besoldungsgruppe A 8 um 52‘^/() gestiegen sind. 

Die neuen Sätze des Gebührentarifs entsprechen zum Teil 
denen anderer Anstalten des öffentlichen Rechts, zum Teil liegen 
sie darunter. So sieht z. B. der Gebührentarif der Bundesanstalt 
für Materialprüfung (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 47 vom 
8. März 1962) für die Untersuchungstätigkeit der Chemiker eine 
Stundengebühr von 20 DM vor; die entsprechende Gebühr nach 
dem Tarif der Zollverwaltung liegt mit 18 DM deutlich darunter. 

Ich darf noch erwähnen, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft den Verordnungsentwurf unter preispolitischen Gesichts- 
punkten geprüft und ihm zugestimmt hat. 


40. Abgeordneter Welcher Anteil des Aufkommens der künfti- 
Dr. Wuermeling gen Nettoumsatzsteuer entfällt schätzungswei- 
se auf das Aufkommen aus dem insbesondere 
für den lebensnotwendigen Bedarf geltenden 
halbierten Steuersatz? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. h. c. Strauß 
vom 12. September 1967 

Das kassenmäßige LImsatzsteueraufkommen für das Jahr 1968 
wird — ohne Berücksichtigung der vom Deutschen Bundestag 
beschlossenen Erhöhung des Steuersatzes um H/o bzw. 0,5Vo, 
die ab 1. Juli 1968 wirksam werden soll — auf 27,2 Milliarden 
DM geschätzt. Der Anteil des ermäßigten Steuersatzes von 5 v. H. 
an dem Gesamtaufkommen dürfte etwa 3,5 Milliarden DM oder 
12,9 V. H. betragen. 


41. Abgeordneter Wie hoch wäre schätzungsweise das Aufkom- 
Dr. Wuermeling men aus der 3Voigen Ergänzungsabgabe im 
Jahre 1968, wenn alle Einkommen- und Lohn- 
steuerpflichtigen mit der Maßgabe einbezogen 
würden, daß Beträge unter 3 DM monatlich 
nicht erhoben werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. h. c. Strauß 
vom 12. September 1967 

Für das Rechnungsjahr 1968 läßt sich das Aufkommen aus der 
Einführung einer 3®/oigen Ergänzungsabgabe, die für alle Ein- 
kommen- und Lohnsteuerpflichtigen mit der Maßgabe gilt, daß 
Beträge unter 3 DM monatlich nicht erhoben werden auf 800 Mil- 
lionen DM schätzen. 
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42. Abgeordneter Warum halt die Bundesregierung ausweislich 
Dr. Wuermeling der Antworten auf meine Fragen 65 und 66 
— • Drucksache V/2072 — ■ eine Belastung aller 
nicht Kinderreichen mit steuerpflichtigem Ein- 
kommen zwischen 24 000 DM und 32 000 DM 
mit der kleinen 3®/oigen Ergänzungsabgabe 
neben der Unisatzsteuererhöhung für nicht 
tragbar und für nicht vereinbar mit der EWG- 
Integration, wenn gleichzeitig im Gegensatz 
zu allen anderen EWG-Ländern hier die 
schwerwiegende Streichung allen Kindergeldes 
neben der gerade kinderreiche Familien be- 
lastenden Umsatzsteuererhöhung als gerecht 
und EWG-gemäß verteidigt wird? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. h. c. Strauß 
vom 13. September 1967 


In der Antwort auf Ihre Frage Nr. 65 — Drucksache V/2072 — 
ist dargelegt worden, daß eine Herabsetzung der Grenze von 
32 040 DM/16 020 DM bei der Ergänzungsabgabe auf 24 000 DM/ 
12 000 DM das unter dem Gesichtspunkt einer gerechten Steiier- 
lastenverteilung bestehende Gleichgewicht zwischen der Erhö- 
hung des Mehrwertsteuersatzes und der Einführung einer 
Ergänzungsabgabe beeinträchtigen würde. Das gilt sowohl für 
kinderreiche als auch für nicht kinderreiche Steuerpflichtige. 
Abgesehen von diesem Gesichtspunkt dürfte die Verwirkli- 
chung des in Ihrer mündlichen Anfrage zum Ausdruck kommen- 
den Gedankens, bei der Ergänzungsabgabe für Kinderreiche 
und für nicht Kinderreiche unterschiedliche Grenzen für die 
Ergänzungsabgabe einzuführen, aus folgenden Gründen nicht 
vertretbar sein: 

Dem erwähnten Gedanken liegt vermutlich die Überlegung 
zu Grunde, daß die geringere steuerliche Leistungsfähigkeit der 
Kinderreichen bei der Ergänzungsabgabe berücksichtigt werden 
müsse. Das geschieht jedoch bereits durch die Gewährung von 
Kinderfreibeträgen bei der Einkommensteuer, die bei Ermittlung 
des zu versteuernden Einkommensbetrages schon abgezogen 
werden. Dadurch ermäßigt sich ohne weiteres die Einkommen- 
steuerschuld und damit auch die Ergänzungsabgabe. Es geschieht 
außerdem dadurch, daß die Grenze bei der Ergänzungsabgabe 
ebenfalls auf den zu versteuernden Einkommensbetrag abstellt, 
so daß die Grenze von 32 040 DM/16 020 DM bei gleichen Ein- 
kommen für Kinderreiche gegenüber anderen Steuerpflichtigen 
später zum Zuge kommt. Eine Herabsetzung der Grenze für 
Kinderreiche würde daher eine mehrfache Berücksichtigung der 
Unterhaltskosten für Kinder bei der Ergänzungsabgabe mit sich 
bringen und damit zu erheblichen technischen Erschwerungen 
bei der Ergänzungsabgabe führen. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß in den Antworten 
auf die Fragen 65 und 66 — Drucksache V/2072 — nicht die 
Auffassung vertreten worden ist, eine Belastung aller nicht 
Kinderreichen mit einem „steuerpflichtigen Einkommen" zwi- 
schen 24 000 DM und 32 000 DM mit der Ergänziingsabgabe sei 
neben der Umsatzsteuererhöhung mit der EWG-Integration nicht 
vereinbar. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


43. Abgeordneter 

Bading 


V/ie beurteilt die Bundesregierung die Lage 
des Hessischen Braunkohlenbergbaus? 


44. Abgeordneter 

Bading 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Arbeitnehmern zu helfen, die von Be- 
triebsstillegungen betroffen werden? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Neef 

vom 15. August 1967 

1. Der bei festen Brennstoffen in den vergangenen Jahren ein- 
getretene Absatzrückgang ist in letzter Zeit in zunehmender 
Weise auch im hessischen Braunkohlenbergbau spürbar ge- 
worden. Da sich jedoch der Absatz der hessischen Braunkohle 
auf die reviernahen Gebiete des Landes beschränkt, ist es in 
erster Linie eine Angelegenheit des Hessischen Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr, die mit dem Absatzrückgang ver- 
bundenen Probleme zu untersuchen und zu beurteilen. 

Der Hessische Minister für Wirtschaft und Verkehr hat des- 
halb ein Sachverständigengutachten erstellen lassen. Die Er- 
örterungen über das Ergebnis dieser Untersuchung mit Ver- 
tretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer des hessischen 
Braunkohlenbergbaus sowie der Gutachterstelle sind aber 
noch nicht als abgeschlossen anzusehen. Es ist damit zu rech- 
nen, daß im Herbst dieses Jahres nach gemeinsamen Bera- 
tungen mit dem Hessischen Minister für Wirtschaft und Ver- 
kehr im Bundesministerium für Wirtschaft eine Stellung- 
nahme zur Lage des hessischen Braunkohlenbergbaus erar- 
beitet werden kann. Eine abschließende Beantwortung Ihrer 
ersten Frage ist daher im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
möglich. 

2. Gleichwohl habe ich mich in mehreren Verhandlungen mit 
Vertretern hessischer Braunkohlengesellschaften, die wegen 
ihrer Absatzverluste bereits Gruben stillegen mußten, sehr 
eingehend sowohl mit den wirtschaftlichen als auch den 
sozialen Auswirkungen derartiger Produktionseinschränkun- 
gen befaßt. Im wirtschaftlichen Bereich hat sich ergeben, daß 
von den Schwierigkeiten in erster Linie der Braunkohlentief- 
bau wegen seiner höheren Kosten betroffen ist. Da im hessi- 
schen Braunkohlentiefbau die Arbeitsverhältnisse und -be- 
dingungen weitgehend denen im Steinkohlen- und Pechkoh- 
lenbergbau entsprechen, ist zwischen den beteiligten Bundes- 
ministerien Einvernehmen darüber erzielt worden, die sozia- 
len Anpassungshilfen den von Grubenstillegungen betroffe- 
nen Arbeitnehmern des hessischen Braunkohlentiefbaus in 
gleicher Weise einzuräumen, wie sie den Arbeitnehmern des 
Steinkohlen- und Pechkohlenbergbaus in derartigen Fällen 
gewährt werden. Auf Grund dessen werden die Richtlinien 
vom 12. Juli 1966 über die Gewährung von Beihilfen für Ar- 
beitnehmer des Steinkohlenbergbaus, die von Maßnahmen 
im Sinne des Artikels 56 § 2 des Montanunionvertrages be- 
troffen werden (Bundesanzeiger Nr. 132 vom 20. Juli 1966), 
im hessischen Braunkohlentiefbau entsprechend angewendet. 
Hier trägt der Bund, anders als im Bereich des Steinkohlen- 
und Eisenerzbergbaus, die finanziellen Aufwendungen allein, 
über die näheren Einzelheiten dieser Hilfen unterrichtet Sie 
die Ausschußdrucksache V/1 des Bundestagsausschusses für 
Arbeit vom 4. Mai 1966. 
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Darüber hinaus ist der hessische Braunkohlentiefbau in die 
Mitte 1966 in erster Linie zugunsten des Steinkohlenbergbaus 
beschlossene Nachholschichtenregelung einbezogen worden. 
Mit einem Aufwand an öffentlichen Mitteln in Höhe von 
280 Millionen DM wird hier eine Arbeitszeitverkürzung (Weg- 
fall sog. Nachholschichten) im Kohlenbergbau für die Zeit von 

1966 bis einschließlich 1968 finanziert, um auf diese Weise 
die Anpassung der Kohlenförderung an die veränderte Markt- 
lage zu erleichtern. Die Anwendung dieser Regelung hängt 
davon ab, daß sich das jeweils in Betracht kommende Land 
in Höhe eines Drittels an der Finanzierung beteiligt. 

Außerdem ist beabsichtigt, in Kürze gemeinsam mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung und dem Bundes- 
minister der Finanzen die Frage zu prüfen, ob die „Richtli- 
nien über die vorläufige Gewährung des Abfindungsgeldes 
an Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus" vom 14. Juli 

1967 (Bundesanzeiger Nr. 134 vom 21, Juli 1967) auch auf die 
betroffenen Arbeitnehmer des hessischen Braunkohlentief- 
baus ausgedehnt werden können. Die finanziellen Aufwen- 
dungen für eine solche Ausweitung hätte der Bund allein zu 
tragen. 

Für die im hessischen Braunkohlenbergbau eingelegten Feier- 
schichten wurde bereits Kurzarbeitergeld nach dem AVAVG 
gewährt; damit entfällt die Gewährung eines Härteausgleichs 
für Feierschichten, 


45. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein- 
Dr. Imle zelne Verlage neue Anzeigen-Preislisten mit 

dem Hinweis versandt haben, alle Preise 
erhöhten sich ab Anfang 1968 um lOVo Mehr- 
wertsteuer? 


Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 5. September 1967 

Dies ist der Bundesregierung nicht bekannt. Unbekannt sind 
derartige Fälle, wie eine Rücksprache ergab, auch dem Bundes- 
verband Deutscher Zeitungsverleger in Bad Godesberg. Dieser 
Verband macht seine Mitglieder in zahlreichen Rundschreiben 
und Versammlungen mit dem System der Mehrwertsteuer ver- 
traut. Er stellte hierbei klar, daß die derzeitigen Preise anläßlich 
der Umstellung auf das neue Steuersystem von der auf ihnen 
heute ruhenden Umsatzsteuer entlastet werden müssen, bevor 
die neue Nettoumsatzsteuer berechnet wird. Um die Angelegen- 
heit klären zu können, würde ich es dankbar begrüßen, wenn 
Sie mir "nähere Einzelheiten mitteilten. 


46. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Imle Norddeutsche Werbe-Fernseh G, m. b. H. eine 

Senkung der Einschaltpreise um die in ihnen 
enthaltene Umsatzsteuer ab 1. Januar 1968 
für nicht vertretbar hält und sie daher zu den 
Nettorechnungsbeträgen die lO^/o Mehrwert- 
steuer zusätzlich und gesondert in Rechnung 
stellen wird? 
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Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 5. September 1967 

Nach Auskunft des Norddeutschen Rundfunks hat die vor der 
Sommerpause von der „Norddeutschen Werbe-Fernseh GmbH“ 
beschlossene Erhöhung der Einschaltpreise ab 1. Januar 1968 
nichts mit der Einführung der Mehrwertsteuer zu tun. Die Er- 
höhung wird vielmehr mit einer Angleichung an die zwischen- 
zeitlich gestiegene Teilnehmerzahl im Sendebereich und mit 
allgemeinen Kostensteigerungen begründet. 

47. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung 
Dr. Imle die in den vorgenannten und ähnlich gelager- 

ten Fällen sich bei der Einführung der Mehr- 
wertsteuer anzeigende Preiserhöhung, insbe- 
sondere bei der öffentlich-rechtlichen Anstalt 
des Fernsehens, zu verhindern? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 5. September 1967 

Die Bundesregierung erwartet, daß der recht scharfe Wett- 
bewerb in weiten Bereichen der Wirtschaft Preiserhöhungen 
aus Anlaß der Einführung der Nettoumsatzsteuer wirksam in 
Grenzen halten wird. Der Gefahr von fehlerhaften Umstellungen 
von Preisen aus Unkenntnis begegnet die Bundesregierung 
gleichzeitig durch eine intensive Aufklärung der Öffentlichkeit 
und insbesondere der Unternehmer über das neue Umsatz- 
steuersystem. Diese Bemühungen haben ein weites Echo gefun- 
den und werden durch die Fachpresse und eine Reihe von Ver- 
einigungen der Wirtschaft unterstützt. Eingehend geprüft wer- 
den durch die Bundesregierung im Zusammenhang mit dem 
Wechsel des Umsatzsteuersystems alle staatlich festgesetzten 
oder gonehmigungsbedürftigen Preise. Die Arbeiten mit dem 
Ziel einer möglichst exakten Umstellung auf die Mehrwertsteuer 
sind seit Monaten im Gange. In dem von Ihnen angeführten Fall 
der „Norddeutschen Werbe-Fernseh GmbH“ besteht eine un- 
mittelbare Einwirkungsmöglichkeit durch die Bundesregierung 
allerdings nicht. Sie kann auch aus dem öffentlich-rechtlichen 
Status des Norddeutschen Rundfunks nicht hergeleitet werden. 
An diesen Status knüpfe ich indessen die Hoffnung, daß auch 
die „Norddeutsche Werbe-Fernseh GmbH“ keine unbegründete 
oder vermeidbare Preiserhöhung vornehmen wird. 


48. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, den Mineralöl-Boy - 
Buschfort kott der Nahost-Länder durch Einfuhren aus 

Rumänien und der Sowjetunion abzuwehren? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 6. September 1967 

Wirkungsvolle Möglichkeiten, den inzwischen weitgehend 
aufgehobenen Mineralölboykott der Nahost-Länder durch Ein- 
fuhren aus Rumänien und der Sowjetunion abzuwehren, haben 
nicht bestanden. 

Der Anteil der Mineralöllieferungen der Ostblockländer an 
der deutschen Versorgung ist gering. Rohöl liefert ausschließ- 
lich die Sowjetunion; die rumänische Rohölproduktion reicht 
knapp aus, um die rumänischen Verarbeitungskapazitäten zu be- 
schäftigen. Die Sowjetunion hat 1966 3,4 Millionen t Rohöl ge- 
liefert; das entspricht einem Anteil an der deutschen Rohölein- 
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fuhr von 4,7Vo. Diese Relationen haben sich bisher nicht verscho- 
ben. Es muß bezweifelt werden, ob die Sowjetunion in der Lage 
wäre, kurzfristig ihre Lieferungen so umzudisponieren, daß sie 
ohne erhebliche Beeinträchtigung ihrer Versorgungspflichten ge- 
genüber den anderen Oststaaten erheblich mehr als bisher zur 
Versorgung des deutschen Marktes beitragen könnte. Es gibt 
keine Anzeichen dafür, daß sie dazu bereit gewesen wäre. 

An der Einfuhr von Kraftstoffen und Schmierölen haben die 
Oststaaten einen höheren Anteil (rd. 10®/o); ihr Anteil an der 
Marktversorgung ist jedoch gleichfalls sehr gering. Eine gewisse 
Bereitschaft zu Mehrlieferungen ist nach der Nahostkrise be- 
merkbar gewesen; auch hier dürften sich aber die geringe 
Angebotselastizität und politische Rücksichtnahmen hemmend 
ausgewirkt haben. In keinem Fall ist ein ins Gewicht fallender 
Beitrag des Ostens zur Marktversorgung möglich gewesen. 


49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Buschfort die fast gleichmäßigen Preiserhöhungen aller 

Mineralöl-Gesellschaften gerechtfertigt sind? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 6. September 1967 

Gleichmäßige Preiserhöhungen mehrerer Unternehmen können 
durch Absprachen zustande kommen, die, falls sie bestünden, 
nach § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unzulässig wären. Auf einem Markt, wie dem für MineralÖl- 
erzeiignisse, auf dem wenige Hersteller eine gleichartige Ware 
anbieten, können derartige Preiserhöhungen jedoch auch eine 
Folge dieser besonderen, sogenannten oligopolistischen Markt- 
form sein. Die Masse der Verbraucher hält mindestens das 
Benzin der Markengesellschaften qualitativ für gleichwertig. 
Bei Preisunterschieden zwischen Markenbenzinsorten würde sich 
deshalb ein erheblicher Teil der Nachfrage auf die billigste 
Ware konzentrieren. Um Verluste an Marktanteilen zu ver- 
meiden, müßten die Konkurrenten alsbald in die Preise des 
jeweils günstigsten Anbieters eintreten. Überlegungen dieser 
Art reichen im allgemeinen aus, um auf solchen Märkten Preis- 
gleichheit herbeizuführen. 


50. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis haben die Überprüfun- 
Buschfort gen des Bundeskartellamtes bezüglich der Mi- 

neralöl-Preiserhöhungen geführt? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 6. September 1967 

Die einheitlichen Preiserhöhungen für Vergaserkraftstoffe im 
Zusammenhang mit der Nahostkrise begründen den Verdacht, 
daß auf dem Markt für Vergaserkraftstoffe wesentlicher Wett- 
bewerb im Sinne des § 22 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen fehlt. Die Beschlußabteilung Marktbeherr- 
schung und Wettbewerbsregeln des Bundeskartellamtes prüft 
deshalb, ob bei den jüngsten Preiserhöhungen für Vergaserkraft- 
stoffe marktbeherrschende Stellungen führender Mineralölge- 
sellschaften mißbräuchlich ausgenutzt wurden. Als mißbräuch- 
liche Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung wäre es 
anzuschen, wenn in der gegenwärtigen Situation die Preise 
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stärker erhöht worden sind oder länger erhöht blieben, als dies 
durch die krisenbedingten zusätzlichen Kosten zu rechtfertigen 
wäre. Die entsprechenden Prüfungen der Kosten- und Erlössitua- 
tion der Mineralölgesellschaften durch die Beschlußabteilung, 
die bereits Anfang Juli aufgenommen wurden, sind noch nicht 
abgeschlossen. Die Prüfungen erstrecken sich unter anderem auf 
das Ausmaß der Frachtmehrkosten, die durch das Ausweichen 
auf die Kaproute entstanden sind, auf den Umfang der zusätz- 
lich gecharterten Frachterkapazität zu höheren Frachtraten, auf 
die Mehrkosten durch den Einkauf teuerer Rohölpartien und an 
derer als in den Raffinerie-Verarbeitungsplänen vorgesehenen 
Provenienzen sowie auf die durch Minderauslastung der Raffi- 
nerien entstehenden Mehrkosten. Die Untersuchung verzögert 
sich dadurch, daß die Mineralölgesellschaften selbst noch um- 
fangreiche Feststellungen treffen müssen. 


51. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß ein immer größerer 
Weigl Prozentsatz der im Rahmen des Regionalen 

Förderungsprogramms zur Verfügung stehen- 
den Mittel zur Durchführung von Struktur- 
maßnahmen im Bundesland Nordrhein-West- 
falen eingesetzt wird? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 6. September 1967 

In Nordrhein-Westfalen gehören die Landkreise Monschau, 
Schleiden, Büren und Warburg zu den Bundesausbaugebieten. 
Auf diese Kreise entfallen 3,15Vo der Mittel des Regionalen 
Förderungsprogramms, die jeweils für Bundesausbaugebiete 
bereitgestellt werden. 

Das Zweite Programm der Bundesregierung für besondere 
konjunktur- und strukturpolitische Maßnahmen sieht — vor- 
behaltlich der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften — 
u. a. 27 Millionen DM Zuschüsse und 23 Millionen DM Zinszu- 
schüsse für Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur im 
Rahmen des Regionalen Förderungsprogramms vor. Diese Hilfen 
sollen neben den Bundesförderungsgebieten auch Berlin und 
den Steinkohlenbergbaugebieten zugute kommen. Auf Nord- 
rhein-Westfalen entfallen 28,5Vo der genannten Mittel. 

Da sich diese Ausgaben in die mittelfristige Finanzplanung 
einfügen müssen und somit nur einen Vorgriff auf die Haushalte 
der kommenden vier Jahre darstellen, muß dieser Betrag später 
im Regionalen Förderungsprogramm eingespart werden. Ebenso 
müssen die für 10 Jahre gedachten Zinszuschüsse ab 1969 aus 
den Mitteln des Regionalen Förderungsprogramms geleistet 
werden. Für diese Ausgaben sind im Entwurf des Zweiten 
Konjunktur- und Strukturhaushalts für die Jahre 1969 bis 1977 
Bindungsermächtigungen von insgesamt 121,7 Millionen DM 
ausgebracht. 


52. Abgeordneter 

Weigl 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
sicherzustellen, daß durch obengenannte 
Maßnahme der Anteil der Zonenrand- und 
Bundesausbaugebiete der Förderung des Bun- 
des wegen der noch immer relativ hohen Ar- 
beitslosigkeit in diesen Gebieten nicht ge- 
schmälert wird? 
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Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 6. September 1967 

Die Bundesregierung ist bemüht sicherzustellen, daß diese 
zusätzliche finanzielle Belastung des Regionalen Förderungs- 
programms in den kommenden Jahren nicht zu einer Einschrän- 
kung der Förderung im Zonenrandgebiet, in den Bundesausbau- 
gebieten und -orten führt. Im einzelnen sollen folgende Mög- 
lichkeiten ausgenutzt werden, um das mit Mitteln dieses Pro- 
gramms geförderte Investitionsvolumen mindestens auf dem 
bisherigen Stand zu halten: 

1. Auf Grund einer für den Haushalt 1968 vorgesehenen Bin- 
dungsermächtigung in Höhe von 50 Millionen DM, die auch 
in den nächsten Jahren beibehalten werden soll, werden in 
gleicher Höhe Haushaltsreste mobilisiert und damit zusätz- 
liche Projekte finanziert. Die Bindungsermächtigung ermög- 
licht nämlich Zusagen zulasten des nächsten Haushaltsjahres 
bei solchen Investitionshilfen, die aus technischen Gründen 
erst später abgerufen werden, nach bisheriger Praxis jedoch 
zur Bindung von Mitteln des laufenden Haushaltsjahres und 
somit zu Haushaltsresten am Jahresende führten. 

2. Es wird beabsichtigt, anstelle von Darlehen für Investitionen 
in ihrer Wirkung gleichwertige Investitionszuschüsse zu 
gewähren. Da der Bedarf an Bundesmitteln bei der Förderung 
mit Zuschüssen geringer ist als bei der Vergabe von Dar- 
lehen, ergibt sich durch eine solche Umstellung ein weiterer 
finanzieller Spielraum für die Förderung zusätzlicher Vor- 
haben im Rahmen des Regionalen Förderungsprogramms. 

Diese Möglichkeiten führen selbstverständlich nur dann zu 
einem vollen Ausgleich der oben erläuterten Belastungen bzw. 
zu einer uneingeschränkten Förderung des Zonenrandgebietes, 
der Bundesausbaugebiete und -orte, wenn die in der mittelfristi- 
gen Finanzplanung für das Regionale Förderungsprogramm 
vorgesehenen Haushaltsansätze verwirklicht werden. 


53. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den Befürchtungen 
Prochazka begegnen, daß nach Abschluß des deutsch- 

tschechoslowakischen Handelsvertrages die 
Textil-, Glas- und keramische Industrie in der 
Bundesrepublik Deutschland durch tschecho- 
slowakische Preisunterbietungen, die vom De- 
visenmangel des Vertragspartners diktiert 
werden, zu Schaden kommen könnte? 

Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt vom 14. September 1967 

Das deutsch-tschechoslowakische Abkommen über den Waren- 
und Zahlungsverkehr vom 3. August 1967 enthält in den von 
Ihnen genannten Warensektoren nur relativ geringfügige Kon- 
tingentsaufstockungen. Keine der als empfindlich geltenden Wa- 
ren dieses Bereiches wird von der Einbeziehung der Tschecho- 
slowakei in die autonome de facto-Liberalisierung (Ausschrei- 
bung mit laufender Antragstellung) vom 6. Mai 1966 erfaßt. Die 
Einfuhrkontingente sind nur in einem Ausmaß erhöht worden, 
das Störungen des deutschen Marktes nicht erwarten läßt. Auf 
dem Textilsektor sind darüberhinaus Regelungen getroffen, die 
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die Einfuhr tschechoslowakischer Textilien von der entsprechen- 
den Ausfuhr deutscher Textilien abhängig machen, so daß hier 
keine zusätzliche Belastung des deutschen Marktes eintritt. 

Im übrigen enthält das Abkommen vom 3. August 1967 eine 
Preisklausel, nach der beide Seiten davon ausgehen, daß der 
gegenseitige Warenverkehr auf der Basis marktgerechter Preise 
abgewickelt wird. Sollte es in Einzelfällen zu Schwierigkeiten 
kommen, so ist vorgesehen, daß sich beide Seiten miteinander 
in Verbindung setzen, um geeignete Maßnahmen zur Beseitigung 
dieser Schwierigkeiten zu treffen. Dieses Verfahren ist bereits 
gegenüber der CSSR praktiziert worden, wobei sich mitunter 
auch herausgestellt hat, daß die deutschen Beschwerden nicht 
gerechtfertigt waren. 

Es besteht kein Anlaß zu der Annahme, daß der Abschluß 
des neuen Warenabkommens zu Schwierigkeiten auf dem Preis- 
gebiet führen wird. Die Gefahr ungerechtfertigter Preisunter- 
bietungen wird überdies durch die in der CSSR angelaufene 
Wirtschaftsreform gemindert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


54. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Schlager rung zu ergreifen, um ein weiteres Absinken 

der Erzeugerpreise für Rindfleisch und 
Schweinefleisch zu verhindern und um diese 
Erzeugerpreise wieder zu verbessern, hinsicht- 
lich der Erzeugerpreise für Rindfleisch ins- 
besondere mit Rücksicht auf den Umstand, 
daß bei fortbestehender Hitze- und Dürrepe- 
riode und der damit verbundenen, regional 
sich bereits teilweise abzeichnenden Verknap- 
pung der Futtermittel die Gefahr droht, daß 
die Landwirte in kurzer Zeit und zudem in 
ungünstiger Konjunkturlage einen Teil ihres 
Rindviehbestandes mit der Folge eines wei- 
teren Preisverfalls abbauen müssen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 22. August 1967 

Wie in den vergangenen Jahren beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, auch 1967 in der Weideabtriebszeit Stützungskäufe 
der EVSt auf den Schlachtrindermärkten durchführen zu lassen, 
um ein weiteres Absinken der Schlachtrinderpreise und die damit 
verbundenen ungünstigen Auswirkungen auf die künftige Pro- 
duktion zu verhindern. Auf den wichtigsten Erzeugermärkten 
in Norddeutschland sind Käufe von Ochsen, in Süddeutschland 
Käufe von Bullen vorgesehen. Mit den Interventionsmaßnahmen 
soll Ende August/Anfang September begonnen werden. Eine 
entsprechende Bekanntmachung der EVSt ist im Bundesanzeiger 
Nr. 152 vom 16. August 1967 veröffentlicht worden. 

Grundsätzlich möchte ich darauf hinweisen, daß von einer 
Dürreperiode in der Bundesrepublik nicht mehr die Rede sein 
kann; im Gegenteil ist die Futterlage jetzt als sehr gut zu be- 
zeichnen. 
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Hinsichtlich derLage auf den Schweinemärkten ist festzustellen, 
daß sich die Schweinepreise seit Anfang August deutlich erholt 
haben. In der dritten Augustwoche erzielten Schweine der Han- 
delsklasse c im Bundesdurchschnitt einen Preis von 268 DM 
je 100 kg Lebendgewicht gegenüber 245 DM im Monatsdurch- 
schnitt Juli 1967. Unter diesen Voraussetzungen besteht für die 
Bundesregierung zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Veran- 
lassung, Schutzmaßnahmen zur Stabilisierung der Schweinepreise 
zu ergreifen. 

Grundsätzlich möchte ich darauf hinweisen, daß über staatliche 
Interventionen auf dem Schweinemarkt gemäß den Bestimmun- 
gen der neuen EWG-Schweinemarktordnung in Brüssel künftig 
nur verhandelt werden kann, wenn der Grundpreis für geschlach- 
tete Schweine, der für die Zeit vom 1. Juli 1967 bis 31. Oktober 
1967 auf 294 DM je 100 kg festgesetzt worden ist und einem 
Preis für lebende Schweine von 226 DM/100 kg entspricht, auf 
den Referenzmärkten in der EWG unterschritten wird. 


55. Abgeordnete Weiche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Meermann rung, darauf hinzuwirken, daß im EWG-Raum 
keine landwirtschaftlichen Erzeugnisse ver- 
nichtet werden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 17. August 1967 

über die Vernichtung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen im 
EWG-Raum ist außer der Vernichtung von Obst und Gemüse 
bisher nichts bekannt geworden. 

Deshalb darf die gestellte Frage wohl so verstanden werden, 
daß sie sich auf die Vernichtung von Obst und Gemüse bezieht, 

■ wofür in der EWG aus Gemeinschaftsmitteln Entschädigungen 
gezahlt werden können. 

Die Bundesregierung hat schon bei den Beratungen über „Zu- 
sätzliche Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse'' mit allen Mitteln staatliche Interventio- 
nen, die vielfach zur Vernichtung führen, zu verhindern versucht 
und schließlich eine Kompromißlösung durchsetzen können, 
nach der es den einzelnen Mitgliedstaaten überlassen bleibt, ob 
sie intervenieren wollen oder nicht. Die Bundesregierung ge- 
denkt nach wie vor, keinen Gebrauch von dieser Möglichkeit zu 
machen; sie hat daher im Haushalt keinerlei Mittel für staatliche 
Interventionen oder für Hilfeleistungen an Erzeugerorganisatio- 
nen für deren Interventionen vorgesehen. Ob der Bundestag 
auf die Dauer diese Haltung im Hinblick auf die Möglichkeiten 
in den anderen Mitgliedstaaten billigt, bleibt abzuwarten. In 
anderen Mitgliedsländern sind solche staatlichen Markteingriffe 
schon immer praktiziert worden; das war der Hauptgrund für 
ihre Einbeziehung in die EWG-VO Nr. 159/66. Wenn auch die 
Bundesregierung alles in ihren Kräften stehende unternimmt, 
um irgendwelche Absatzwege auch in Fällen größerer Über- 
schüsse zu erschließen, kann sie doch nicht immer verhindern, 
daß audi bei deutschen Erzeugern oder Erzeugerorganisationen 
Obst oder Gemüse aus Gründen mangelnder Absatzmöglich- 
keiten verdirbt oder untergepflügt werden muß, ohne daß dafür 
im geringsten irgendwelche Hilfen aus öffentlichen Mitteln ge- 
währt werden. 
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Nach Artikel 15 der genannten Verordnung prüft die Kom- 
mission spätestens am Ende der im Vertrage vorgesehenen 
Übergangszeit (31. Dezember 1969) anhand der gewonnenen 
Erfahrungen, ob es angezeigt ist, Titel II (Marktinterventionen) 
beizubehalten oder zu ändern. Vorher wird kaum eine Möglich- 
keit für die Bundesregierung bestehen, ihren gegen jede Ver- 
nichtung gerichteten Standpunkt erneut zu bekräftigen. 


56. Abgeordneter Wird die Bundesregierung entsprechend dem 
Ertl im Bundestag angenommenen Entschließungs- 

antrag für die im Jahre 1967 geerntete Brau- 
gerste eine Qualitätsprämie gewähren? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 30. August 1967 

Die Gewährung einer Qualitätsprämie an die Erzeuger von 
Braugerste bedarf als produktbezogene Beihilfe der Zustimmung 
der EWG-Kommission in Brüssel. Meinen Antrag auf Veranke- 
rung einer Qualitätsprämie für Braugerste in der neuen Getrei- 
deinarktordnung hat der Ministerrat am 31. Mai 1967 abgelehnt. 
Trotzdem habe ich im Hinblick auf die schwierige Lage auf dem 
deutschen Braugerstemarkt inzwischen einen neuen Antrag auf 
Zustimmung zur Gewährung einer solchen Prämie in Brüssel 
gestellt und auf eine baldige Entscheidung gedrängt. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß entgegen der immer 
wieder vertretenen Auffassung der Deutsche Bundestag keine 
Qualitätsprämie, sondern einen Zuschuß für die Qualitätskon- 
trolle beschlossen hat. 


Von weichen Überlegungen ging die Bundes- 
regierung aus, als sie im Rahmen der de facto- 
Liberalisierung der Länderlisten A r B, Bei- 
lage zum Bundesanzeiger Nr. 35 vom 20. Fe- 
bruar 1963 — Ausschreibungs-Nr. 899 122 — 
unter der Position 8 des Anhangs folgende 
Auflage machte: 

„Ursprungszeugnis erforderlich. 

Ist Peru Ursprungsland der Ware, so 
muß auch Peru Einkaufsland sein“, 
diese Auflage aber im Bundesanzeiger Nr. 104 
vom 4. Juni 1966 in der Weise abänderte, daß 
nur noch ein Ursprungszeugnis erforderlich 
war und nicht mehr verlangt wurde, daß Ur- 
sprungsland und Einkaufsland identisch sein 
müssen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 23. August 1967 

Aus Anlaß des Preisverfalls für Fischmehl auf dem Weltmarkt 
im Jahre 1960 wurden bereits Anfang 1961 deutsch-peruanische 
Verhandlungen über die Stabilisierung des Marktes geführt. 
Da Peru der größte Fischmehlerzeuger der Welt ist, haben die 
Ausfuhren dieses Landes einen bestimmenden Einfluß auf die 
Preisentwicklung. Der Bundesregierung ist im Interesse der deut- 
schen Seefischerei, die auf ausreichende Erlöse aus dem Absatz 
deutscher Fischmehle angewiesen ist, an einer ausgeglichenen 
Preisgestaltung gelegen. Im wohlverstandenen beiderseitigen 


57. Abgeordneter 

Müller 

(Worms) 
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Interesse wurde bei den genannten Verhandlungen eine negative 
Transitklausel vereinbart, nach der peruanisches Fischmehl von 
deutschen Importeuren ausschließlich in Peru direkt zu beziehen 
ist. 

Die Ausschreibung Nr. 899 122 im Bundesanzeiger Nr. 35 vom 
20. Februar 1963 enthält daher die in Ihrer Anfrage erwähnte 
Auflage. Als im ersten Halbjahr 1966 eine Preisberuhigung auf 
dem Fischmehlmarkt eintrat, wurde auf Drängen der deutschen 
Fischmehlimporteure versuchsweise die Transitklausel aufgeho- 
ben. Da jedoch bereits im Spätherbst 1966 ein erneutes starkes 
Nachgeben der Fischmehlpreise zu beobachten war, das in erster 
Linie auf das undisziplinierte Verhalten peruanischer Exporteure 
zurückzuführen war, entschloß sich die Bundesregierung zur 
Wiedereinführung der Transitklausel. 


58. Abgeordneter Trifft es zu, daß die in Frage 57 genannte 
Müller Regelung dazu führt, den deutschen Handel 

(Worms) gegenüber dem internationalen ins Hinter- 

treffen gelangen zu lassen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 23. August 1967 

Die Bundesregierung glaubt nicht, daß die genannte Regelung 
zu einer Benachteiligung des deutschen Importhandels führt. Die 
Bundesrepublik ist der bedeutendste Abnehmer für peruanisches 
Fisclimehl. Die erhebliche Nachfrage nach peruanischem Fisch- 
mehl auf dem Inlandsmarkt wird seit Jahren allein aus Direkt- 
einfuhren gedeckt. Eine Verknappung des Fischmehlangebots, 
die zu spekulativen Dispositionen und damit zu einer Benach- 
teiligung des deutschen Importhandels führen könnte, ist auch 
für die nächste Zeit nicht zu erwarten. 


Kann damit gerechnet werden, daß die Bun- 
desregierung die Entscheidung gemäß Bundes- 
anzeiger Nr. 113 vom 22. Juni 1967 wieder 
rückgängig macht, weil es ein Paradoxon ist, 
peruanisches Fischmehl mit Ursprungszeugnis 
nicht auch in einem anderen Land einkaufen 
zu können, nachdem alle Welt bemüht ist, die 
Freizügigkeit des Handels zu erweitern und 
für Holland und Frankreich derartige Beschrän- 
kungen nicht bestehen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 23. August 1967 

Auf Grund der geschilderten Sachlage beabsichtigt die Bun- 
desregierung nicht, die mit Peru vereinbarte Transitklausel in 
der Ausschreibung zu streichen. Sie teilt nicht die Auffassung 
des Herrn Abgeordneten, daß diese Maßnahme eine Benachteili- 
gung des deutschen Importhandels darstellt und den Bestrebun- 
gen zur Liberalisierung des Welthandels zuwiderläuft. Die 
Maßnahme dient lediglich der Herbeiführung ausgeglichener 
stabiler Marktverhältnisse, an denen sowohl den Produktions- 
ais auch den Bezieherländern gelegen sein muß. 


59. Abgeordneter 

Müller 

(Worms) 
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60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der EWG- 
Geldner Kommission in Brüssel vorzuschlagen, daß 

überzähliges Gemüse künftig nicht mehr ver- 
nichtet, sondern mit Hilfe des sowieso aus 
der EWG-Kasse gezahlten Ausgleichbetrages 
aufgekauft und — eventuell zur Weiterleitung 
an Länder mit großer Hungersnot — konser- 
viert wird? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 24. August 1967 


Die Bundesregierung hat schon bei der Beratung über „Zu- 
sätzliche Vorschriften für den gemeinsamen Markt für Obst und 
Gemüse“ mit allen Mitteln staatliche Interventionen, insbeson- 
dere die Vernichtung von Nahrungsmitteln zu verhindern ver- 
sucht und schließlich wenigstens eine Kompromißlösung durch- 
setzen können, nach der es den einzelnen Mitgliedstaaten über- 
lassen bleibt, ob sie intervenieren wollen oder nicht. Die Bun- 
desregierung gedenkt nach wie vor, keinen Gebrauch von dieser 
Möglichkeit zu machen; sie hat daher im Haushalt keinerlei 
Mittel für staatliche Interventionen oder für Hilfeleistungen an 
Erzeugerorganisationen für deren Interventionen vorgesehen. 

In anderen Mitgliedstaaten sind solche staatlichen Markt- 
eingriffe schon immer praktiziert worden; das war der Haupt- 
grund für ihre Einbeziehung in die EWG-Verordnung Nr. 159/66. 
Allerdings kann die Bundesregierung nicht verhindern, daß auch 
bei deutschen Erzeugern oder Erzeugerorganisationen Obst oder 
Gemüse aus Gründen mangelnder Absatzmöglichkeiten verder- 
ben oder sogar untergepflügt werden, ohne daß dafür im gering- 
sten Hilfen aus öffentlichen Mitteln gewährt werden. 

Nach Artikel 15 der genannten Verordnung prüft die Kom- 
mission spätestens am Ende der im Vertrage vorgesehenen 
Übergangszeit (31. Dezember 1969) anhand der gewonnenen 
Erfahrungen, ob es angezeigt ist, Titel II (Marktinterventionen) 
bcizubehalten oder zu ändern. Vorher wird kaum eine Möglich- 
keit für die Bundesregierung bestehen, ihren gegen jede Ver- 
nichtung gerichteten Standpunkt erneut zu bekräftigen. 

Ein Transport von Obst und Gemüse oder von leicht verderb- 
lichen Waren, etwa in frischem Zustande, in entfernt gelegene 
und zumeist heiße Länder Afrikas und Asiens verbietet sich 
von selbst. Eine zusätzliche Konservierung ist in Überschußzeiten 
leider auch nicht möglich, weil bei einem anhaltenden und außer- 
gewöhnlichen Angebotsdruck die Verarbeitungsindustrie mit 
Rohware überschwemmt wird und weitere Ware nicht aufzu- 
nehmen vermag. Dasselbe gilt für die vorhandenen Lager- und 
Kühlräume. 

Bekanntmachungen, daß Interessenten selbst ernten könnten, 
werden von wenigen Ausnahmen abgesehen, leider kaum be- 
achtet. Seit einigen Jahren hat zudem das gelegentliche Mißver- 
hältnis zwischen Angebot und Nachfrage dadurch eine wesent- 
liche Verschärfung erfahren, daß in den EWG-Ländern nördlich 
der Alpen Millionen von Verbrauchern gerade während der 
Haupterntezeit ihren Urlaub in südlichen Ländern verbringen, 
so daß der Bedarf regelmäßig schlagartig nachläßt und Markt- 
überschwemmungen von früher nicht gekannter Häufigkeit auf- 
treten. 
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61. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit ■ — nachdem der 
Meister Markt eine Erhöhung der Butterproduktion 

kaum mehr zuläßt — - eine Ergänzung zum 
Futtermittelgesetz vorzulegen, so daß die Ver- 
arbeitung von Molken, besonders aber Saucr- 
molken zu Mischfuttermitteln durchgeführt 
werden kann? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 23. August 1967 

Die Bundesregierung wird in Kürze dem Bundesrat den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung futtermittelrechtlicher Vor- 
schriften vorlegen. Dieses Gesetz ermächtigt u. a. zum Erlaß 
einer Durchführungsverordnung, durch die die Normentafel für 
Mischfuttermittel (Anlage zu § 5 Futtermittelanordnung) ersetzt 
wird. In der neuen Normentafel sind zahlreiche Mischfuttertypen 
vorgesehen, in denen Molkenpulver (Süß- und Sauermolken- 
pulver) enthalten sein darf. Die Höhe des zulässigen Anteils an 
Molkenpulver wird nach ernährungsphysiologischen Gesichts- 
punkten festgelegt. 


62. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Meister die Molkereiprodukte in die richtige Preisre- 

iation zu bringen, die durch Vorschriften über 
Reinhaltung der Gewässer außerordentlich 
hoch belastet sind? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 23. August 1967 

Die Molkereikosten liegen nach Berechnungen der Bundesan- 
stalt für Milchforschung in Kiel im Bundesdurchschnitt in Trink- 
milchbetrieben bei 6,7 Pf je kg Trinkmilch, in Buttereibetrieben 
bei 4,4 Pf je kg verarbeiteter Milch. In modernen Molkereibe- 
trieben bewegen sich die Kosten der Abwasserreinigung zwi- 
schen 0,1 Pf je kg und 0,2 Pf je kg Milch. 

Daraus geht hervor, daß die Kosten für die Abwasserreini- 
gung nur einen geringen Einfluß auf den Preis der Molkerei- 
produkte haben dürften. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß der Bund auf wasser- 
wirtschaftlichem Gebiet nur eine Rahmenkompetenz hat, während 
die eigentliche Zuständigkeit bei den Ländern liegt. 


63. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Hauptgenossenschaft 
Seither Kiel mit Befürwortung des Landes Schleswig- 

Holstein über das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten einen 
Antrag zur Finanzierung eines Kraftfutter- 
werkes in Hamburg aus den Mitteln des EWG- 
Agrarfonds / Abt. Ausrichtung eingereicht hat? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 14. August 1967 

Dies trifft nicht zu. 
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64. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Hauptgenossenschaft 
Seither Hannover für ein Kraftfutterwerk in Aurich, 

die BHG Frankfurt (Main) für ein Kraftfutter- 
werk in Schierstein und die WCG Münster 
für ein Kraftfutterwerk in Minden Mittel aus 
dem EWG-Agrarfonds / Abt. Ausrichtung be- 
gehren? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 14. August 1967 

Dies trifft zu. 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der EWG-Agrarfonds für derartige Aufga- 
ben nicht herangezogen werden sollte, weil 
hierfür ein öffentliches Interesse nicht besteht 
und die Unterstützung derartiger Objekte 
nicht geeignet ist, die mit EWG-Mitteln ver- 
folgte Zielsetzung der Verbesserung der 
Marktstruktur der Landwirtschaft zu erreichen, 
ganz abgesehen von unzuträglichen Wettbe- 
werbsverfälschungen in der Bundesrepublik, 
die wie kaum ein anderes Land über ausrei- 
chende Mischfutterkapazitäten nach Größe und 
Verteilung verfügt? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 14. August 1967 

Die Bundesregierung hält nach wie vor an ihrem Grundsatz 
fest, Vorhaben zur Errichtung oder Erweiterung von Mischfutter- 
werken und damit in Zusammenhang stehende Anträge auf 
Zuschüsse aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Teil Ausrichtung, nicht 
zu befürworten. Ohne Befürwortung der Bundesregierung ist 
eine Zuschußgewährung ausgeschlossen. 

Von diesem Grundsatz kann nur in begründeten Ausnahme- 
fällen abgegangen werden, wenn nämlich eine besondere regio- 
nale Bedeutung und der nachhaltige Nutzen des Vorhabens für 
die Landwirtschaft nachgewiesen werden und nach strenger 
Prüfung eine Wettbewerbsverzerrung nicht zu erwarten ist. 


65. Abgeordneter 

Seither 


66, Abgeordneter Auf welche Art und Weise beabsichtigt die 

Reichmann Bundesregierung mit der EWG die Butterer- 

zeugung und Vermarktung sinnvoll zu regeln? 


67i Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Reichmann das bedrängende Butter- und Fettproblem 

überhaupt befriedigend geregelt werden kann, 
ohne daß die Margarine miteinbezogen wird? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 22. August 1967 

Eine sinnvolle Lösung des Butterproblems kann im Gemein- 
samen Markt nur zusammen mit allen anderen Mitgliedstaaten 
eingeleitet werden, damit die getroffenen Maßnahmen nicht ein- 
seitig zu Lasten der Milcherzeuger eines Mitgliedstaates gehen. 
Die Bundesregierung prüft z. Z. die Möglichkeit, insbesondere 
durch nachstehende Maßnahmen auf die Höhe der Milch- und 
Buttererzeugung einzuwirken: 
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a) Veränderung des Preisverhältnisses Milch zu Rindfleisch, 

b) Verschärfung der Qualitätsvorschriften für die Anlieferungs- 
milch und verstärkte Minderbezahlung bei vorliegenden Män- 
geln, 

c) Beschleunigung der Rationalisierung der Milchkuhhaltung, 

d) verstärkte Verwendung von Milch in Produkten außer Butter 
und Magermilch, 

e) verstärkte Verwendung von Milchfett durch Anhebung des 
Fettgehaltes der Trinkmilch, 

f) Änderung des Interventionssystems bei Butter durch Ver- 
schärfung der Qualitätsvorschriften, durch eine zeitliche Be- 
schränkung der Intervention oder durch eine Regionalisierung 
des Interventionspreises. 

An eine Einbeziehung der Margarine in diesen Fragenkreis 

ist zunächst nicht gedacht. 


68. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu un- 
Bading ternehmen, nachdem erstmalig im Rahmen 

der Europäischen Marktordnung für Obst und 
Gemüse größere Mengen Blumenkohl und To- 
maten vernichtet worden sind, damit in Zu- 
kunft keine Mittel des Agrarfonds, an dessen 
Aufbringung die Bundesregierung mit mehr 
als 30®/o beteiligt ist, für Preisstützungen die- 
ser Art verwendet werden? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 22. August 1967 


Die Bundesregierung hat schon bei den Beratungen über 
„Zusätzliche Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse" mit allen Mitteln staatliche Interventionen 
bei Erzeugnissen, die mangels ausreichender Absatzmöglichkei- 
ten sonst zu verderben drohen, zu verhindern versucht und 
schließlich eine Kompromißlösung durchsetzen können, nach 
der es den einzelnen Mitgliedstaaten überlassen bleibt, ob sie 
intervenieren wollen oder nicht. Die Bundesregierung gedenkt 
nach wie vor, keinen Gebrauch von dieser Möglichkeit zu ma- 
chen; sie hat daher im Haushalt keinerlei Mittel für staatliche 
Interventionen oder für Hilfeleistungen an Erzeugerorganisatio- 
nen für deren Interventionen vorgesehen. Ob der Bundestag 
auf die Dauer diese Haltung im Hinblick auf die Möglichkeiten 
in den anderen Mitgliedstaaten billigt, bleibt abzuwarten. In 
anderen Mitgliedsländern sind solche staatlichen Markteingriffe 
schon immer praktiziert worden; das war der Hauptgrund für 
ihre Einbeziehung in die EWG-Verordnung Nr. 159/66. 

Nach Artikel 15 der genannten Verordnung prüft die Kom- 
mission spätestens am Ende der im Vertrage vorgesehenen 
Übergangszeit (31. Dezember 1969) anhand der gewonnenen 
Erfahrungen, ob es angezeigt ist, Titel II (Marktinterventionen) 
beizubehalten oder zu ändern. Vorher wird kaum eine Möglich- 
keit für die Bundesregierung bestehen, ihren gegen jede Ver- 
nichtung gerichteten Standpunkt erneut zu bekräftigen. 
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69. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung die alte 
Schwabe Preisrelation zwischen dem Schwellenpreis für 

Mais = lOOVo oder 417 DM und dem Schwel- 
lenpreis für Maisglutenfeed ^ 81,5”/o oder 
340 DM nach Einführung der einheitlichen 
Getreidepreise (1. Juli 1967) in der VN/’eise 
verändert, daß der Schwellenpreis für Mais 
auf durchschnittlich 355,52 DM gesenkt wurde, 
während der Schwellenpreis für Maisgluten- 
feed mit 340 DM bestehen blieb? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 25. August 1967 

Im Gegensatz zum Mais unterliegt Maisglutenfeed nicht der 
gemeinsamen Getreidemarktordnung der EWG, sondern der Re- 
gelung des deutschen Getreidegesetzes. Um eine einheitliche 
Behandlung von Maisglutenfeed in der gesamten EWG zu er- 
reichen, bin ich bereits entsprechend in Brüssel vorstellig ge- 
worden. Eine endgültige Regelung für die Gemeinschaft dürfte 
jedoch noch einige Zeit beanspruchen. Ich habe daher bereits die 
Einfuhr- und Vorratsstelle veranlaßt, die nationale Abschöpfung 
für Maisglutenfeed entsprechend der Ermäßigung des Mais- 
schwellenpreises herabzusetzen. 


70. Abgeordneter Welche Einstellung hat die Bundesregierung 

Budde zu der in der EWG-Obst- und Gemüsemarkt- 

ordnung (EWG-VO Nr. 159/66) verankerten 
Interventionsregelung für Obst und Gemüse, 
auf deren Grundlage Ende Juli in Belgien und 
Frankreich größere Mengen Gemüse vernich- 
tet worden sind? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 11. September 1967 

Die Bundesregierung hat schon bei den Beratungen über „Zu- 
sätzliche Vorschriften für den Gemeinsamen Markt für Obst und 
Gemüse" mit allen Vlitteln staatliche Interventionen, insbeson- 
dere die Vernichtung von Nahrungsmitteln, zu verhindern ver- 
sucht und schließlich eine Kompromißlösung durchsetzen kön- 
nen, nach der es den einzelnen Mitgliedstaaten überlassen bleibt, 
ob sie intervenieren wollen oder nicht. Die Bundesregierung 
gedenkt, nach wie vor keinen Gebrauch von dieser Möglichkeit 
zu machen; sie hat daher im Haushalt keinerlei Mittel für staat- 
liche Interventionen vorgesehen. 

In anderen Mitgliedstaaten sind solche staatlichen Marktein- 
griffe schon immer praktiziert worden; das war der Hauptgrund 
für ihre Einbeziehung in die EWG-VO Nr. 159/66. 

71, Abgeordneter Welche Möglichkeiten gibt es, in Brüssel eine 

Budde Beseitigung oder zumindest eine Revision der 

bisherigen Interventionsregelung zu erreichen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 11. September 1967 

Nach Artikel 15 der genannten Verordnung prüft die Kom- 
mission spätestens am Ende der im Vertrag vorgesehenen 
Übergangszeit (31. Dezember 1969) anhand der gewonnenen 
Erfahrungen, ob es angezeigt ist, Titel II (Marktinterventionen) 
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beizubehalten oder zu ändern. Vorher wird kaum eine Möglich- 
keit für die Bundesregierung bestehen, ihren gegen Vernichtung 
gerichteten Standpunkt erneut zu bekräftigen. 

72. Abgeordneter Welche Möglichkeit besteht, in Brüssel dage- 
Budde gen zu intervenieren, daß sich das Mißver- 

hältnis eines augenblicklich lokalen Überan- 
gebots bei gleichzeitig knapper Gesamt-Markt- 
versorgung wiederholt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 11. September 1967 

Zwischen den kurzfristigen und lokalen Überangeboten in 
Belgien und in Frankreich und der Gesamt-Marktversorgung be- 
stand in der fraglichen Zeit kein Mißverhältnis etwa derart, daß 
an anderen Märkten Gemüse knapp gewesen wäre. Vielmehr 
macht sich seit einigen Jahren ein immer schärfer werdendes 
Mißverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage insofern be- 
merkbar, als in den EWG-Ländern nördlich der Alpen Millionen 
von Verbrauchern gerade während der Haupterntezeit ihren 
Urlaub in südlichen Ländern verbringen, der Gesamtbedarf 
nördlich der Alpen infolgedessen regelmäßig schlagartig nadi- 
läßt und Marktüberschwemmungen von früher nicht gekannter 
Häufigkeit auftreten, 

Bekanntmachungen z. B., daß Interessenten kostenlos selbst 
ernten könnten, werden von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
leider kaum beachtet. 

Im übrigen handelt es sich bei kurzfristigen und lokalen Über- 
angeboten zumeist um leicht verderbliche Ware, die keinen 
Transport mehr verträgt und für einen etwaigen Marktausgleich 
überhaupt nicht in Betracht kommt. 

Handelt es sich aber um transportfähige Ware und wird sie 
an irgendeiner Stelle benötigt, so bedarf es keiner staatlichen 
Eingriffe, um einen Marktausgleich herbeizuführen ; denn nach 
dem Gesetz von Angebot und Nachfrage werden in der EWG 
alljährlich 19,5 Millionen t Gemüse und 14,5 Millionen t Obst 
bewegt, denen die umfangreichen Importe noch hinzuzurechnen 
sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Spitzmüller das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, wo- 

nach an einen Witwer unabhängig von der 
Höhe des Beitrags der verstorbenen Ehefrau 
zum gemeinsamen Lebensunterhalt die Hinter- 
bliebenenpension zu bezahlen ist, entspre- 
chende Konsequenzen für die Angestellten-, 
Arbeiter- und knappschaftliche Rentenversi- 
cherung haben wird? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 22. August 1967 

Aus der genannten Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
gerichts vom 11. April 1967 — 2 BvL 3/62 — ergeben sich für das 
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Recht der gesetzlichen Rentenversicherungen keine Konsequen- 
zen, weil dieses Urteil nur die Hinterbliebenenversorgung nach 
den Vorschriften des Beamtenrechts betrifft. Die Verfassungs- 
mäßigkeit der Vorschriften über die Witwerrente aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen hat das Bundesverfassungsge- 
richt mit Urteil vom 24. Juli 1963 (Bundesgesetzblatt I S. 693) 
festgestellt; die Richtigkeit dieses Urteils wird vom Bundesver- 
fassungsgericht in den Gründen seiner neuen Entscheidung vom 
11. April 1967 ausdrücklich bejaht. 

74. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Ge- 

Spitzmüller setzentwurf zur Arbeiter-, Angestellten- und 

knappschaftlichen Rentenversicherung vorzu- 
legen, der eine entsprechende Änderung der 
geltenden Vorschrift vorsieht, daß Anspruch 
auf Witwenrente nur besteht, wenn die Ver- 
storbene den Unterhalt ihrer Familie über- 
wiegend bestritten hat? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 22. August 1967 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, der eine Änderung der sozialversicherungs- 
rechtlichen Vorschriften über die Witwerrente vorsieht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

75. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Dr. Enders die Nahost-Krise eine beträchtliche Steigerung 

der Heizölpreise eingetreten ist, die weit 
über der Kalkulation liegt, die zwischen Fir- 
men für die Belieferung von Bundesgrenz- 
schutz- und Bundeswehrunterkünften mit Heiz- 
öl und den zuständigen Beschaffungsstellen 
zu einem Zeitpunkt vertraglich festgesetzt 
wurde, als diese Entwicklung noch nicht abzu- 
sehen war? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 15. September 1967 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Nahost-Krise zu 
einer erheblichen Steigerung der Heizölpreise geführt hat. 

76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, neue Verhand- 

Dr. Enders hingen über die Festpreise der in Frage 75 

genannten Verträge zu führen, damit Firmen, 
— insbesondere im Zonenrandgebiet — ■ die 
Heizöl zu überhöhtem Einkaufspreis beziehen 
und niedrigem Vertragspreis an die Bundes- 
grenzschutz- und Bundeswehrunterkünfte lie- 
fern mußten, nicht allein diese durch außer- 
gewöhnliche Ereignisse herbeigeführten finan- 
ziellen Verluste tragen müssen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 15. September 1967 

Nach § 50 der Reichshaushaltsordnung und § 63 der Reichs- 
wirtschaftsbestimmungen dürfen Verträge, die die Bundesrepu- 
blik Deutschland geschlossen hat, grundsätzlich nicht zu deren 
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Nachteil geändert werden. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, 
ob den Lieferanten von Heizöl für Bundeswehr und Bundes- 
grenzschutz abweichend von diesem Grundsatz die durch die 
Nahost-Krise verursachten Preissteigerungen vergütet werden 
können. 

Die Bundeswehr hat vorbehaltlich des Ergebnisses dieser Prü- 
fung ihren Lieferanten bereits über die vertraglichen Vereinba- 
rungen hinausgehende Preise gezahlt, um die Gefahr einer Ver- 
sorgungslücke zu vermeiden. 

77. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, zukünftig bei 
Dr. Enders Verträgen dieser Art das Risiko des wirt- 

schaftlichen Schadens als Folge unabsehbarer 
Entwicklung nicht einseitig vom mittelständi- 
gen Gewerbe tragen zu lassen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 15. September 1967 

Es ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung, das mit- 
telständische Gewerbe zu fördern. Die Bundesregierung hat da- 
her nicht die Absicht, die mittelständischen Betriebe im Zusam- 
menhang mit der Beschaffung von Heizöl ein unkalkulierbares 
Risiko einseitig tragen zu lassen. 


78. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei Übernahme von zwei 
Collet amerikanischen militärischen Anlagen durch 

die Bundeswehr bei Leimen in der Pfalz im 
Jahre 1966 die vorhandenen modernen Hei- 
zungskessel und Heizungsanlagen demontiert 
und durch neue ersetzt wurden? 


79. Abgeordneter 

Collet 


Warum wurden diese von den dort wohnen- 
den Bürgern lebhaft kritisierten Maßnahmen 
durchgeführt? 


80. Abgeordneter 

Collet 


Wie hoch waren die dabei entstandenen Ko- 
sten? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 21. August 1967 

Die Bundeswehr hat in den Jahren 1963 und 1965 im Raum 
Leimen in der Pfalz zwei militärische Anlagen von den US- 
Streitkräften übernommen, nämlich das ehemalige US-Depot, 
das jetzt als Materialhauptdepot Leimen, sowie die ehemalige 
US-Radarstation, die als Unterkunftsbereich „Langerkopf" ge- 
nutzt wird. 

Weder bei der Übernahme noch bei der Herrichtung und 
Nutzbarmachung dieser Liegenschaften sind Heizungskessel und 
Heizungsanlagen demontiert und durch neue ersetzt worden. 


81. Abgeordneter Ist dem Bundesminister für Verteidigung der 
Hirsch Erlaß des amerikanischen Verteidigungsmini- 

sters an die amerikanischen Streitkräfte über 
die Zusammenarbeit mit Presse, Funk und 
Fernsehen bekannt, über den die Presse am 
2. August 1967 berichtet hat? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 5. September 1967 

Auf Ihre Frage teile ich Ihnen mit, daß dem Bundesminister 
der Verteidigung das Memorandum des amerikanischen Ver- 
teidigungsministers McNamara bekannt ist. Das Memorandum 
— datiert vom 1. Mai 1967 — bestätigt bestehende Richtlinien 
für die Informationsfreigabe des Department of Defense, in 
denen eine möglichst weitgehende Freigabe von Informationen 
gefordert wird. Von der Freigabe ausgeschlossen sind solche 
Nachrichten, die für potentielle Gegner einen Nutzen darstellen. 

Gleichzeitig weist der Minister darauf hin, daß die Angehöri- 
gen der amerikanischen Streitkräfte als wichtiger Teil der 
Öffentlichkeit Anspruch auf den gleichen ungehinderten Zugang 
zu Informationen haben wie alle anderen Staatsbürger. Es ist 
verboten, ungünstige Berichte und Artikel von Nachrichten- 
agenturen vorsätzlich aus den für die Truppe bestimmten Ver- 
öffentlichungen wie z. B. „Stars and Stripes“ fernzuhalten. Die 
Zensur von Berichten, die über Rundfunk- und Fernsehsender 
für die Streitkräfte ausgestrahlt werden, wird für unzulässig 
erklärt; gleiches gilt für Sprachregelungen und Veränderungen 
von Nachrichten. 


82. Abgeordneter Gibt es eine inhaltlich entsprechende Rege- 

Hirsch hing für die Öffentlichkeitsarbeit des Bundes- 

verteidigungsministeriums bzw. ist der Bun- 
desverteidigimgsminister zu einer solchen Re- 
gelung bereit? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 5. September 1967 

Zu Ihrer Frage stelle ich fest, daß ein inhaltlich dem Memoran- 
dum entsprechender Erlaß des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung nicht existiert. Eine solche ministerielle Regelung erscheint 
auch nicht notwendig, weil für die im eigenen Lande stationier- 
ten deutschen Streitkräfte andere Verhältnisse gegeben sind als 
für die weltweit dislozierten amerikanischen Truppen mit eige- 
nen Publikationsorganen und eigenen Sendern. 

Der freie Informationszugang und die freie Meinungsäußerung 
sind für die Soldaten der Bundeswehr nach dem Grundgesetz 
und nach dem Soldatengesetz ebenso garantiert wie unzensierte 
Information der Öffentlichkeit über die Bundeswehr. Weder 
Zensur noch Sprachregelung sind erlaubt. Alle Soldaten haben 
freien Zugang zu in- und ausländischen Zeitungen. In allen Ein- 
heiten, Dienststellen und Schulen können Zeitungen nach freier 
Wahl und nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmittel sogar dienstlich beschafft werden. Das Hören bzw. 
Sehen von Rundfunk- und Fernsehsendungen ist frei. Dienstlich 
gelieferte Geräte stehen dafür zur Verfügung. Die beiden zen- 
tralen Informationsorgane des Bundesministers der Verteidigung 
sind die „Information für die Truppe“, die dem staatsbürger- 
lichen Unterricht gern. § 33 des Soldatengesetzes dient, und die 
„Mitteilungen für den Soldaten“. Auch diese örgane unterliegen 
weder einer Zensur noch einer Sprachregelung. Sie sind im übri- 
gen dem Deutschen Bundestag und der Öffentlichkeit zugänglich, 
wo sie z. B. an Schulen und staatsbürgerlichen Bildungsstätten 
regelmäßig gelesen werden. Für die Truppeninformation im 
Rahmen der geistigen Rüstung der Bundeswehr (staatsbürger- 
liche Unterrichtung) ist die Zentrale Dienstvorschrift 12/1 vom 
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22. Januar 1966 maßgebend. In ihrer Anlage 9 ist ausdrücklich 
bestimmt: „Eine generelle , Sprachregelung' durch das BMVtdg 
verträgt sich nicht mit unserer demokratischen Staatsordnung." 

83. Abgeordneter Kann in absehbarer Zeit mit der Errichtung 

Fritsch eines Offizierheimes bzw. eines behelfsmäßi- 

(Deggendorf) gen Offizierheimes beim Panzergrenadierba- 

taillon 112 in Regen gerechnet werden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 14. September 1967 

Der Plan, ein Offizierheim in Regen zu errichten, mußte auf 
Grund der Haushaltstage zurückgestellt werden. Ein Zeitpunkt 
für die Wiederaufnahme dieser Planung kann leider noch nicht 
bestimmt werden. 

Ich bin aber grundsätzlich damit einverstanden, daß im Lehr- 
saalgebäude der Truppenunterkunft alsbald ein behelfsmäßiges 
Offizierheim eingerichtet wird. Ein entsprechender Antrag der 
Truppe ist angekündigt. 

84. Abgeordneter Ist der Bundesverteidigungsminister hin- 

Schwabe reichend über die sehr stark angewachsene 

Lärmbelästigung durch tieffliegende Jagdflie- 
ger orientiert, um seine Auffassung, dieser 
Lärm sei unvermeidlich, zu überprüfen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 12. September 1967 

Dem Bundesminister der Verteidigung ist ein Anwachsen der 
Lärmbelastung bekannt. 

Die Zunahme des Lärms ist auf ein vermehrtes Flugstunden- 
aufkommen zurückzuführen, das auf der Umrüstung der deut- 
schen Gesdiwader auf den Starfighter F-104 und auch der Ge- 
schwader der Verbündeten auf moderne Flugzeugmuster beruht. 
Nur eine volle Ausnutzung der Flugprogramme schafft dafür 
die Voraussetzungen, daß die Flugzeugführer ihrer Aufgabe 
gewachsen sind und die Unfallquote mit Erfolg verringert wird. 

Im übrigen werden ständig Maßnahmen zur Verminderung 
der Lärmbelästigung untersucht, wie zum Beispiel Verlegung 
von Überschallflügen über See oder Sperrung bestimmter Ge- 
biete für Überschallflug. 

85. Abgeordneter Könnten durch die zusätzliche Verlegung von 

Schwabe übungsfiügen in amerikanische Übungszen- 

tren sowohl der gewünschte Devisenausgleich 
wie auch die englischen Spradikenntnisse der 
deutschen Bundeswehrangehörigen verbessert 
werden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Carstens 
vom 12. September 1967 

Es ist nicht möglich, über den jetzt gegebenen Rahmen hinaus 
Übungsflüge in amerikanische Übungszentren zu verlegen. 

Die US-Luftwaffe hat der deutschen Luftwaffe eine bestimmte 
Ausbildungskapazität zur Verfügung gestellt, die voll ausge- 
nutzt wird. 
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Abgesehen hiervon kann auf eine intensive Ausbildung der 
Jet-Flugzeugführer in Europa nicht verzichtet werden, da sich 
die Piloten mit den hiesigen klimatischen und geographischen 
Verhältnissen vertraut machen müssen. Ferner ist es unerläßlich, 
daß sich die ausgebildeten Piloten durch häufige Flüge unter 
europäischen Gegebenheiten in Übung halten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


86. Abgeordneter Um wieviel hat sich die Zahl der Unfälle an 

Kubitza Bahnübergängen im Jahre 1966 gegenüber 

1965 verändert? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Leber 
vom 7. August 1967 


Die Zahl der Unfälle an Bahnübergängen der Deutschen Bun- 
desbahn hat sich im Jahre 1966 gegenüber 1965 vermindert: 



1965 

1966 

Abnahme 

Unfälle 

762 

678 

— 84 

Getötete 

172 

168 

— 4 

Verletzte 

511 : 

415 

— 96 


Die rückläufigen Zahlen sind um so bemerkenswerter, als im 
gleichen Zeitraum die Unfälle im Straßenverkehr von 1 099 000 
(1965) auf 1 165 000 (1966), die dabei Gelöteten von 15 753 (1965) 
auf 18 813 (1966) und die bei Straßenverkehrsunfällen Verletz- 
ten von 433 490 (1965) auf 455 644 (1966) zugenommen haben. 

Auch bei den nichlbundeseigenen Eisenbahnen hat die Zahl 
der Unfälle an Bahnübergängen abgenommen; hierzu wurden 
mir vom Bundesverband Deutscher Eisenbahnen folgende Zah- 
len genannt: 

1963 = 362 Unfälle 

1964 == 174 Unfälle. 

87. Abgeordneter Wieviel beschrankte und unbeschrankte Bahn- 
Kubitza Übergänge gibt es gegenwärtig noch im Bun- 

desgebiet? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Leber 
vom 7. August 1967 

Von den insgesamt 32 698 Bahnübergängen der Deutschen 
Bundesbahn (Stand am 31. Dezember 1966) sind 14 372 technisch 
gesichert, und zwar 11 193 durch Schranken, 2834 durch Blink- 
lichter und 345 durch Blinklichter mit Halbschranken. Die 
18 326 Bahnübergänge ohne technische Sicherung werden durch 
die Übersicht vom Weg auf die Bahnstrecke oder durch hörbare 
Signale des Zuges gesichert. 2035 dieser Bahnübergänge (über- 
wiegend Privatwegübergänge) sind mit festen Abschlüssen ver- 
sehen, das sind verschließbare, bewegliche Abschlüsse, Dreh- 
kreuze, Umlaufsperren und ähnliche Einrichtungen. 
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Bei den niditbundeseigenen Eisenbahnen gibt es z. Z. insgesamt 
12 166 Bahnübergänge; davon liegen allerdings über 60Vo im 
Zuge von Wegen untergeordneter Bedeutung, also solchen ohne 
allgemeinen Kraftfahrzeug verkehr. 1054 Bahnübergänge sind 
technisch gesichert. 


88. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei der Zuweisung 
Kubitza von Mitteln des Eventualhaushalts an die 

Deutsche Bundesbahn auch Auflagen in der 
Richtung gemacht, daß besonders stark be- 
nutzte Bahnübergänge oder solche mit großer 
Unfallhäufigkeit bevorzugt durch den Bau von 
über- und Unterführungen gesichert werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Leber 
vom 7. August 1967 

Die Deutsche Bundesbahn verwendet die ihr aus dem Even- 
tualhaushalt zur Verfügung stehenden Mittel u. a. dazu, um in 
verstärktem Umfang Bahnübergänge zu beseitigen, die beson- 
ders starken Verkehr oder eine höhere Unfallhäufigkeit auf- 
weisen. Daß im allgemeinen nur die vordringlichen Maßnahmen 
durchgeführt werden, ist sowieso seit Jahren durch die Ein- 
flußnahme des Bundes bei der Genehmigung der Vereinbarungen 
über die Durchführung baulicher Maßnahmen auf Grund des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes gewährleistet. 


89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bestrebun- 
Dr. Tamble gen der Sonderkonferenz der Internationalen 

Schiffahrtsorganisation (IMCO) zu unterstüt- 
zen, künftig sogenannte „Gebotszonen" fest- 
zulegen, in denen Tankschiffe nicht mehr ver- 
kehren dürfen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1967 

Die Bundesregierung ist in den Sonderkonferenzen der IMCO 
vertreten und unterstützt alle Maßnahmen, die für eine erhöhte 
Sicherheit der Tankschiffe erforderlich sind und Maßnahmen 
zur Abwendung von Gefahren, die von diesen Schiffen aus- 
gehen. 


90. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Dr. Tamble schlag, Tankschiffe im Hinblick auf die jüng- 

sten schweren Seeunfälle mit zusätzlichen 
Navigationsmitteln auszustatten, die wesent- 
lich über die derzeitigen internationalen Si- 
cherheitsvorschriften hinausgehen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11, August 1967 

Die Bundesregierung begrüßt die in der IMCO angelaufenen 
Untersuchungen, Schiffe ab einer bestimmten Größe, die schäd- 
liche oder gefährliche Ladung befördern, mit zusätzlichen Navi- 
gationsmitteln auszurüsten, und ist bereit, den Empfehlungen 
und Beschlüssen der IMCO zu folgen. 
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91. Abgeordneter Worauf ist nach Ansicht der Bundesregierung 
Geldner der erhebliche Rückgang des deutschen Frem- 

denverkehrs in diesem Jahr zurückzuführen, 
der sich nach einer Aufstellung des Bayeri- 
schen Statistischen Landesamtes beispielsweise 
in Tegernsee und Garmisch-Partenkirchen mit 
23^/o weniger Übernachtungen im Juni 1967 
gegenüber Juni 1966 niederschlägt? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Leber 
vom 17. August 1967 

Gegenwärtig liegen der Bundesregierung amtliche Zahlen über 
die Entwicklung des deutschen Fremdenverkehrs nur für die Zeit 
vom Januar bis zum Mai 1967 vor. Danach kann nicht bestätigt 
werden, daß der Fremdenverkehr in der Bundesrepublik Deutsch- 
land wesentliche Rückschläge erlitten hat. Vielmehr ist den vom 
Statistischen Bundesamt in Wiesbaden gelieferten Übersichten 
zu entnehmen, daß in diesem Zeitraum — verglichen mit dem 
gleichen Zeitraum des Vorjahres — die Zahl der Fremden- 
übernachtungen um l,2Vo zugenommen hat. 

Auch mir ist bekannt, daß einzelne Fremdenverkehrsverbände 
über unzureichende Besucherzahlen im Monat Juni dieses Jahres 
geklagt haben. Zum Ausbleiben der Fremden in diesen Gebieten 
mag neben der Entwicklung der allgemeinen Wirtsdiaftslage 
die sehr ungünstige Witterung dieses Monats beigetragen haben. 
Diese Erscheinung ist aber alsbald nach Beginn des Ferienreise- 
verkehrs normalisiert worden. Weitere Verbesserungen sind 
nach den mir vorliegenden Berichten der Fremdenverkehrsver- 
bände im August 1967 eingetreten. Nach den letzten Meldungen 
rechnen die Fachleute im allgemeinen damit, daß die Ergebnisse 
des Jahres 1967 nicht hinter denen des Vorjahres zurückstehen 
werden. 

Ich darf in diesem Zusammenhang versichern, daß mein Haus 
nach wie vor alles tun wird, um den deutschen Fremdenverkehr 
zu fördern. So wurde auf meine V^eranlassuag der Zuschuß an 
die Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr, der die Werbung 
im Ausland obliegt, im Jahre 1967 weiter erhöht. Dem Deutschen 
Fremdenverkehrsverband, der im Inland die Aufgaben der 
Fremdenverkehrswerbung erfüllt, gilt meine ständige Aufmerk- 
samkeit und Förderung. 

Mir sind naturgemäß die Gründe für den Rückgang des 
Fremdenverkehrs in Tegernsee und Garmisch-Partenkirchen wäh- 
rend des Monats Juni im einzelnen nicht bekannt. Ich nehme 
aber an, daß auch dort der Tiefpunkt inzwischen überwunden 
ist und daß diese klassischen Erholungsorte an dem allgemeinen 
Zuwachs der nachfolgenden Monate teilnehmen konnten. 


92. Abgeordneter Wann kann mit einer Aufstufung der für das 
Weigl ostbayerische Zonenrandgebiet wichtigen Ei- 

senbahnstrecke Weiden — Neukirchen b. Sulz- 
bach/Rosenberg zu einer Hauptbahn gerech- 
net werden, zumal selbst bei einer Berück- 
sichtigung von Zwischenaufenthalten in Vils- 
eck, Freihung und Weiherhammer ein Fahr- 
zeitgewinn von 22 Minuten erzielt werden 
könnte? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 31. August 1967 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, hat sie die Um- 
wandlung der Nebenbahnstrecke Weiden (Opf) — Neukirchen 
bei Suizbach/Rosenberg und die damit verbundene Erhöhung 
der Streckengeschwindigkeit untersucht. Nach den Ergebnissen 
könnte bei einer Erhöhung der Streckengeschwindigkeit von 
z. Z. 60 km/h auf 120 km/h dann ein Fahrzeitgewinn von 22 Mi- 
nuten erzielt werden, wenn sämtliche Unterwegshalte entfielen. 
Unter Berücksichtigung von Zwischenaufenthalten in Vilseck, 
Freihung und Weiherhammer, auf die nach Angaben der Deut- 
schen Bundesbahn nicht verzichtet werden kann, reduziert sich 
dieser Fahrzeitgewinn auf 14 Minuten. Dieser Fahrzeitverbes- 
serung steht allerdings neben den laufenden Betriebsführungs- 
mehrkosten ein einmaliger Investitionsaufwand von rd. 4,5 Mil- 
lionen DM gegenüber. 

Zweifellos ist die Deutsche Bundesbahn bestrebt, durch Erhö- 
hung der Reisegeschwindigkeit ihr Angebot ständig zu verbessern. 
Sie kann es jedoch nur im Rahmen ihrer finanziellen Möglich- 
keiten tun, wobei wirtschaftliche Überlegungen die Auswahl 
der einzelnen Vorhaben bestimmen. Ein Zeitpunkt für die Durch- 
führung der Maßnahmen auf der o. g. Strecke kann deshalb im 
Augenblick nicht angegeben werden. 

Die neue Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung gibt der Deut- 
schen Bundesbahn jedoch die Möglichkeit, auf Nebenbahnen die 
Streckengeschwindigkeit von bislang 60 km/h auf 80 km/h zu 
erhöhen. Auch dadurch dürften sich bereits gewisse Verbesse- 
rungen erzielen lassen. 


93. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die üblichen Siche- 
Picard rungsmaßnahmen an Baustellen auf Straßen 

in der Bundesrepublik Deutschland dem heuti- 
gen Verkehr entsprechend für ausreichend? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 11. September 1967 

Die Sicherungsmaßnahmen an Baustellen auf* den Straßen 
der Bundesrepublik Deutschland sind nach Auffassung der 
Bundesregierung für den heutigen Verkehr ausreichend, sofern 
sie nach den einschlägigen Bestimmungen angeordnet und durch- 
geführt werden. Für die Überwachung dieser Bestimmungen 
sind in erster Linie die Straßenbaubehörden im Einvernehmen 
mit den Straßenverkehrsbehörden zuständig. 

Bei der Neubearbeitung der Straßenverkehrs-Ordnung werden 
darüberhinaus die anzuordnenden Maßnahmen zur Sicherung 
von Baustellen noch besonders überprüft und den sich etwa 
ändernden Verhältnissen angepaßt werden. 

Für die Bundesfernstraßen sind wegen ihres weiträumigen 
und schnellen Verkehrs über die allgemeinen Bestimmungen der 
Straßenverkehrs-Ordnung hinaus noch besondere Richtlinien 
und Hinweise für Sicherungsmaßnahmen an Baustellen erlassen. 
Bei Arbeits-, Schadens- und Unfallstellen an Landes- (Staats-), 
Kreis- und Gemeindestraßen werden die für die Bundesfern- 
straßen erlassenen Richtlinien im allgemeinen sinngemäß ange- 
wandt. 
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94. Abgeordneter 

Picard 


Welche Bestimmungen bestehen über die Ab- 
sicherung von Baustellen auf Straßen in der 
Bundesrepublik Deutschland? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 11. September 1967 

Die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) § 3 Abs. 3 a bildet die 
gesetzliche Grundlage für die Absperrung und Kennzeichnung 
von Arbeitsstellen. Danach ist der Bauunternehmer nach vor- 
heriger Zustimmung der Straßenverkehrsbehörde zu Verkehrs- 
sicherungsmaßnahmen verpflichtet, soweit nicht die Straßen- 
baubehörden eigene Anordnungen nach § 3 Abs. 4 StVO ge- 
troffen haben. 

In den Abschnitten IV und V der Anlage zur StVO sind 
Absperrung und Kennzeichnung von Baustellen näher erläutert. 

Aufbauend auf der StVO hat der Bundesminister für Verkehr 
nach Anhörung der obersten Landesbehörden Richtlinien darüber 
in Vorbereitung bzw. erlassen, wie Arbeits-, Schadens- und Un- 
fallstellen an Bundesfernstraßen durch Verkehrszeichen und Ab- 
sperrgeräte zu sichern sind und wie dort der Verkehr zu lenken 
und umzuleiten isi. 

Es sind dies: 

Entwurf für Hinweise für die Kennzeichnung, Verkehrsfüh- 
rung und Verkehrsregelung bei Arbeits-, Schadens- und Un- 
failstellen an Bundesfernstraßen (HKB). 

In dem Entwurf sind alle häufig auftretenden Fälle von Ver- 
kehrsführungen und Kennzeichnungen bei Arbeits-, Schadens- 
und Unfallstellen an Bundesfernstraßen behandelt. Es sind in 
den 21 Anlagen der Hinweise sowohl die Verkehrsführungen 
an Bundesautobahnen als auch an Bundesstraßen (Ortslage und 
freie Strecke) dargestellt. 

Mit Erlaß BMV-StB 4/StV 2 - Ba - 6020 Vms 63 IV vom 
14. Mai 1963 ist ein Teil dieser „Hinweise"' bereits eingeführt. 

Vorläufige Richtlinien für die Kennzeichnung, Verkehrsfüh- 
rung und Verkehrsregelung bei Arbeitsstellen auf Bundes- 
autobahnen (Arbeitsstellen mit 4 Behelfsfahrstreifen bei Ar- 
beiten von längerer Dauer vom 7. September 1964). 

Hiermit ist eine einheitliche Kennzeichnung und 4-spurige 
Verkehrsführung bei Bauvorhaben an Bundesautobahnen sicher- 
gestellt. Die Anwendung dieser Richtlinien hat sich in den letzten 
Jahren sowohl in Hinsicht auf die Sicherheit als auch auf die 
Flüssighaltung des Verkehrs auf Bundesautobahnen ausgezeich- 
net bewährt. 


95. Abgeordneter Wie hoch sind schätzungsweise die jährlichen 

Dr. Miessner Verluste der deutschen Volkswirtschaft da- 

durch, daß Massengüter über längere Strecken 
mit Lastkraftwagen anstatt mit der Deutschen 
Bundesbahn befördert werden, wobei u. a. 
nicht nur die Schäden auf den Straßen, die 
Behinderung und Gefährdung der übrigen 
Straßenbenutzer sondern auch die dadurch ent- 
stehenden Einnahmeverluste der Deutschen 
Bundesbahn zu berücksichtigen wären? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 13. September 1967 

Die von Ihnen gewünschten Angaben können nur das Ergeb- 
nis einer sorgfältigen wissenschaftlichen Untersuchung sein. Der 
Bundesminister für Verkehr kann derartige Untersuchungen 
nicht unmittelbar in seinem Hause durchführen. Er ist hierbei 
entscheidend auf die Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung 
angewiesen, die ihm bekannt werden. Es sind bereits methodi- 
sche Untersuchungen im Gange, welche vom Bundesminister 
für Verkehr angeregt worden sind. Solange mir die Ergebnisse 
nicht bekannt sind, bin ich zu meinem Bedauern nicht in der Lage, 
Ihnen eine schlüssig begründete Antwort auf Ihre Frage zu 
übermitteln. 

Selbstverständlich sind mir die Ergebnisse von Untersuchun- 
gen über bestimmte Problemkreise bekannt, die zu einem Teil 
den von Ihnen in Ihrer Anfrage behandelten Fragenkomplex 
berühren. So konnte beispielsweise ermittelt werden, daß die 
volkswirtschaftlichen Verluste aus Verkehrsunfällen in einem 
Jahr auf ca. 6 bis 7 Milliarden DM zu beziffern sind. Weitere 
Teiluntersuchungen werden das sich hieraus ergebende Bild 
vervollständigen. 


96. Abgeordneter Welche Kosten sind in den letzten 10 Jahren 
Dr. Miessner (1957 bis 1966) durch den Bau ,atr nachträg- 
lichen Ausbau der sog. „Kriechspur" für den 
LKW-Verkehr an Steigungs- und Gefällstrek- 
ken 

a) auf den Autobahnen, 

b) auf den Bundesstraßen 
entstanden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 11. September 1967 

In den letzten 10 Jahren von 1957 bis 1966 sind für den Bau 
oder nachträglichen Ausbau von sog. Kriechspuren an den Bun- 
desfernstraßen etwa 58 Millionen DM aus dem Bundeshaushalt 
bereitgestellt worden. 

An den Bundesautobahnen wurden im Zusammenhang 
mit dem Neubau 73 km 

und in Verbindung mit Ausbauarbeiten an den 
Betriebsstrecken 32 km 

zusammen 105 km 

Kriechspuren angelegt. Dafür wurden rd. 40 Millionen DM 
aufgewendet. An den Bundesstraßen sind etwa 78 km Kriech- 
spuren ausgeführt worden. Der geldliche Aufwand hierfür be- 
trug rd. 18 Millionen DM. Die Gesamtlänge der im genannten 
Zeitraum hergestellten Kriechspuren beträgt rd. 183 km. 


97. Abgeordneter Billigt der Bundesverkehrsminister das Ver- 
Dr. Müller- halten des Oberbürgermeisters der Stadt 

Emmert Friedrichshafen, Dr. Max Grünbeck, der schrift- 

liche und fernmündliche Anfragen des Bundes- 
verkehrsministeriums vom 2. März 1966, 23. 
Juni 1966, 14. Oktober 1966 und 2. November 
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1966 und eine fernmündliche Anfrage des 
Luftfahrtreferenten des Landes Baden-Würt- 
temberg vom 5. Dezember 1966 nicht beant- 
wortet hat, mit denen er in seiner Eigenschaft 
als Vorsitzender der erhebliche Vermögens- 
werte verwaltenden „Zeppelin-Stiftung“ um 
Auskunft über den Zweck dieser Stiftung und 
darüber, wie sie diesem Stiftungszweck nach- 
kommt, gebeten wurde? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 18. September 1967 

Ich bitte um Verständnis, wenn ich aus grundsätzlichen Er- 
wägungen davon absehe, im Rahmen der Fragestunde das Ver- 
halten des Vertreters einer Institution, die nicht meiner Dienst- 
aufsicht untersteht, durch Billigung oder Missbilligung zu bewer- 
ten. 


98. Abgeordneter 

Fritz 

(Wiesbaden) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit den ameri- 
kanischen Bündnispartnern in Verhandlungen 
einzutreten, um diese zu veranlassen, ihre in 
der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
Militärfahrzeuge mit Nummernschildern zu 
versehen, die deutlich lesbar sind, um so ggf. 
notwendige Feststellungen — beispielsweise 
bei Unfallflucht — erleichtern zu helfen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 14. September 1967 

Die Bundesregierung ist hierzu bereit. Der Bundesminister 
für Verkehr wird weitere Verhandlungen mit den amerikani- 
schen Stellen auf der Grundlage des Artikels V Abs. 2 des Ab- 
kommens zwischen den Parteien des Nordatlantikpaktvertrags 
über die Rechtsstellung ihrer Truppen sowie der Artikel 3 und 
10 des dazu abgeschlossenen Zusatzabkommens führen mit dem 
Ziel, die Kennzeichnung der Dienstfahrzeuge zu verbessern. 

Dienstfahrzeuge der Stationierungsstreitkräfte können von den 
Streitkräften selbst registriert und zugelassen werden, müssen 
aber außer mit einer Erkennungsnummer oder einem anderen 
geeigneten Erkennungszeichen mit einem deutlichen Nationali- 
tätszeichen versehen sein (Artikel 5 Abs. 2 des NATO-Truppen- 
statuts, Artikel 10 des Zusatzabkommens). Gleiches gilt für die 
Privatfahrzeuge der Mitglieder der Truppe, des zivilen Gefolges 
und deren Angehörigen. Bei diesen Privatfahrzeugen ist es ge- 
lungen, eine Kennzeichnung der Fahrzeuge durdizusetzen, die 
in ihrer Wirkung auf die Ablesbarkeit und Merkfähigkeit dem 
deutschen Recht entspricht. 

Auch die Dienstfahrzeuge der Truppe tragen Zeichen, die sie 
identifizieren. Diese Zeichen sind bei den Kampffahrzeugen je- 
doch aufgemalt und nicht besonders beleuchtet. Ihre Anfrage 
wird zum Anlaß genommen, mit den US-Stellen (Verbindungs- 
offizier bei der US-Botschaft zum Hauptquartier in Heidelberg 
und Hauptquartier selbst) über eine Verbesserung des gegen- 
wärtigen Zustands zu verhandeln. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


99. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Röhner USA Minispione existieren, die, in den Fern- 

sprechapparat eingelegt, ein Abhören der in 
dem betreffenden Raum geführten Gespräche 
durch Dritte, auch über weite Entfernungen, 
ermöglichen? 


100. Abgeordneter 

Röhner 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solchen Abhörmethoden in Deutschland ggf, 
wirkungsvoll begegnen zu können? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bornemann 
vom 22. August 1967 

Aus einschlägigen Presseveröffentlichungen ist bekannt, daß 
in den USA neben funkbetriebenen Abhörgeräten auch solche 
existieren, die den Fernsprechapparat zu Abhörzwecken nutzbar 
machen. Durch ein eingelegtes Zusatzgerät im Kleinstformat 
wird der so präparierte Fernsprecher als Raummikrophon ge- 
schaltet, so daß ein Abhören der in dem betreffenden Raum 
geführten Gespräche durch Dritte, auch über weitere Entfernun- 
gen hinweg, ermöglicht wird. Für den betroffenen Sprech- 
stelleninhaber bleibt diese Präparierung unbemerkt, weil Betrieb 
und Benutzung des Fernsprechapparates durch dieses Zusatz- 
gerät nicht eingeschränkt werden. Wenn auch die prinzipielle 
Wirkungsweise solcher Geräte hier bekannt ist, so konnten 
darüber hinaus technische Einzelheiten bisher noch nicht in Er- 
fahrung gebracht werden. 

Solche Abhörmethoden oder Abhörgeräte wurden im Bereich 
der Fernsprecheinrichtungen der Deutschen Bundespost noch 
nicht festgestellt. Selbstverständlich wird hier aber auf techni- 
schem Gebiet überlegt, ob und welche Maßnahmen getroffen 
werden könnten, um Abhörmöglichkeiten durch solche Abhör- 
geräte in unserem System zu verhindern. Die Entwicklung der 
erforderlichen Abwehrmaßnahmen wird jedoch einige Zeit in 
Anspruch nehmen. Sie dürfen aber überzeugt sein, daß sich die 
zuständigen fernmeldetechnischen Stellen eingehend mit diesen 
Problemen befassen. 

Generell kann zur Frage der Abhöranlagen noch gesagt wer- 
den, daß die gegenwärtige Rechtsgrundlage kaum ausreicht, 
um das Abhören wirkungsvoll bekämpfen zu können, da hierzu 
auch notwendig ist, daß Herstellung, Einfuhr und Vertrieb solcher 
Geräte verhindert werden. 

Ein strafrechtlicher Schutz der Intimsphäre des einzelnen 
Staatsbürgers wird erst dann gewährleistet sein, wenn § 183 des 
beim Bundestag eingebrachten Entwurfs eines Strafgesetzbuches 
Gesetz wird. 

Die Herstellung und der Vertrieb solcher Geräte können aber 
nur durch ein Sondergesetz geregelt werden, zu dem bereits ein 
Entwurf zur Verhinderung des Mißbrauchs von Abhörgeräten 
(Drucksache V/1643) vorliegt, der auch ein Einfuhrverbot solcher 
Geräte einschließt. 
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101. Abgeordneter Ist der Herr Bundesminister für das Post- und 

Vogt Fernmeldewesen bereit, der an ihn herange- 

tragenen Anregung der Adam-Stegerwald-Ge- 
sellschaft, eine Adam-Stegerwald-Gedenkbrief- 
marke im Hinblick auf seine Verdienste als 
Gewerkschaftsführer, ehemaliger Reichsver- 
kehrs- und Reichsarbeitsminister und im Hin- 
blick auf seinen im Jahre 1945 vorausschau- 
end geleisteten Beitrag für eine zeitgerechte 
Gesellschaftsordnung herauszugeben? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Steinmetz 
vom 22. August 1967 

Der Anregung des Adam-Stegerwald-Kreises, eine Steger- 
wald-Gedenkmarke anläßlich des 25. Todestages dieses ver- 
dienten Sozialpolitikers herauszugeben, konnte leider aus be- 
trieblichen Gründen nicht entsprochen werden. Herr Bundes- 
minister Dr, Dollinger hat in einem persönlichen Brief an den 
Geschäftsführer dieses Kreises hierfür um Verständnis gebeten. 

Grundsätzlich würde die Deutsche Bundespost gerne Leben 
und Wirken dieses bedeutenden Mannes durch die Herausgabe 
einer Sondermarke besonders würdigen, wenn nicht ähnliche 
Anlässe so zahlreich wären, daß ihre Berücksichtigung bei der 
Sondermarkenplanung zu einer betrieblich nicht vertretbaren 
Ausgabenmenge führen müßte. So ließen sich viele Wünsche, 
auch für andere hervorragende Persönlichkeiten eine Sonder- 
briefmarke herauszugeben, aus betrieblichen Gründen gleich- 
falls nicht erfüllen. Eine Ausnahmegenehmigung konnte aber 
bei der zwingenden Einschränkung von Neuausgaben für diesen 
Fall leider nicht zugestanden werden. 

Herr Bundesminister Dr. Dollinger hat aber den Herrn Ge- 
schäftsführer des Adam-Stegerwald-Kreises auf die Möglichkeit 
eines Sonderstempels aus Anlaß der feierlichen Veranstaltung 
zum 25, Todestag Adam Stegerwalds hingewiesen. 


102. Abgeordnete Welche Sonder- und Jubiläumsbriefmarken 
Frau Funcke wird die Deutsche Bundespost in den Jahren 
1968 und 1969 herausgeben? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr, Dollinger 
vom 8. September 1967 

Auch für die Jahre 1968 und 1969 gilt aus betrieblichen Grün- 
den der Grundsatz einer sparsamen Sonderpostwertzeichenaus- 
gabe. Deshalb werden die vorgesehenen Ausgaben für diesen 
Zeitraum im wesentlichen auf das übliche Rahmenprogramm 
beschränkt bleiben, das folgende Sondermarken umfaßt: 

1. Die Wohlfahrtsmarken mit Zuschlägen zugunsten der Bun- 
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, 

2. die Jugendmarken mit Zuschlägen zugunsten der Stiftung 
Deutsche Jugendmarke e. V., 

3. die Olympiamarken mit Zuschlägen zugunsten der Stiftung 
zur Förderung der Olympischen Spiele 1972 (u. a. mit einem 
Kopfbild der Fechterin Helene Meyer), 

4. die Europa-Marken, 
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5. die Sondermarken zum Katholikentag bzw. Evangelischen 
Kirchentag, 

6. eine Sondermarke nach einem Vorschlag der katholisdaen 
Kirche, 

7. eine Sondermarke nach einem Vorschlag der evangelischen 
Kirche und 

8. eine Sondermarke mit philatelistischem Motiv. 

Uber dieses Rahmenprogramm hinaus soll im Jahre 1968 die 
Serie „Fortschritt in Technik und Wissenschaft" fortgesetzt 
werden. Weiter sind eine Adenauer gewidmete Gedenkausgabe 
und eine Ausgabe zu Ehren von Richard Wagner (100 Jahre 
Meistersinger) geplant. 

Für das Jahr 1969 habe ich über das Rahmenprogramm hinaus 
noch keine Zusage machen können. 

Wie ich Ihnen bereits in meinem Schreiben vom 3. August 1967 
erläutern durfte, zwingen mich betriebliche Gründe, die Zahl 
der Neuausgaben niedrig zu halten. So werden auch im Jahre 
1969 viele Ereignisse, die von ihrer Bedeutung her gesehen ohne 
Zweifel geeignet und würdig wären, durch Sondermarken her- 
vorgehoben zu werden, bei der Planung unberücksichtigt bleiben 
müssen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


103. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für Wohnungs- 
Vogt wesen und Städtebau bekannt, daß die von 

seinem Hause angeregte Altstadtsanierung 
des ehemaligen Dorfes Schweinheim, ein Stadt- 
teil von Aschaffenburg, deshalb in eine für 
die Stadt finanziell äußerst prekäre und für 
die betroffene Bevölkerung psychologisch 
nicht vertretbare Situation geraten ist, weil 
der Bund im Gegensatz zu den von der Stadt 
und dem Freistaat Bayern bisher je geleiste- 
ten ein Drittel Anteil mit seinem Drittel seit 
1965 im Verzug ist? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schornstein 
vom 28. August 1967 

Das Stadterneuerungsvorhaben Aschaffenburg ist eins von 
sechs der von mir und dem Land Bayern gemeinsam geförderten 
Studien und Modellvorhaben zur Stadterneuerung. 

Meine bisherige Förderung des o. a. Stadterneuerungsvor- 
habens erstreckte sich zunächst auf einen 1. Bauabschnitt des 
Ersatzwohnungsbauvorhabens. Dazu wurden für 37 Wohnungen 
Bundesdarlehensmittel in Höhe von 312 000 DM zur Verfügung 
gestellt. Darüberhinaiis konnte einem Antrag auf Bewilligung 
von Bundeszuschußmitteln zu den verlorenen unrentierlichen Sa- 
nierungskosten im vergangenen Rechnungsjahr nicht entsprochen 
werden, weil die erhoffte Freigabe der hierfür vorgesehenen 
Mittel durch den Herrn Bundesfinanzminister leider nicht er- 
folgte. 


58 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drutksadie V/2090 


104. Abgeordneter Ist, um diesen besonderen Sanierungsmodell- 
Vogt fall (Dorfsanierung im Rahmen der Altstadt- 

sanierung) nicht zum Erliegen kommen zu las- 
sen, um die Stadt Aschaffenburg mit ihren 
bereits eingegangenen finanziellen Verpflich- 
tungen nicht in unübersehbare Schwierigkei- 
ten zu bringen und um den Sanierungswillen 
der Bürger nicht zu gefährden, der Herr Bun- 
desminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau bereit, den zugesagten Anteil des Bundes 
aus seinem Haushalt zügig zu leisten oder an- 
dernfalls dafür Sorge zu tragen, daß aus dem 
zweiten Investitionsprogramm des Bundes der 
Stadt Aschaffenburg die dringend benötigten 
Mittel zur Fortführung dieses Projektes zuge- 
wiesen werden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schornstein 
vom 28. August 1967 

Um die Stadt Aschaffenburg nicht in Schwierigkeiten zu brin- 
gen, werde ich zur Fortführung des Ersatzwohnungsbaues dem 
Land Bayern auf dem mir bereits vorliegenden Antrag ein wei- 
teres Bundesdarlehen von 54 000 DM sofort zur Verfügung stel- 
len. Außerdem habe ich mit der Obersten Baubehörde in Bayern 
vereinbart, daß unter Kürzung der beantragten Förderungsmittel 
für die übrigen in Durchführung befindlichen Modellvorhaben 
im Lande Bayern in diesem Rechnungsjahr für Aschaffenburg 
Bundeszuschußmittel zu den verlorenen Sanierungskosten bis 
zur Höhe von 150 000 DM bewilligt werden. 

Die Weiterförderung der Stadterneuerungsmaßnahme in 
Aschaffenburg mit Bundesmitteln in den kommenden Jahren 
hängt von der Entwicklung der Haushaltstage des Bundes und 
demzufolge von den für diese Aufgaben zur Verfügung stehen- 
den Bundesförderungsmitteln ab. 

Eine Förderung des Sanierungsvorhabens Aschaffenburg aus 
dem zweiten Investitionsprogramm des Bundes ist leider nicht 
möglich, da diese Mittel ausschließlich zum Neubau von Woh- 
nungen für einen bestimmten Personenkreis sowie für die 
Modernisierung und Instandsetzung von Altwohngebäuden 
zweckgebunden sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


105. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Da nach einer Mitteilung des Bundesministeri- 
ums für Gesundheitswesen der Bundesregie- 
rung ein Verordnungsentwurf vorliegt über 
die unmittelbare Abgabe von radioaktiven 
Arzneimitteln an Ärzte, frage ich die Bundes- 
regierung, wie sichergestellt werden soll, daß 
Arzte, welche solche Arzneimittel erhalten, 
die nötige Ausbildung im Umgang mit radio- 
aktiven Stoffen besitzen, auch über Strahlen- 
schutz, genetische und somatische Schäden 
hinreichend Bescheid wissen, um solche Arz- 
neimittel verantwortlich handhaben und an- 
wenden zu können? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. von Heppe 
vom 17. August 1967 

An dem bisherigen Rechtszustand, wonach Ärzte, die radioak- 
tive Arzneimittel zu diagnostischen oder therapeutischen Zwek- 
ken anwenden wollen, einer Genehmigung zum Umgang mit 
radioaktiven Stoffen nach § 3 der Ersten Strahlenschutzverord- 
nung (1. SVO) bedürfen, hat sich nichts geändert. Dies ergibt 
sich aus Artikel 1 Nr. 7 der erwähnten Änderungsverordnung 
wonach die Vorschriften der 1. SVO unberührt bleiben. In der 
Änderungsverordnung ist u. a. lediglich die Liste der Arznei- 
mittel, die auch an Ärzte abgegeben werden können, den heuti- 
gen Erfordernissen der ärztlichen Praxis angepaßt worden. 

Wie bisher ist somit auch in Zukunft sichergestellt, daß diese 
Ärzte die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen des § 3 
der l.SVO erfüllen müssen. Bei der im Genehmigungsverfahren 
zu prüfenden Fachkunde werden die Richtlinien für den notwen- 
digen Umfang der Fachkunde auf dem Gebiet des Strahlen- 
schutzes bei dem Umgang mit radioaktiven Stoffen im medizini- 
schen Bereich zugrundegelegt, die von meinem Hause gemein- 
sam mit den für den Strahlenschutz zuständigen Behörden des 
Bundes und der Länder unter Mitwirkung von Fachvertretern 
der Medizin erarbeitet worden sind. Das Merkblatt „Grundsätze 
für den Strahlenschutz bei Anwendung radioaktiver Stoffe im 
medizinischen Bereich'' enthält in der Anlage 1 (S. 21/22) diese 
Richtlinien. 

Ergänzend darf ich darauf hinweisen, daß das Institut für 
.Strahlenschutz der Gesellschaft für Strahlenforschung mbH Mün- 
chen in Neuherberg, die von meinem Hause finanziert wird, 
laufend Kurse zur beruflichen Fortbildung im Strahlenschutz 
für Ärzte abhält. An diesen Kursen, die neben Vorlesungen über 
Schutzmaßnahmen und strahlenbiologische Grundlagen des Strah- 
lenschutzes auch praktische Übungen und klinische Demonstra- 
tionen umfassen, haben seit 1960 ca. 4200 Ärzte teilgenommen. 

106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ähnlich wie 

Dr. Jahn andere Industrienationen es tun, ins Ausland 

(Braunschweig) abgewanderte oder auf Zeit im Ausland tätige 
deutsche Wissenschaftler laufend über die 
Wissenschafts- und Forschungspolitik unseres 
Landes sowie über technische Entwicklung und 
industrielle Planung zu unterrichten? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Stoltenberg 
vom 5. September 1967 

Die Bundesregierung verhandelt seit einiger Zeit mit den 
Kultusministern der Länder, der Westdeutschen Rektorenkon- 
ferenz, der Deutschen Forschungsgemeinschaft und dem Deut- 
schen Akademischen Austauschdienst über die Einrichtung einer 
Stelle, die mit den deutschen Wissenschaftlern in den USA Kon- 
takt aufnehmen und sie über den Stand der deutschen Wissen- 
schaft und Forschung sowie Fragen der Wissenschaftspolitik 
informieren soll. Die Bundesregierung glaubt, daß dieser Weg 
über eine Kontaktstelle, die von allen zuständigen Stellen ge- 
tragen wird, besser ist als eine unmittelbare Unterrichtung durch 
eine staatliche Behörde. 

Als geeignete Institution kommt die Vermittlungsstelle für 
deutsche Wissenschaftler im Ausland in Betracht, die bereits 
eine ähnliche Aufgabe wahrnimmt. Sie wird die neue Funktion 
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übernehmen, sobald bestimmte organisatorische Voraussetzun- 
gen gegeben sind und eine personelle Verstärkung durch die 
Bewilligung einer beantragten Referentenstelie möglich ist. Um 
einen Überblick über die Möglichkeiten der Information abge- 
wanderter Wissenschaftler zu erhalten, versendet der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung seit Anfang dieses 
Jahres laufend seinen Pressedienst sowie wissenschaftliche 
Informationsdienste an eine größere Zahl deutscher Wissen- 
schaftler in den USA. Diese Aktion hat durchweg ein positives 
Echo gefunden. Zur Zeit bemüht sich auch die Deutsche Botschaft 
in Washington, mit den Wissenschaftlern Fühlung aufzunehmen. 
Eine Information aller deutscher Wissenschaftler in den USA 
wird aber erst nach Errichtung der Kontaktstelle möglich sein. 

107. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind eingeleitet worden, 

Dr. Jahn um mit deutschen Wissenschaftlern im Aus- 

(Braunschweig) land in ständiger Verbindung zu bleiben? 

Schriftliche Antwort des Biindesministers Dr. Stoltenberg 
vom 5. September 1967 

Wie ich bereits erwähnt habe, soll die Vermittlungsstelle die 
Funktion einer Kontaktstelle übernehmen. Ihre erste Aufgabe 
wird es sein, ein Register über die deutschen Wissenschaftler 
ini Ausland anzulegen. 

Eine Befragung der deutschen Hochschul- und sonstigen For- 
schungsinstitute hat bereits die Namen von ca. 1000 Wissen- 
schaftlern ergeben. Die Adressen sind jedoch teilweise überholt 
und müssen neu ermittelt werden. 

Während die allgemeine Information über die deutsche Wis- 
senschaft und Forschung von der Vermittlungsstelle und der 
Deutschen Botschaft ausgehen soll, hat sich zur Beantwortung 
von speziellen Fragen aus den einzelnen Fachgebieten die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft bereit erklärt, die insoweit 
die Kontaktstelle unterstützen wird. Eine wichtige Aufgabe der 
Kontaktstelle wird darin bestehen, die Wissenschaftler, die wie- 
der eine Tätigkeit in Deutschland übernehmen möchten, zu be- 
raten und zu unterstützen. 

108, Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Rinsche rung, das technologische Wissen, das als Er- 

gebnis oder Nebenergebnis der von der Bun- 
desregierung geförderten Forschungen anfällt, 
für die gesamte Wirtschaft und insbesondere 
auch für die mittelständischen Unternehmen 
kurzfristig nutzbar zu machen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Stoltenberg 
vom 4. September 1967 

Die Bundesregierung sieht und nutzt eine Reihe von Möglich- 
keiten zur Lösung dieses wichtigen Problems. Sie bewilligt ihre 
Förderungsmittel nur unter der Voraussetzung, daß die For- 
schungs- und Entwicklungsergebnisse nach Abschluß der Arbei- 
ten grundsätzlich veröffentlicht oder auf andere Weise der All- 
gemeinheit zugänglich gemacht werden. Dies geschieht in ver- 
schiedener Form, Zum Beispiel sind in den Bereichen der Kern- 
und Weltraumforschung die Zuwendungsempfänger bzw. Auf- 
tragnehmer gehalten, über ihre Arbeiten in der vom Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung herausgegebenen 
Schriftenreihe „Forschungsberichte" ausführlich zu berichten. 
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Im Rahmen der Förderung der mittelständischen Unternehmen 
werden die Ergebnisse der vom Bundesminister für Wirtschaft 
über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereini- 
gungen e. V. (AIF) geförderten Forschungsarbeiten durch Ver- 
öffentlichung in der wissenschaftlichen Fachpresse der jeweiligen 
Sparten, durch Übersichten zur Herstellung von Querverbin- 
dungen zwischen den Fachgebieten, durch zusammengefaßte 
Veröffentlichungen in der Sprache des Praktikers, durch Kollo- 
quien und durch Beratungsdienste an die Klein- und Mittelin- 
dustrie herangebracht. In entsprechender Weise werden auch 
die Arbeitsergebnisse der wissenschaftlichen Bundesanstalten 
nutzbar gemacht. Darüber hinaus sorgt die Bundesregierung 
unter Berücksichtigung internationaler Zusammenarbeit für den 
Aus- und Aufbau eines leistungsfähigen nationalen Dokumen- 
tations- und Informationssystems. Dieser Aufbau vollzieht sich 
grundsätzlich nach dem auch vom Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes empfohlenen Prinzip der koordinierten Dezentrali- 
sation mit Fachgebietsgliederung. Die einzelnen Dokumenta- 
tionsstellen haben die Aufgabe, die Fachliteratur des In- und 
Auslandes zu erfassen und auszuwerten sowie Wissenschaft 
und Wirtschaft über den jeweiligen Erkenntnisstand schnell und 
gezielt zu informieren. 


109, Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, auf Bun- 
Dr. Rinsche desebene eine Dokiimentationszentrale für 

technologischen Fortschritt und dessen wirt- 
schaftliche Anwendung — nach dem Beispiel 
des „Technology Utilization Program" der 
NASA (National Aeronautics and Space Ad- 
ministration) der USA — einzurichten? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Stoltenberg 
vom 4. September 1967 

Die Bundesregierung hat die Absicht, eine solche überfachliche, 
zentrale Einrichtung zunächst nur im Bereich der Weltraum- 
forschung zu erproben. Entsprechend ihrem mittelfristigen Pro- 
gramm zur Förderung der Weltraumforschung in den Jahren 
1967 bis 1971 leitet sie gegenwärtig Maßnahmen ein, die in der 
gesamten Wirtschaft zu einer verstärkten Nutzung der aus der 
Weltraumforschung gewonnenen Kenntnisse und Erfahrungen 
führen sollen. Es wird in Ergänzung des bestehenden Dokumen- 
tationssystems ein dem „Technology Utilization Service" der 
„National Aeronautics and Space Administration" — NASA — 
der USA im Prinzip entsprechender Auswerte- und Informations- 
dienst für technische Neuerungen errichtet. Im einzelnen ist 
folgendes vorgesehen: 

a) Die im Bereich der Weltraumforschung tätigen deutschen 
Firmen sowie die geförderten Forschungsinstitute sollen ver- 
traglich verpflichtet werden, in der Berichterstattung über 
die Ergebnisse ihrer Arbeiten auf entsprechende technische 
Neuerungen aufmerksam zu machen. 

b) Die Gesellschaft für Weltraumforschung mbH (GFW) wird 
beauftragt, im Rahmen ihrer Aufgaben (Projekt-Begleitung, 
Entwicklungs-Bauaufsicht etc.) diese möglicherweise ver- 
wertbaren Hinweise zu sammeln und auszuwerten, gegebe- 
nenfalls auch geeignete wissenschaftliche Institute zur Aus- 
wertung hinzuzuziehen. 
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c) Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung und Ge- 
sellschaft für Weltraumforschung mbH (GFW) sollen bereits 
vorliegendes Berichtsmaterial aus Forschung und Industrie 
auf anwendungsfähige Neuerungen untersuchen. 

d) Kommerziell nutzbare Ergebnisse sollen danach durch beste- 
hende Dokumentations- und Informationsdienste sowie durch 
die technische Fachpresse den interessierten Kreisen der 
Wissenschaft und Wirtschaft zugänglich gemacht werden. 

Bereits in den nächsten Wochen werden Fachkräfte aus dem 
Bereich des Bundesministeriums für wissenschaftliche Forschung 
und der Gesellschaft für Weltraumforschung mbH (GFW) zur 
NASA entsandt werden, um die dortigen Informationseinrich- 
tungen gründlich zu studieren. 

Sobald im Bereich der Weltraumforschung hinreichende Er- 
fahrungen vorliegen, wird geprüft werden, inwieweit auch an- 
dere Bereiche der vom Bund geförderten Forschung und Ent- 
wicklung in einem gemeinsamen Auswerte- und Informations- 
dienst für technische Neuerungen zusammenzufassen sind. 

110. Abgeordneter Gibt es bereits konkrete oder kurzfristig rea- 
Dr. Rinsche lisierbare Möglichkeiten einer Zusammenar- 

beit mit den zuständigen Länderministerien, 
um durch Einrichtung von regionalen Zentren 
zur Weiterleitung technologischer Verwer- 
tungshinweise an Unternehmen und Institu- 
tionen die Gemeinschaftsaufgabe einer volks- 
wirtschaftlich sinnvollen Nutzung der For- 
schungsergebnisse ihrer Lösung näher zu füh- 
ren? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Stoltenberg 
vom 4. September 1967 

Zwischen der Bundesregierung und den zuständigen Ländermi- 
nisterien bestehen auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Doku- 
mentation und Information gute Kontakte. In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es gegenwärtig insgesamt etwa 300 Dokumen- 
tationsstellen; für größere Fachgebiete werden Zentralstellen 
eingerichtet, die entweder selbst die gesamte Dokumentations- 
arbeit übernehmen oder durch zuarbeitende Spezialdokumen- 
tationsstellen beliefert werden. Für ihre Koordinierung ist das 
Institut für Dokumentationswesen in Frankfurt (Main) zuständig, 
das mit den Bundes- und Länderministerien eng zusammenar- 
beitet. 

Das Auswerte- und Informationsvorhaben im Bereich der 
Weltraumforschung wird darüber Aufschluß geben, ob neben 
den vorhandenen Fachdokumentationsstellen noch besondere 
regionale Einrichtungen zur Weiterleitung technischer Verwer- 
tungshinweise an Wirtschaftsiinternehmen erforderlich sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


111. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Ände- 
rung zum Bundesseuchengesetz vom 17. Juli 
1961 oder eine entprechende Verordnung mit 
dem Inhalt, wie er vom Deutschen Medizini- 
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eben Informationsdienst zur Verbesserung der 
Hygiene in Gemeinschaftswaschräumen am 
21. Juni 1967 vorgeschlagen wurde: 

„Waschräume und Toiletten öffentlich zu- 
gänglicher Gebäude und Räumlichkeiten 
und sonstige Gemeinschaftswaschstellen 
müssen mit der jeweiligen Besucherfre- 
quenz angepaßten Waschgelegenheiten, 
mit fließendem Wasser, Einmal-Seife so- 
wie nur einmal zu benutzenden Hand- 
tüchern ausgestattet sein”? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs 

Prof. Dr. von Manger-Koenig vom 23. August 1967 


Die im Kampf gegen das Gemeinschaftshandtuch geleistete 
— zum Teil von meinem Hause angeregte und geförderte ■ — 
Öffentlichkeitsarbeit ist beträchtlich. Einen Überblick gibt die 
vom Zentralinstitut für Gesundheitserziehung — deutsches Ge- 
sundheitsmuseum — , der jetzigen Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung, herausgegebene Dokumentation „Gesun- 
de Jugend — Gesundes Volk — Täglich gefährdet?”. Es scheint 
jedoch, als ob dem Problem mit Aufklärung der Bevölkerung 
und erzieherischen Maßnahmen allein nicht wirksam begegnet 
werden kann. 

Es wird deshalb die Frage geprüft, ob in das Bundes-Seuchen- 
gesetz eine ausdrückliche Regelung in dem von Ihnen vorge- 
schlagenen Sinne oder eine Verordnungsermächtigung zum Er- 
laß einer entsprechenden Verordnung aufgenommen werden 
soll. 

Die bisherigen Erörterungen mit den Vertretern der Länder 
haben ergeben, daß eine Erweiterung der Generalklausel des 
§10 des Bundes-Seuchengesetzes erwogen werden sollte, durch 
die die zuständigen Behörden ermächtigt werden, Maßnahmen 
zur Verhütung übertragbarer Krankheiten auch schon dann 
zu ergreifen, wenn die Annahme besteht, daß Tatsachen vorlie- 
gen, die zum Auftreten übertragbarer Krankheiten führen kön- 
nen. Die geltende Fassung des § 10 a. a. O. macht ein Einschreiten 
der Behörden davon abhängig, daß Tatsachen „festgestellt wer- 
den”, die zum Auftreten übertragbarer Krankheiten führen 
können. 

Nach einer entsprechenden Änderung des Gesetzes hätten die 
zuständigen Behörden die Möglichkeit, immer dann einzuschrei- 
ten, wenn die Gefahr des Auftretens einer übertragbaren Krank- 
heit erfahrungsgemäß gegeben sein kann. Sie könnten dann 
auch gegen eine den Erfordernissen der Hygiene nicht entspre- 
chende Ausstattung von Wasch- und Toilettenräumen, insbe- 
sondere gegen die Benutzung von Gemeinschaftshandtüchern, 
in öffentlich-zugänglichen Gebäuden und Räumlichkeiten und 
sonstigen Gemeinschaftswaschstellen Vorgehen und die Abstel- 
lung der Mängel im Verwaltungszwangswege durchsetzen. 

Ich habe den Eindruck, daß sich bei einer solchen Änderung 
des Gesetzes eine ausdrückliche Regelung des von Ihnen ange- 
sprochenen Tatbestandes erübrigen würde. Jedenfalls werde ich 
den Fragenkomplex zu gegebener Zeit mit den Ländervertre- 
tern erörtern. 
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Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß auch auf Grund 
bereits bestehender gesetzlicher Regelungen für bestimmte Be- 
reiche die Beseitigung hygienischer Mißstände bei Wasch- und 
Toilettenanlagen verlangt werden kann. Ich denke z. B. an die 
Möglichkeit von Auflagen auf Grund des Gaststättengesetzes. 


112. Abgeordneter Meint die Bundesregierung, daß die Interessen 
Dichgans der Post jede beliebige Lärmstärke rechtfer- 

tigen, auch zur Nachtzeit in Wohngebieten? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs 

Prof. Dr. von Manger-Koenig vom 22. August 1967 

Diese Frage ist zu verneinen. 


113. Abgeordneter Wenn die Frage 112 verneint wird: Wo 
Dichgans liegt nach Auffassung der Bundesregierung die 

Grenze für den zulässigen nächtlichen Lärm in 
Wohngebieten, ausgedrückt in Dezibel, die 
aus Gesundheitsgründen keinesfalls über- 
schritten werden darf, auch wenn die Über- 
schreitung im Interesse der Postbeförderung 
läge? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs 

Prof. Dr. von Manger-Koenig vom 22. August 1967 

Nach den derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen läßt 
sich die Frage nach der Grenze zwischen belästigendem und 
gesundheitsgefährdendem Lärm nicht eindeutig beantworten. 
Haben einzelne Untersuchungen zwar ergeben, daß mit vegeta- 
tiven Störungen bei Schallpegeln von mehr als 70 dB(A) im 
Wachzustand, von mehr als 55 dB(A) im Schlafzustand zu rech- 
nen ist, so läßt sich hieraus z. Z, noch keine in Werten ausge- 
drückte allgemein gültige Schädlichkeitsgrenze bestimmen, weil 
die gesundheitsgefährdende Wirkung nicht nur vom Schallpegel 
der einzelnen Geräusche, sondern von einer Reihe anderer 
Faktoren, insbesondere der Häufigkeit und der Dauer der Ge- 
räusche abhängig ist. Die Untersuchungen über die medizinische 
Bewertung dieser Faktoren sind noch nicht abgeschlossen. 

Für die Abgrenzung von Lärmzonen in der Umgebung von 
Flughäfen enthält das Göttinger-Fluglärmgutachten Vorschläge 
für Geräuschrichtwerte und die Bewertung des Fluglärms. Das 
Gutachten stellt allerdings nicht auf eine rein medizinische Lärm- 
beurteilung, sondern in Übereinstimmung mit der Praxis der 
Lärmbekämpfung auf anderen Gebieten in erster Linie auf die 
Zumutbarkeit von Fluglärm ab. Das Wohnen in Gebieten, in 
denen der äquivalente Dauerschallpegel mehr als 67 dB(A) be- 
trägt, wird nach dem Gutachten als unzumutbar angesehen. 

Der Entwurf eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der 
Umgebung von Flughäfen — Drucksache V/355 — gründet sich 
auf die in dem Fluglärmgutachten angegebenen Zumutbarkeits- 
werte, Der Entwurf sieht zum Schutz vor unzumutbarem Flug- 
lärm lediglich Planungsmaßnahmen und finanzielle Flilfen vor. 
Bei den Beratungen des Gesetzentwurfs im federführenden 
Bundestagsausschuß stehen jedoch darüber hinaus Vorschläge 
über Maßnahmen zur Minderung des Fluglärms, insbesondere 
während der Nachtzeit zur Erörterung, 


65 



Drucksache V/2090 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


114. Abgeordneter 

Dr* Müller- 
Emmert 


Wie weit sind die Vorarbeiten und Bespre- 
chungen mit den Bundesländern zwedcs Ein- 
führung eines Gesundheitspasses für jeder- 
mann und eines Mutterpasses, in die die je- 
weils wichtigen ärztlichen Untersuchungser- 
gebnisse und Maßnahmen eingetragen werden 
sollen, gediehen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 8. September 1967 


Der Einführung eines Gesundheitspasses für jedermann ste- 
hen grundsätzliche Bedenken entgegen, die teils verfassungs- 
rechtlicher Natur sind, teils den Grundsatz der ärztlichen Schwei- 
gepflicht berühren. In Übereinstimmung mit den obersten Lan- 
desgesundheitsbehörden sehe ich daher keine Möglichkeit, einen 
amtliche Gesundheitspaß einzuführen. 

Ich habe jedoch zu einer mündlichen Frage des Herrn Abge- 
ordneten Ott am 24. Februar 1967 auf das mit dem Bundesseu- 
chengesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1962 eingeführte Impf- 
buch hingewiesen, das neben den Impfbescheinigungen Raum 
bietet für weitere Vermerke, wie z. B. über die Blutformel, über 
Allergien, Stoffwechselerkrankungen und andere gesundheitlich 
wichtige Daten. Ein derart geführtes Impfbuch kann also in 
wesentlichen Punkten einen Gesundheitspaß ersetzen. 

Ich würde es begrüßen, wenn in zunehmendem Maße von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht würde, das Impfbuch durch zu- 
sätzliche Eintragungen zu ergänzen. Außerdem möchte ich daran 
erinnern, daß es Interessenten frei steht, einen der von verschie- 
denen Stellen angeboteten Gesundheitspässe zu erwerben und 
ihre behandelnden Ärzte zu bitten, die nötigen Eintragungen 
darin vorzunehmen. 

Für die Einführung eines Mütterpasses im Rahmen des Mut- 
terschutzgesetzes liegt die Kompetenz beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung. Ich habe dieses Ministerium 
davon unterrichtet, daß die Konferenz der für das Gesundheits- 
wesen zuständigen Minister und Senatoren der Länder auf ihrer 
Sitzung am 22. /23. Juni 1967 in Berlin sich für die Ausgabe 
eines bundeseinheitlichen Mütterpasses ausgesprochen hat. 
Gleichzeitig habe ich betont, daß auch ich die Einführung eines 
Mütterpasses aus ärztlichen, sozialhygienischen und psycholo- 
gischen Gründen für notwendig halte. 

Der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen hat nach 
§ 195 c i, V. m. § 368 p der Reichsversicherungsordnung das 
Nähere über die Gewähr für ausreichende und zweckmäßige 
ärztliche Betreuung sowie über die dazu erforderlichen Auf- 
zeichnungen und Bescheinigungen während der Schwangerschaft 
und nach der Entbindung durch Richtlinien beschlossen (vgl. die 
Richtlinien vom 8. Dezember 1965, Bundesanzeiger Nr. 246 S. 2). 
Die Beratungen des Bundesausschusses über Änderungen und 
Ergänzungen dieser Richtlinien sind noch nicht abgeschlossen. 
Wie mir das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
mitgeteilt hat, beabsichtigt der Biindesausschuß, sich im Oktober 
d. J. mit der Frage der Einführung eines bundeseinheitlichen 
Mütterpasses zu beschäftigen. 
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Diesen Paß würden nur die Frauen erhalten, die entweder in 
der gesetzlichen Krankenversicherung selbst versichert sind, 
oder im Rahmen der Familienhilfe Leistungen bei Mutterschaft 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung erhalten. Wenn der 
Bundesausschuß, wie ich hoffe, die Einführung eines Mütter- 
passes für diesen Personenkreis beschließt, werde ich die ober- 
sten Landesgesundheitsbehörden anregen, diesen Paß in geeig- 
neter Weise auch den werdenden Müttern zur Verfügung zu 
stellen, die weder in der gesetzlichen Krankenversicherung ver- 
sichert sind, noch im Rahmen der Familienhilfe betreut werden. 


Bonn, den 19. September 1967 



